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1 EINLEITUNG

Spätestens seit der Atomkatastrophe von Fukushima 
im Jahr 2011 ist die Energiewende in der Bundesrepu-
blik beschlossene Sache. Von der CDU bis zur Partei 
DIE LINKE befürworten alle im Bundestag vertretenen 
Parteien das Projekt. Neben der Umstellung der Ener-
gieversorgung auf erneuerbare Energieträger bein-
haltet die Energiewende dem Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie (BMWi) zufolge den Ausstieg 
aus der Atomenergie sowie die Steigerung der Ener-
gieeffizienz (BMWi 2014). Das Ministerium begreift die 
Energiewende als «Weg in eine sichere und saubere 
Zukunft». Trotzdem ist die Umsetzung der Energiewen-
de alles andere als unumstritten: Soll die Energiever-
sorgung der Zukunft weiterhin durch die großen Ener-
giekonzerne erfolgen, oder sollen dezentrale Akteure 
wie Genossenschaften und Stadtwerke diese langfris-
tig ersetzen? Brauchen wir neue Hochspannungslei-
tungen, oder erzeugt in Zukunft jeder Haushalt seinen 
eigenen Strom? Sollten wir auf den Feldern Biodiesel 
anbauen oder lieber ganz aufs Autofahren verzichten? 
Kann und soll der Klimawandel im Rahmen eines ka-
pitalistischen Wirtschaftssystems bearbeitet werden, 
oder brauchen wir grundsätzliche Alternativen? 

Hinter jeder dieser Fragen verbergen sich unter-
schiedliche gesellschaftliche Akteure mit ihren je-
weiligen Interessen, Idealvorstellungen und Werten: 
Während die Energiekonzerne große Offshore-Wind-
parks vor der Küste bauen möchten, setzen Energie-
genossenschaften oder Bioenergiedörfer auf die De-
zentralisierung der Energieversorgung. Dort, wo neue 
Stromleitungen oder Windparks gebaut werden sollen, 
beklagen sich AnwohnerInnen über die «Verschande-
lung» der Landschaft, und UmweltschützerInnen war-
nen vor dem Aussterben bedrohter Fledermausarten. 
Die Gewerkschaften sorgen sich um den Verlust von 
Arbeitsplätzen, während andernorts Bürgerbegehren 
die Rekommunalisierung der Stromversorgung erstrei-
ten. Dies verdeutlicht, dass es sich bei der Energiewen-
de nicht um einen rein technischen Umbau der Ener-
gieversorgung handelt, sondern dass es im gleichen 
Maße um eine gesellschaftliche Transformation geht, 
die neue Konflikte hervorruft. Dadurch werden neben 
Fragen nach der technischen Machbarkeit und Um-
setzung auch Fragen nach Partizipation und Akzeptanz 
sowie nach grundlegenden Wertvorstellungen aufge-
worfen.

Die Debatten um die Transformation der deutschen 
Energieversorgung schlagen sich auch in den wissen-
schaftlichen Arbeiten zum Thema nieder. So gibt es 
sehr unterschiedliche Auffassungen darüber, was mit 
Transformation bezeichnet wird, in welche Richtung 
beziehungsweise wie weit sie gehen oder gefördert 
werden kann. Im Zusammenhang mit der Energiewen-
de sind derzeit die sogenannten Transitions-Ansätze 
sehr prominent. Die Transitions-Schule beschreibt, 
wie der Übergang zu einer nachhaltigeren Gesell-

schaft gestaltet und sogar «gemanagt» werden kann. 
Ein Ausgangspunkt dieser Studie ist die These, dass 
die Transitions-Ansätze zentrale Aspekte von Transfor-
mationsprozessen nicht ausreichend beleuchten. So 
etwa die Fragen danach, wie Nachhaltigkeit definiert 
werden soll, welche Rolle Machtverhältnisse in Trans-
formationsprozessen spielen oder wer aus welchem 
Grund Veränderungen in eine bestimmte Richtung an-
strebt. 

Ziel dieser Studie ist es, vor diesem Hintergrund 
mögliche Grundlagen und Ansatzpunkte für eine kri-
tische Energieforschung zu skizzieren. Unter kriti-
scher Energieforschung verstehen wir erstens eine 
Forschung, die die aktuellen Veränderungen im Ener-
giesektor in allgemeine gesellschaftliche Verhältnis-
se – wie etwa die ungleiche Verteilung von Ressour-
cen, Macht etc. – einbettet. Daran schließt zweitens 
eine Kritik gesellschaftlicher Verhältnisse an, die Un-
gleichheiten – im Energiesektor und darüber hinaus – 
zulassen, und drittens die Formulierung von konkreten 
Maßnahmen wie auch Utopien für die Veränderung 
bestehender Strukturen. Als Indikator für die Untersu-
chung bestehender gesellschaftlicher Verhältnisse im 
Energiesektor und als Orientierung für mögliche Ver-
änderungen schlagen wir den Begriff Energiedemokra-
tie vor. 

In sozialen Bewegungen weltweit wird unter Stich-
worten wie Energiedemokratie oder Energiegerechtig-
keit (energy justice) zunehmend die Vision einer alter-
nativen Energieversorgung formuliert. Dabei handelt 
es sich keinesfalls um ein abschließend ausgearbeite-
tes oder einheitliches Konzept. Im Gegenteil verbergen 
sich hinter den teils synonym verwendeten Begriffen 
ganz unterschiedliche Vorstellungen. Die mit Ener-
giedemokratie und Energiegerechtigkeit assoziierten 
Forderungen reichen von einer fairen Verteilung von 
Kosten und Nutzen der Energieversorgung über einen 
gesicherten Zugang zu ausreichend Energie für alle 
Menschen bis hin zur Vergesellschaftung von Energie-
versorgern. Diese Begriffe bieten damit einen guten 
Zugang für die Betrachtung gesellschaftlicher Konflik-
te im Zusammenhang mit Transformationen der Ener-
gieversorgung. Diese Konflikte wiederum weisen auf 
Probleme und Ungerechtigkeiten im Zusammenhang 
mit der Energiewende hin – also auf die Punkte, an de-
nen eine kritische Energieforschung ansetzen sollte.

Die Studie ist wie folgt aufgebaut: Zu Beginn stel-
len wir dar, wie die Begriffe Energiedemokratie und 
Energiegerechtigkeit in sozialen Bewegungen und 
in der Wissenschaft diskutiert werden (Kapitel 2). An 
diese Bestandsaufnahme anschließend stellen wir die 
Transitions-Ansätze und einige der Hauptkritikpunkte 
daran näher vor (Kapitel 3). Dieser Kritik stellen wir im 
darauf folgenden Abschnitt (Kapitel 4) verschiedene 
Ansätze entgegen, die Anregungen für Analysen und 
Alternativen einer kritischen Energieforschung liefern 
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könnten. In Kapitel 4.1 beschäftigen wir uns mit ver-
schiedenen Zugängen, die die Beziehungen zwischen 
Natur und Gesellschaft thematisieren und die daran 
geknüpften Machtverhältnisse untersuchen. Dabei 
befassen wir uns mit den aus der englischsprachi-
gen Debatte stammenden Konzepten der Politischen 
Ökologie («Political Ecology»), der Umweltgerechtig-
keit und der «Urban Political Ecology» sowie mit dem 
in der deutschsprachigen Debatte verankerten An-
satz der Sozialen Ökologie beziehungsweise der ge-
sellschaftlichen Naturverhältnisse. Kapitel 4.2 widmet 
sich drei Ansätzen, die Visionen für alternative Formen 
des Wirtschaftens formulieren: der immer populärer 
werdenden Idee der Commons (Gemeinschaftsgüter), 
dem in sozialen Bewegungen weltweit verwendeten 
Konzept der Solidarischen Ökonomie und der im ge-
werkschaftlichen Umfeld entwickelten Vorstellung 
der Wirtschaftsdemokratie. Im abschließenden Fazit 
(Kapitel 5) wollen wir versuchen, praktische wie the-

oretische Ansatzpunkte für eine kritische Energiefor-
schung zu skizzieren.

Im Vergleich mit der empirisch ausgerichteten Stu-
die zu verschiedenen Beispielen von demokratischen 
Energieprojekten in Europa von Conrad Kunze und 
Sören Becker (2014) ist die vorliegende Studie der Ver-
such einer theoretisch-analytischen Auseinanderset-
zung mit diesen Themenfeldern. Sie soll Hintergründe 
aufzeigen und Anregungen zur Diskussion bieten, prä-
sentiert jedoch keine Lösungsansätze oder Handlungs-
empfehlungen. Die Studie kann für das mittlerweile 
sehr umfangreiche und dynamische Feld der sozialwis-
senschaftlichen Energieforschung nur eine Moment-
aufnahme liefern und erhebt keinerlei Anspruch auf 
Vollständigkeit. Unser zentrales Anliegen ist es, Ansät-
ze für kritische Perspektiven vorzustellen, die Anregun-
gen sowohl für die weitere wissenschaftliche Ausei-
nandersetzung geben als auch für Energiekämpfe an 
unterschiedlichen Orten.
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2 ENERGIEDEMOKRATIE UND ENERGIEGERECHTIGKEIT: 
ZWEI KONZEPTE ZWISCHEN AKTIVISMUS 
UND WISSENSCHAFT

Mehr Demokratie und Gerechtigkeit im Energiesektor 
ist eine zentrale Forderung verschiedener sozialer Be-
wegungen, Nichtregierungsorganisationen (NGOs), 
Gewerkschaften und politischer Stiftungen. Und auch 
in wissenschaftlichen Veröffentlichungen zum Thema 
Energie werden Fragen von Zugang und Beteiligung 
sowie von der Verteilung von Kosten und Gewinnen 
der Energieproduktion zunehmend diskutiert, ohne je-
doch den Mainstream der Energieforschung auszuma-
chen. In diesem Kapitel versuchen wir möglichst viele 
Aspekte der Debatte vorzustellen, indem verschiede-
ne Debattenstränge zusammengeführt werden, die 
sich momentan in sozialen Bewegungen und in der 
Wissenschaft um die Begriffe Energiedemokratie und 
Energiegerechtigkeit entwickeln.

Dabei zeichnen wir sowohl die englischsprachige in-
ternationale Debatte als auch die deutsche Diskussion 
nach und greifen Argumente aus aktivistischen und 
wissenschaftlichen Debatten auf. Die in diesem Kapitel 
vorgenommene Trennung zwischen englischsprachi-
ger und deutscher sowie zwischen wissenschaftlicher 
und aktivistischer Debatte ist dabei zu einem gewissen 
Grad künstlich. Die vorgestellten Stränge überschnei-
den sich – Ideen aus dem englischen Sprachraum 
werden in Deutschland aufgenommen, manche Wis-
senschaftlerInnen sind gleichzeitig in sozialen Bewe-
gungen aktiv etc. Ähnliches gilt für die zentralen Be-
griffe Energiedemokratie und Energiegerechtigkeit, 
die – so unsere These – bei aller unterschiedlichen Ver-
wendung in den USA, Großbritannien und Deutsch-
land ähnliche Aspekte der Energieversorgung in den 
Blick nehmen. Trotzdem richten wir die Diskussion in 
diesem Kapitel an den Kernthemen und Zugängen der 
Debatten aus, um so ein möglichst breites Panorama 
der verschiedenen Aspekte abzubilden.

2.1 DIE INTERNATIONALE DEBATTE
2.1.1 USA: Energiegerechtigkeit als Weiter­
entwicklung von Umweltgerechtigkeit
Die Ursprünge des Begriffs Energiegerechtigkeit ge-
hen auf eine Auseinandersetzung 1979 in Houston 
(USA) zurück. Die Stadt plante damals den Bau ei-
ner Giftmülldeponie im mehrheitlich von Afroame-
rikanerInnen bewohnten Stadtteil Northwood Ma-
nor. Dagegen erhoben AnwohnerInnen Klage mit der 
Begründung, es handele sich um einen Fall von Um-
weltrassismus. Grundlage der Klage war eine Studie 
(Bullard 1983), die zeigte, dass es unverhältnismäßig 
viele Giftmülldeponien in Houston in mehrheitlich von 
Schwarzen bewohnten Stadtteilen gab. Der Begriff 
Umweltgerechtigkeit (environmental justice) wurde in 
der Folge zum Kampfbegriff sozialer Bewegungen ge-
gen die ungleiche Verteilung von Kosten und Nutzen 
negativer Umwelteinflüsse.

Umweltgerechtigkeit oder environmental justice ist ein 
prominentes Beispiel für die Überlappung zwischen 
sozialen Bewegungen und akademischen Debat-
ten. Nach der bereits erwähnten Studie «Solid Waste 
Sites and the Black Houston Community» von Robert 
D. Bullard (1983) zeigte sich in Folgestudien für ande-
re Regionen in den USA ein ähnliches Bild. Forschung 
und soziale Bewegungen berufen sich dabei «on the 
well-established fact that disempowered communi-
ties, especially racial minority communities and the ur-
ban poor, are disproportionately located in and around 
technological hazards» (Robbins 2012: 74). Was dabei 
zuerst kommt, benachteiligte Quartiere oder schädli-
che Industrieansiedlungen, ist dabei eine umstrittene 
Frage (Pastor et al. 2001). In der Regel wird argumen-
tiert, dass sich soziale Benachteiligung und Umwelt-
schäden gegenseitig verstärken.

Der normative Schluss ist dagegen umso klarer: Bul-
lard zufolge ist Umweltgerechtigkeit gleichbedeutend 
mit dem Anspruch, dass «alle Menschen und gesell-
schaftlichen Gruppen das gleiche Recht auf Schutz 
durch Umwelt- und Gesundheitsgesetzgebung» (zit. 
nach: Mohai et al. 2009: 407) haben. Das bedeutet, 
dass neben der Dimension der – räumlichen und so-
zialen – Verteilung der Anlagen mit ihren Kosten und 
Gewinnen auch die Frage aufgeworfen wird, welche 
Gruppen direkt oder indirekt das Verfahren der Stand-
ortfindung beeinflussen können. Verteilung und Pro-
zess müssen damit zusammengedacht werden. Seit 
ihrem Entstehen in den 1980er Jahren hat sich die 
Debatte um Umweltgerechtigkeit sowohl thematisch 
verbreitert als auch geographisch verbreitet. So wur-
de das Konzept der Umweltgerechtigkeit in der briti-
schen Politik aufgenommen (Bulkeley/Walker 2005) 
und zunehmend auch in Deutschland und in weiteren 
Ländern der Europäischen Union (Laurent 2011) dis-
kutiert. Inhaltlich wird das Konzept der Umweltgerech-
tigkeit vor allem in den USA, aber zunehmend auch in 
anderen Weltregionen auf Energiefragen angewen-
det (für Europa vgl. Laurent 2012; Walker/Day 2012). 
Die Bandbreite der Themen reicht von Konflikten um 
Windkraft (Brady/Monani 2012) über die Produktion 
von Solarenergietechnologien (Mulvaney 2013) bis hin 
zu Studien über die Verteilung grüner Jobs am Beispiel 
der puertoricanischen Gemeinschaft in New York City 
(Torres-Vélez 2011).

In den Vereinigten Staaten ist Umweltgerechtig-
keit mittlerweile ein fest etablierter Begriff in der po-
litischen Landschaft. Die oberste Umweltbehörde der 
USA, die Environmental Protection Agency (EPA), 
machte das Prinzip der Umweltgerechtigkeit 1994 zu 
einem Leitprinzip ihres Handelns. Dort wird der Begriff 
folgendermaßen gefasst: «Environmental Justice […] 
will be achieved when everyone enjoys the same de-
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gree of protection from environmental and health ha-
zards and equal access to the decision-making process 
to have a healthy environment in which to live, learn, 
and work» (EPA 2014). Indem er die (negativen) Fol-
gen industrieller Produktion einschließt, ist der Begriff 
auch zu einem etablierten Bezugspunkt für verschiede-
ne Versuche geworden, den Begriff energy justice zu 
bestimmen. Eine einheitliche Definition oder Debatte 
zum Begriff Energiegerechtigkeit existiert allerdings 
(noch) nicht, vielmehr wird der Begriff von verschiede-
nen Akteuren mit unterschiedlichen Bedeutungen ver-
sehen. Dabei nehmen die meisten Quellen direkt oder 
indirekt auf das Prinzip der Umweltgerechtigkeit Be-
zug, wenn auch mit unterschiedlicher Gewichtung und 
unterschiedlichem Fokus.

So thematisiert beispielsweise die National Agen-
cy for the Advancement of Coloured People (NAACP) 
in den USA die Benachteiligung afroamerikanischer 
Communitys durch die fossile Energieindustrie. In 
der Einleitung zu dem über 500 Seiten starken Report 
«Just Energy Policies. Reducing Pollution and Creating 
Jobs» schreibt die Organisation: «While African Ame-
ricans are enduring most of the harmful impacts of 
energy production, they are reaping few of the bene-
fits from the energy sector […]. Therefore, there is both 
inequity in the incidence of disease and the econo-
mic burden for communities of colour that host ener-
gy production facilities» (NAACP 2013: 5). Auch durch 
die direkten und indirekten Folgen des Klimawandels, 
wie die Zunahme von schweren Wirbelstürmen, den 
Anstieg von Nahrungsmittelpreisen oder die drohen-
de Wasserknappheit, sind afroamerikanische Gemein-
den laut NAACP besonders stark betroffen (ebd.). 
Um den genannten Schieflagen zu begegnen, hat 
die NAACP einen energie- und gerechtigkeitsbezoge-
nen Forderungskatalog entwickelt. Eine Senkung der 
CO2-Emissionen könnte laut NAACP durch Gesetze 
zur Förderung erneuerbarer Energien, durch Energie-
effizienz und eine Art Einspeisevergütung für dezen
tral erzeugten erneuerbaren Strom erreicht werden. 
Zur Beseitigung ökonomischer Ungleichheiten schlägt 
die NAACP eine bessere Einbindung marginalisierter 
Gruppen in Unternehmensentscheidungen (minority 
business enterprise1) und eine Praxis bei Einstellungen 
vor, die AnwohnerInnen aus den umliegenden Stadt-
teilen bevorzugt (local hire).

Ein anderes Beispiel für die Verwendung des Be-
griffs Energiegerechtigkeit findet sich auf der Web-
seite von Honor the Earth. Die 1993 von Native Ameri-
cans gegründete Organisation beschreibt ihren Kampf 
für Energiegerechtigkeit folgendermaßen: «We are 
addressing the issue of energy policy as a means to 
democratize power production and create systemic 
change that advances environmental and social jus
tice. Our overall strategy is two-pronged: while orga-
nizing around the adverse, disproportionate impacts of 
fossil fuel and nuclear power production on Indigenous 
peoples, we are engaged in implementing tribal and 
grassroots renewable strategies that will ensure a safe 

energy future» (Honor the Earth 2014). Neben dem En-
gagement gegen fossile Technologien will Honor the 
Earth also auch alternative Lebensweisen aufzeigen 
und verbreiten. 

Wieder einen anderen Ansatz verfolgt das Energy 
Justice Network: Anders als die zuvor vorgestellten Or-
ganisationen setzt es sich nicht für die Interessen ei-
ner bestimmten marginalisierten Gruppe ein, sondern 
versteht sich als Vernetzungsplattform für Anwohne-
rInnen, die sich gegen umweltschädliche Energie- und 
Abfalltechnologien in ihrer Nachbarschaft wehren, 
und AktivistInnen, die sich allgemein gegen umwelt-
schädliche Technologien einsetzen. Auch das Energy 
Justice Network bezieht sich explizit auf das Prinzip der 
Umweltgerechtigkeit als Ausgangspunkt und betont, 
dass bestimmte gesellschaftliche Gruppen stärker als 
andere von negativen Auswirkungen umweltschädli-
cher Technologien betroffen sind: «We understand that 
energy issues have profound impacts on many other 
environmental issues from agriculture to waste, and 
recognize that low-income communities and commu-
nities of color tend to be the most seriously impacted 
by polluting energy systems» (Energy Justice Network 
2014). Ein Ziel des Netzwerks ist es, lokale Proteste 
gegen verschmutzende Technologien an einem be-
stimmten Ort (NIMBY/«not in my backyard») zu Pro-
testen gegen bestimmte Technologien generell zu ma-
chen (NIABY/«not in anyone’s backyard») und somit 
auf eine allgemeinere Ebene zu heben (ebd.).

2.1.2 Großbritannien:  
Energiegerechtigkeit und Energiearmut
Während die drei oben beschriebenen US-amerikani-
schen Beispiele sich in ihrem Verständnis von Energie-
gerechtigkeit stark auf das Prinzip der Umweltgerech-
tigkeit beziehen, ist in Großbritannien die Diskussion 
um Energiearmut bestimmend. Diese wird dort bereits 
seit einigen Jahren geführt und ist auch weiterhin aktu-
ell: Im Jahr 2012 war nach Angaben der britischen Re-
gierung rund jeder zehnte Haushalt von Energiearmut 
betroffen. Das ist nach Angaben der Organisation Fuel 
Poverty Action (2014) der Spitzenwert für Westeuropa. 
Gerechtigkeit wird hier weniger in Bezug auf Standor-
te der Produktion diskutiert, sondern als Gegenentwurf 
zu Energiearmut und dreht sich dabei um die Frage des 
Zugangs zur Energieversorgung. Auch in Großbritanni-
en waren die Skandalisierung von Energiearmut durch 
soziale Bewegungen und die Untermauerung von de-
ren Argumenten durch kritische Forschung prägend 
für die Debatte.

In der Forschung zu Energiearmut gibt es mittlerwei-
le zwei Stränge: zum einen eine Diskussion, die sich 
auf die Situation der armen Bevölkerung des globalen 
Südens richtet und dort die ökonomischen, sozialen 

1  Als minority business enterprise gelten Unternehmen, die sich zu mindestens 
51 Prozent im direkten Besitz der Betreiber befinden und bei denen betriebliche 
Entscheidungen von Angehörigen unterschiedlicher ethnischer Minoritäten ge-
fällt werden. 
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und gesundheitlichen Vorteile eines sicheren Zugangs 
zu Energie betont (Sovacool 2013). Der andere Strang 
bezieht sich auf Energiearmut im globalen Norden. 
Hier drückt sich Energiearmut vor allem darin aus, dass 
sich Haushalte eine adäquate Raumtemperatur in den 
Wohnräumen nicht leisten können, was in der kalten 
Jahreszeit zu gravierenden gesundheitlichen Beein-
trächtigungen führen kann (Boardman 2010; Petrova 
et al. 2013). In Deutschland wird jedes Jahr zahlreichen 
Haushalten der Strom komplett von den zuständigen 
Energieversorgern abgeklemmt, wenn Rechnungen 
nicht rechtzeitig beglichen werden können. In dieser 
Argumentationslinie wird energy justice zu einem Ge-
genbegriff von energy poverty und energy vulnerability 
(Bouzarosvski et al. 2013). Wird der Zugang zu Energie 
als Teil des Begriffs Energiegerechtigkeit verstanden, 
so kommt in den Blick, welche Bevölkerungsgruppen, 
Regionen oder Stadtteile überdurchschnittlich von 
Energiearmut betroffen sind. Gleichzeitig thematisiert 
eine Beschäftigung mit Energiearmut auch die Frage 
nach dem Zugang zu Energie.

Beide Zugänge spiegeln sich auch in aktivistischen 
Debatten wider: Das entwicklungspolitische Netzwerk 
World Development Movement (WDM) leitet die For-
derung nach Energiegerechtigkeit aus einer Kritik an 
Energiearmut weltweit ab: «We live in a world of ener-
gy injustice. While multinational corporations drive 
the world towards dangerous climate change, consu-
ming more energy than entire nations, one in five peo-
ple globally – 1.3 billion – live without electricity be-
cause they are unable to access it, and millions more 
go without because they cannot afford to pay for it» 
(WDM 2014). Grund für den fehlenden Zugang sei in 
den meisten Fällen nicht der absolute Mangel an Ener-
gie, sondern ein Mangel an technischer Infrastruktur 
zur Versorgung aller Haushalte im globalen Süden und 
eine Preispolitik, die den Zugang für ärmere Haushalte 
weltweit unmöglich macht. Das liegt dem WDM zufol-
ge wesentlich an der vielerorts vorangetriebenen Pri-
vatisierung des Energiesektors. Die Forderung nach 
Energiegerechtigkeit ist in den Augen des WDM daher 
eng verbunden mit der Forderung nach einem «right 
to basic access to energy», was durch Genossenschaf-
ten unterschiedlicher Größe, mit oder ohne Netzanbin-
dung, die Verstaatlichung oder Rekommunalisierung 
des Elektrizitätssektors erreicht werden könne (ebd.).

In Großbritannien selbst ist Energiearmut ähnlich 
wie Umweltgerechtigkeit in den USA ein fest etablier-
tes politisches Thema. So wurde ausgehend von frü-
hen Forschungen in den 1980er Jahren (Boardman 
2010) und als Resultat sozialer Bewegungen damit be-
gonnen, eine öffentliche Statistik zum Thema zu füh-
ren. Lange Zeit definierte die britische Regierung einen 
Haushalt als «fuel poor if they were required to spend 
more than 10% of their income on fuel to maintain an 
adequate standard of warmth» (Department of Ener-
gy and Climate Change 2014). Dieser 10-Prozent-In-
dikator wurde inzwischen durch den Indikator «Low 
Income High Costs» ersetzt (ebd.). Danach gelten 

Haushalte, deren Energiekosten über dem nationalen 
Mittelwert liegen und deren Einkommen nach Abzug 
der Ausgaben für Energie unter der offiziellen Armuts-
grenze liegt, als von Energiearmut betroffen (Govern-
ment UK 2014). Das EU Fuel Poverty Network schließt 
neben Wärme auch Energie zum Kochen und Elektrizi-
tät in die Definition ein: «Fuel poverty, or energy pover-
ty as it is also known as, occurs when a household is 
unable to afford the most basic levels of energy for ade-
quate heating, cooking, lighting and use of appliances 
in the home» (EU Fuel Poverty Network 2014).

2.1.3 Die globale Perspektive: Klimagerechtigkeit
Ein dritter, weiter ausgreifender Strang, aus dem sich 
die Debatte um Energiegerechtigkeit speist, ist Kli-
magerechtigkeit oder climate justice (Goodman 2009; 
Chatterton et al. 2013; Bedall 2014). Diese Diskussion 
unterscheidet sich von den vorherigen, indem hier 
nicht nur ein Standort, eine Stadt oder eine Region zu 
einem gegebenen Zeitpunkt auf naturbezogene Un-
gleichheiten untersucht wird, sondern die räumliche 
und zeitliche Skala auf den Globus und in die Zukunft 
erweitert wird (vgl. Adger 2001). Die Forderung nach 
Klimagerechtigkeit stand im Vorfeld der Weltklimakon-
ferenz 2009 in Kopenhagen im Fokus der Arbeit zivilge-
sellschaftlicher Akteure.

Wieder teilen sich hier soziale Bewegungen und kriti-
sche Forschung ein Thema. Das Konzept der Klimage-
rechtigkeit stellt die höchst ungleiche Verteilung von 
klimaschädlichen Handlungen sowohl zwischen glo-
balem Süden und globalem Norden als auch zwischen 
armen und reichen Gesellschaftsschichten innerhalb 
von Staaten heraus. Damit schließt das Konzept an die 
Debatte um Umweltgerechtigkeit an.

Auch in der Realität sind Klimagerechtigkeit und Um-
weltgerechtigkeit miteinander verschränkt (Schlos-
berg 2013), wie beispielsweise der Wirbelsturm Ka-
trina vor Augen führte. Damals wurde deutlich, dass 
dieselben Viertel, die zuvor bereits verstärkt den nega-
tiven Umweltauswirkungen von Ölraffinerien und che-
mischer Industrie ausgesetzt waren, durch ihre Lage 
bedingt auch den Folgen des Klimawandels besonders 
schutzlos ausgeliefert sind. Natürliche Ressourcen und 
der Zugang zu ihnen sind also ein wichtiges Element 
sozialer Gerechtigkeit: «Examined in this way, as en-
vironmental justice extends into climate justice, it pu-
shes beyond the qualifiers ‹environment› or ‹climate›, 
and into an understanding that justice itself depends 
on a stable and predictable set of environmental condi-
tions» (ebd.: 48).

Das britische Centre for Sustainable Energy (CSE) 
schlägt den Begriff Energiegerechtigkeit als national-
staatliches Pendant zum Begriff globaler Klimagerech-
tigkeit vor, um die unterschiedlich große Klimaschuld 
armer und reicher Haushalte in den Blick zu nehmen. 
Grundlage dafür ist folgende Feststellung: «Poorer 
households are typically responsible for much lower 
carbon emissions than richer ones» (Roberts 2009: 1). 
Diese Feststellung ist für das CSE die Basis für eine ge-
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rechte Energie- und Klimapolitik auf nationalstaatlicher 
Ebene: «We’ve been exploring this issue – which we 
call ‹energy justice› – at a national level to establish a 
clearer picture of how to achieve a socially equitable 
climate policy within the UK» (CSE 2014). Wieder fällt 
auf, dass der Begriff des CSE beim Konsumenten an-
setzt, was die britische Diskussion maßgeblich von der 
deutschen unterscheidet.

2.2 DIE DEBATTE IN DEUTSCHLAND: 
DEZENTRALISIERUNG UND 
DEMOKRATISIERUNG
Auch wenn der Begriff Energiedemokratie in vielen Fäl-
len ganz ähnlich gebraucht wird wie der Begriff Ener-
giegerechtigkeit, ist es kein Zufall, dass in Deutschland 
nicht Gerechtigkeit, sondern vor allem Demokratie als 
Slogan gewählt wurde: Energiegenossenschaften, 
Bioenergiedörfer und Stadtwerke sind hier seit einigen 
Jahren stark im Kommen. Die Idee einer Demokrati-
sierung der Energieversorgung im Zuge der Energie-
wende ist in der deutschen Debatte daher relativ weit 
verbreitet, in der sporadisch auch der Begriff Energie-
demokratie auftaucht. Am häufigsten wird er jedoch 
vor allem in der Klimabewegung, bei Attac sowie im 
Umfeld der Rosa-Luxemburg-Stiftung und der Partei 
DIE LINKE verwendet. Im Jahr 2013 diente er als Slo-
gan und inspirierendes Konzept bei der Mobilisierung 
für die Volksentscheide zur Rekommunalisierung der 
Energienetze in Berlin und Hamburg.

Ein wichtiger Wegbereiter für die Idee von Energie-
demokratie war mit Sicherheit Hermann Scheer, lang-
jähriger Bundestagsabgeordneter der SPD und einer 
der Architekten des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
(EEG), auch wenn er statt des Begriffs Energiedemo-
kratie den der Energieautonomie ins Feld führte. Sein 
gleichnamiges Buch ist ein flammendes Plädoyer für 
den raschen Umstieg auf erneuerbare Energien. Die 
Erneuerbaren sind Scheer zufolge «Systembrecher», 
die «unmittelbar an die Existenzinteressen der etab-
lierten Energiewirtschaft [rühren], die der größte und 
vor allem politisch einflussreichste Sektor der Welt-
wirtschaft ist» (2012: 19). Mit dem alten technischen 
System müssten Scheer zufolge auch die alten Akteu-
re, vor allem transnationale Energieunternehmen, wei-
chen, da diese die «strukturellen Gegner» der erneuer-
baren Energien seien (Scheer 2005: 31).

Während es sich bei fossilen und nuklearen Kraftwer-
ken in der Regel um Großtechnologien handelt, die mit 
hohen Investitionskosten und zentralistischen Versor-
gungsstrukturen verbunden sind, können erneuerbare 
Technologien auch problemlos dezentral installiert und 
genutzt werden. Eine Voraussetzung dafür ist, dass 
für die Energieträger Wasser, Wind und Sonne keine 
Transportkosten anfallen und die Investitionskosten 
pro Einheit sich in Grenzen halten. Das wünschenswer-
te Resultat ist laut Scheer eine technologische, ökono-
mische, politische und kulturelle «Energieautonomie» 
im Sinne einer Dezentralisierung von Produktion, Ent-
scheidung und Besitz. Er spricht in diesem Zusammen-

hang auch davon, dass jede «Techno-Logik» mit einer 
bestimmten «Sozio-Logik» einhergeht (Scheer 2005). 
Da erneuerbare Energien zumindest das Potenzial für 
mehr Autonomie bieten, sehen die großen Energie
konzerne ihre bisherigen Geschäftsfelder in Gefahr.

Während die Idee lokaler Selbstversorgung und 
Autonomie mittlerweile in der Mitte des gesellschaft-
lichen Energiediskurses angekommen ist, wird das 
Thema in der Klimabewegung auf globaler Ebene und 
mit weitergehendem politökonomischen Bezug dis-
kutiert. Die Forderung nach Energiedemokratie kann 
als eine strategische Weiterentwicklung des Begriffs 
Klimagerechtigkeit betrachtet werden, indem sie mit 
Auseinandersetzungen um Energie «tatsächliche sozi-
ale Kämpfe» aufgreift, «die direkt oder zumindest indi-
rekt klimarelevant sind» (Müller 2011). «Energiekämp-
fe» können als die «angesichts des Zusammentreffens 
von Wirtschafts-, sozialer, ökologischer und Ressour-
cenkrise immer härter werdenden sozialen Kämpfe um 
Kontrolle über Zugang zu und den Preis von Energie» 
(ebd.) verstanden werden. 

Auf dem Lausitzer Klimacamp 2012 wurde der Begriff 
Energiedemokratie wie folgt definiert: «Energiedemo-
kratie bedeutet, sicherzustellen, dass jedeR Zugang zu 
genug Energie hat. Die Energie muss jedoch so produ-
ziert werden, dass sie weder Umwelt noch Menschen 
schädigt oder gefährdet. Das bedeutet konkret, fossi-
le Rohstoffe im Boden zu lassen, Produktionsmittel zu 
vergesellschaften und demokratisieren und unsere Ein-
stellung zum Energieverbrauch zu ändern» (zit. nach: 
Büro für eine demokratische Energiewende 2012). Die 
Klimaaktionsgruppe «gegenstromberlin» (gsb) schlägt 
den Begriff Energiedemokratie als einigende Klammer 
für eine breite Energiebewegung, «bestehend aus der 
Anti-Atom-Bewegung, Anti-Kohle- und Anti-CCS-Initi-
ativen, Klima-, Umwelt- und Globalisierungsbewegten, 
NGOs, progressiven Gewerkschaftsflügeln und Stadt-
werken» (gsb 2011), vor und formuliert drei Herausfor-
derungen in Bezug auf die Energiewende: Diese soll 
nicht nur «ökologisch sinnvoll», sondern auch «demo-
kratisch organisiert» und «sozial gerecht» gestaltet sein. 
Auch der vom Berliner Energietisch vorgelegte Gesetz-
entwurf für die Errichtung eines Stadtwerkes und einer 
Netzbetreibergesellschaft hatte den Dreiklang einer 
demokratischen, ökologischen und sozialen Energie-
versorgung zum Ziel (Berliner Energietisch 2012). In ei-
nem von Attac veröffentlichten Buch zum Thema wird 
die Entmachtung der großen Energiekonzerne als Vo-
raussetzung für Energiedemokratie benannt: «Wer für 
eine soziale, ökologische und demokratische Energie-
versorgung eintritt, muss die Eigentumsverhältnisse im 
Vierstromland in Frage stellen. Die vier Riesen müssen 
weg!» (Methmann et al. 2008: 7) 

Neben einem schnellstmöglichen Umstieg auf 
100 Prozent erneuerbare Energien (vgl. Berliner Ener-
gietisch 2012; gsb 2011) fordern die KlimaaktivistInnen 
eine Senkung des Gesamtenergieverbrauchs: «Wenn 
wir die Klimakrise abwenden und den Energiesektor 
ökologisch umbauen wollen, muss der gesellschaft-
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liche Energieverbrauch drastisch sinken» (gsb 2011). 
Eine Voraussetzung hierfür liegt den AktivistInnen zu-
folge in der Abkehr vom «wahnsinnigen Wachstums-
zwang der Weltwirtschaft» und damit im Bruch mit 
einem Grundprinzip des Kapitalismus. Die Gruppe 
«AusgeCO2hlt» plädiert für eine solidarische und par-
tizipative Wirtschaftsweise: «Nur ein solidarisches und 
partizipatives Gemeinwesen ist ein Schutz vor den Ab-
hängigkeiten des wachstumsgetriebenen Kapitalis-
mus mit seinem endlosen Hunger nach fossil-atoma-
ren Brennstoffen» (AusgeCO2hlt 2012). 

Im Falle der Energieversorgung fordern die Klimaak-
tivistInnen von gsb eine Dezentralisierung und eine 
Abkehr von «Konzernmacht und Zentralisierung». Als 
«Keimzelle eines demokratisch organisierten Energie-
sektors» schlagen sie «Stadtwerke und basisdemokra-
tisch organisierte Energiegenossenschaften und -ko-
operativen» vor. Eine ähnliche Forderung erhebt die 
Initiative Trade Unions for Energy Democracy in ihrem 
Bericht «Resist, Reclaim, Restructure. Unions and the 
Struggle for Energy Democracy» aus gewerkschaftli-
cher Sicht. Darin heißt es: «A transfer of resources, ca-
pital and infrastructure from private hands to a demo-
cratically controlled public sector will need to occur in 
order to ensure that a truly sustainable energy system 
is developed in the decades ahead» (Sweeney 2013: 
ii). Auch in Entscheidungsprozessen über energiepoli-
tische Projekte wie neue Stromtrassen oder Windräder 
fordern die KlimaaktivistInnen mehr Partizipation, um 
Akzeptanz dafür zu schaffen: «Der Ruf nach Energiede-
mokratie berührt den von vielen Menschen gefühlten 
Verlust von demokratischen Entscheidungskompeten-
zen nach 30 Jahren Neoliberalismus» (gsb 2011). 

Im Vergleich zu Großbritannien spielt die Debatte um 
Energiearmut in Deutschland bislang eine untergeord-
nete Rolle. Dennoch wird die Vermeidung von Energie-
armut in der Klimabewegung als zentraler Bestandteil 
von Energiedemokratie gesehen: «Steigende Ener-
giepreise dürfen nicht zu Energiearmut bei denjeni-
gen führen, die ohnehin am wenigsten verbrauchen», 
schreibt etwa gsb. Auch im Gesetzentwurf des Berliner 
Energietischs heißt es: «Die Stadtwerke haben die Auf-
gabe, die Versorgung der Berliner EinwohnerInnen mit 
Energie zu gewährleisten und Energiearmut entgegen-
zuwirken» (Berliner Energietisch 2012). 

Auch die Forderung nach Klima- und Umweltgerech-
tigkeit auf regionaler und globaler Ebene findet sich 
(implizit oder explizit) in der deutschen Debatte wieder. 
So verweist «AusgeCO2hlt» beispielsweise auf die un-
gleiche Verteilung von Kosten und Nutzen der Braun-
kohleverstromung auf regionaler wie auf globaler 
Ebene (AusgeCO2hlt 2012). Auf beiden Ebenen kann 
wiederum zwischen negativen Auswirkungen durch 
den Abbau fossiler Energieträger (z. B. Umsiedlungen, 
Ausbeutung von Arbeitskräften) und deren Verbren-
nung (z. B. erhöhte Feinstaubbelastung, CO2-Emissio-
nen und Folgen des Klimawandels) unterschieden wer-
den. In Bezug auf den Klimawandel kommt der Verweis 
auf die Generationengerechtigkeit hinzu (ebd.).

Obwohl Energiedemokratie in Deutschland an vie-
len Orten als Forderung wie auch als Leitbild eine Rol-
le spielt, ist der Begriff bisher so gut wie nicht in der 
deutschsprachigen akademischen Debatte verankert. 
Abgesehen von einzelnen Veröffentlichungen, die sich 
direkt auf die aktivistischen Debatten beziehen (Müller 
2011; Kunze/Becker 2014), taucht der Begriff im wis-
senschaftlichen Diskurs bislang nicht auf. Es ist jedoch 
zu erwarten, dass mit der wachsenden Aufmerksam-
keit gegenüber der sozialen Dimension der Energie-
wende auch Fragen von Energiedemokratie und Ener-
giegerechtigkeit in der deutschsprachigen Forschung 
stärker berücksichtigt werden.

2.3 ZUSAMMENFASSUNG
Die geschilderten Beispiele zeigen, dass die Begriffe 
Energiegerechtigkeit und Energiedemokratie in unter-
schiedlichen Kontexten gebraucht und mit verschiede-
nen Bedeutungen versehen werden. Sowohl in der ak-
tivistischen als auch in der akademischen Diskussion 
werden explizit normative Zielvorstellungen in Bezug 
auf den Energiesektor formuliert. Ähnlich wie in akti-
vistischen Debatten ist Energiegerechtigkeit auch in 
der Energieforschung kein feststehender Begriff: «to 
date, research on energy justice is underdeveloped 
and rather circumscribed in theoretical and empiri-
cal concerns» (Bickerstaff et al. 2013: 2). Dabei beruht 
der Begriff energy justice nicht auf einer engen Defini
tion, sondern leitet sich aus der Einschätzung her, dass 
die bisherige Energieforschung Fragen der Gerech-
tigkeit nicht adressiert hat (Eames/Hunt 2013). Ener-
giegerechtigkeit und Energiedemokratie sind explizit 
normative Begriffe, die dazu beitragen können, unter-
schiedliche Zielvorstellungen von Technologien und 
sozio-technischen Transformationen sichtbar zu ma-
chen (vgl. hierzu auch Jasanoff/Kim 2013).

Aus der US-amerikanischen Debatte, die auf dem 
Konzept der Umweltgerechtigkeit basiert, lässt sich 
zum einen die Forderung nach einer gerechten Vertei-
lung von Kosten und Nutzen im Zusammenhang mit 
der Produktion von Strom und Wärme ableiten. Zum 
anderen steht die Forderung nach einer angemesse-
nen Einbindung aller gesellschaftlichen Gruppen in 
politische und unternehmerische Entscheidungspro-
zesse im Vordergrund. In der wissenschaftlichen Li-
teratur wird hier zwischen prozeduraler und distribu-
tiver Gerechtigkeit unterschieden. Diese zwei Aspekte 
sind auch mit dem Begriff Klimagerechtigkeit eng ver-
knüpft, der Anspruch auf die Berücksichtigung der In-
teressen von Menschen erhebt, die in räumlicher Ent-
fernung beziehungsweise mit zeitlichem Abstand von 
den Folgen des Klimawandels betroffen sind. Die Fra-
ge nach dem Zugang zu einer ausreichenden Energie-
versorgung ist in der Debatte um Energiearmut zentral, 
wie bei der Bestimmung von Indikatoren für Energiear-
mut in Großbritannien deutlich wird. In Deutschland ist 
die Debatte stark von der Energiewende und der Fra-
ge nach deren Ausgestaltung geprägt. Unter anderem 
wird die Forderung nach einer direkten gesellschaftli-
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chen Aneignung von Energieinfrastrukturen durch Ge-
nossenschaften und kommunale Stadtwerke erhoben. 
Im Fokus stehen dabei die Fragen nach den Akteuren 
(z. B. Konzerne vs. Genossenschaften und Stadtwerke) 
und nach der Ausgestaltung der Infrastruktur (z. B. zen-
tral vs. dezentral). 

Wie in diesem Kapitel gezeigt werden konnte, sind 
die Begriffe Energiedemokratie und Energiegerechtig-

keit bislang weder klar definiert, noch werden sie ein-
heitlich verwendet. Dennoch lassen sich aus den hier 
vorgestellten Beispielen verschiedene Dimensionen 
der Begriffe ableiten: Aus der englischsprachigen De-
batte, die sich stark an den Konzepten der Umwelt- und 
Klimagerechtigkeit orientiert, ist dies die Forderung 
nach distributiver und prozeduraler Gerechtigkeit. Ein 
weiterer wichtiger Aspekt ist die Frage nach dem un-
gleichen Zugang zu Energie. Auch in der deutschen 

Debatte tauchen diese Themen auf. Als weiteres wich-
tiges Element kommen hier die Fragen nach dem Ei-
gentum von Netzen und Versorgungsunternehmen be-
ziehungsweise der organisatorischen Trägerschaft der 
Energieversorgung hinzu. Ausgehend von den bishe-
rigen Arbeiten zu Energiedemokratie und Energiege-
rechtigkeit ergeben sich die folgenden Leitfragen für 
eine kritische Energieforschung:

Anhand dieser aus der Praxis sozialer Bewegungen 
und kritischer Wissenschaft abgeleiteten Fragen sol-
len im folgenden Kapitel die Transitions-Ansätze dis-
kutiert werden. Diese Ansätze sind derzeit sowohl für 
die sozialwissenschaftliche Energieforschung als auch 
für politische Transformationsstrategien sehr prägend. 
Gleichzeitig mussten wir feststellen, dass Aspekte von 
Energiedemokratie und Energiegerechtigkeit in dieser 
Debatte bislang kaum berücksichtigt wurden.

LEITFRAGEN FÜR EINE KRITISCHE ENERGIEFORSCHUNG

–	� Wie sind Nutzen und Kosten der Energieversor-
gung über verschiedene gesellschaftliche Grup-
pen und geographische Räume verteilt? Welche 
Bevölkerungsgruppen beziehungsweise Räume 
sind dabei privilegiert, welche sind benachteiligt?

–	� Welche gesellschaftlichen Gruppen haben Zu-
gang zu politischen und unternehmerischen Ent-
scheidungsprozessen im Energiebereich? Wel-
che Gruppen sind von der Entscheidungsfindung 
ausgeschlossen?

–	� Welche Vorgaben gibt es für die Regelung des 
Zugangs zu und den Verbrauch von Energie? Als 

was für eine Art von Gut (Gemeinschaftsgut, pri-
vates Gut) wird Energie gesehen? 

–	� Wie kann eine ökologische, soziale und demokra-
tische Energieversorgung verwirklicht werden? 
Welche Unternehmens- und Eigentumsformen 
sind hierfür geeignet? An welche Grenzen stoßen 
alternative Formen der Energieversorgung? 

–	� Welche allgemeinen gesellschaftlichen Ziele wer-
den für den Energiesektor formuliert? Wie wer-
den Transformationsprozesse argumentativ be-
gründet und ausgestaltet? Welche Interessen 
und Akteure stehen dahinter? 
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3 DIE TRANSITION MANAGEN: MAINSTREAM-ANSÄTZE 
ÜBER EINEN WANDEL ZUR NACHHALTIGKEIT

Der Begriff Nachhaltigkeit ist eines der Buzzwörter un-
serer Zeit. Kaum ein politisches Statement, das ohne 
den Begriff auskommt, der 1992 auf der Rio-Konfe-
renz das Licht der großen Politik erblickte. KritikerIn-
nen meinen heute, dass sein Inhalt entweder leer und 
verwaschen ist oder so viele Interpretationen aufweist, 
dass es schwer wird, sich auf eine präzise Definition zu 
einigen (Connelly 2007). Trotzdem ist der Begriff auch 
aus der Wissenschaft nicht mehr wegzudenken und in-
spiriert vor allem anwendungsbezogene Forschung. In 
diesem Bereich haben sich verschiedene Diskussionen 
entwickelt, die eine Veränderung von Technologien 
und Gesellschaft hin zu einer nachhaltigeren Konfigura-
tion zum Ziel haben. Begriffe wie «transformative Wis-
senschaft» (Schneidewind/Singer-Brodowski 2014) 
stehen in dieser Tradition, aber auch der zunehmend 
populäre Strang der Sustainability Transition Studies, 
dessen Ziel sich wie folgt zusammenfassen lässt: «how 
to promote and govern a transition toward sustainabi-
lity, i.e. a fundamental transformation towards more 
sustainable modes of production and consumption» 
(Markard et al. 2012: 1). Ein wachsendes internationa-
les Forschernetzwerk, eine ständig steigende Anzahl 
von Publikationen und eine zunehmende Relevanz für 
die Politikberatung sind für uns Grund genug, genauer 
auf die Ursprünge und Kernkonzepte dieser Diskussion 
zu schauen. Auf den folgenden Seiten stellen wir Be-
griffe wie das sozio-technische Regime und die soge-
nannte Multi-Level-Perspektive vor, zeigen aber auch, 
wie der Transitions-Ansatz für Politikwissenschaft und 
-beratung erweitert wurde. Der kritische Ausblick am 
Ende des Kapitels bietet einen Ausgangspunkt für die 
Beschäftigung mit anderen Ansätzen in den folgenden 
Abschnitten dieser Studie.

3.1 VON NISCHEN, REGIMES UND LEVELN: 
EINE EVOLUTIONÄRE PERSPEKTIVE 
AUF TECHNOLOGISCHEN WANDEL
Die Diskussion um sustainability transitions passt gut 
zur Energieforschung, weil sie gesellschaftliche Ent-
wicklungen und technologischen Wandel gemeinsam 
in den Blick nimmt. Das teilt sie mit anderen Spielar-
ten der Science and Technology Studies (STS) oder 
der Techniksoziologie, trotzdem nimmt sie durch ih-
re evolutionär-ökonomischen Wurzeln eine besonde-
re Stellung ein. So sind technologische Innovationen 
und die Art ihrer Durchsetzung häufig Ausgangspunkt 
für Betrachtungen, wie sich beispielsweise Solarzel-
len oder Turbinen für Windkraftanlagen von ihrer Erfin-
dung bis zur allgemeinen Anwendung auf dem Markt 
entwickeln. «Evolutionär» bedeutet dabei unter ande-
rem zweierlei: Einerseits fallen die Neuerungen nicht 
vom Himmel, sondern schließen an existierende Tech-
nologien und deren Verwendung an, entwickeln diese 
weiter; Windturbinen beispielsweise greifen auf die Er-

fahrung von Wasserkraftanlagen zurück. Andererseits 
schränken existierende Technologien und deren Nut-
zung den Spielraum für Neues ein. Man kann das Rad 
neu erfinden, aber es muss immer noch an die Achse 
passen, das heißt, Solaranlagen müssen an das kon-
ventionelle Stromnetz angeschlossen werden. Wäh-
rend vorhergehende Ansätze die Rolle des Designs 
(Abernathy/Utterback 1978) und von Ingenieuren und 
deren technologischen Paradigmen (Dosi 1982) be-
tonten, steht im Transitions-Ansatz die weitergehende 
Idee des sozio-technischen Regimes im Mittelpunkt. 

Eine Transition ist als Übergang von einem sozio-
technischen Regime zu einem anderen zu verstehen 
(Geels/Schot 2007). Gleichzeitig wird jedoch ein Re-
gime als relativ stabil angenommen, es ist ein «rule-set 
or grammar embedded in a complex of engineering 
practices, production process technologies, product 
characteristics, skills and procedures, ways of handling 
relevant artefacts, and persons, ways of defining prob
lems; all of them embedded in evolutions and infra-
structures» (Rip/Kemp 1998: 340). Das Regime besteht 
damit aus einer Vielzahl von Elementen, die zu einer Art 
System verknüpft sind. Mit diesem komplexen Zugang 
wird die Ebene der Analyse von Innovationen verlagert: 
Nicht von einem Unternehmen, den dortigen Entwick-
lern und den Kundenbeziehungen hängt deren Verlauf 
und Ergebnis ab, sondern von einem breiteren Set an 
Elementen, die das Regime ausmachen. Das Einbe-
ziehen von institutionellen Konstellationen, Praktiken, 
Marktbeziehungen, technischen Artefakten und Wis-
sen beugt dabei monokausalen Erklärungen vor.

In den Transition Studies wird danach gefragt, wie 
sich Regime über einen längeren Zeitraum verändern 
oder einander ablösen. Um diese Dynamiken zu ver-
stehen, wurde von Frank Geels (2002, 2004, 2011) 
und anderen die sogenannte Multi-Level-Perspektive 
(MLP) entwickelt. Dafür werden zwei weitere Begriffe 
eingeführt: die Landschaftsebene und die Nische. Die 
Landschaftsebene bildet den gesellschaftlichen Kon-
text oder die externe Umwelt, in dem sich Regime be-
finden und sich die jeweils beschriebenen Veränderun-
gen abspielen. Ursprünglich ging man davon aus, dass 
sich Landschaften nur langsam verändern, indem sich 
zum Beispiel neue Werte und Lebensstile oder ein an-
deres Zeitregime manifestieren (vgl. das Konzept der 
langen Wellen oder longue durèe, Braudel 1982). Geels 
(2002: 1260) spricht in diesem Zusammenhang von 
deep structures, ein Begriff, welcher der Institutionen-
theorie entlehnt ist. Dieses eher starre Verständnis von 
Landschaft haben Geels und Schot (2007) korrigiert, 
indem sie einräumten, dass auch Entwicklungen auf 
der Landschaftsebene, zum Beispiel der Ölpreisschock 
in den 1970er Jahren (oder aktualisiert möglicherweise 
auch die Ablehnung der Atomenergie in Deutschland 
nach dem Fukushima-Unglück), einen Einfluss auf die 
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Entwicklung eines sozio-techni-
schen Regimes haben können.

Nischen dagegen werden als 
geschlossene Räume verstan-
den, in denen unter anderen 
Bedingungen (als im allgemei-
nen Markt) neue Technologien 
und Anwendungen erprobt wer-
den (Geels 2002: 1261). Häu-
fig wird das Bild von «Inkubati-
onsräumen» (incubation rooms, 
Kemp et al. 1998) verwendet, 
die geschützt werden (protecti-
ve space, zuletzt: Smith/Raven 
2012). Geschützt vor mächtigen 
Marktakteuren, Ausleseprozes-
sen am Markt oder dem vorherr-
schenden Geschmack von Kon-
sumenten (ebd.: 1028) werden 
dort Innovationen «genährt», 
die das Potenzial haben, Pfade 
abzubrechen oder neu zu grün-
den (path-breaking innovations, 
ebd.: 1027). Das Entstehen oder 
auch bewusste Einrichten von 
Nischen ist damit ein wichtiger 
Baustein beim Ausprobieren von 
neuen Technologien und damit 
neuen sozio-technischen Regi-
men im Kleinen.

Implizit wird dabei angenommen, dass solche Ni-
schen gleichsam die Voraussetzung für eine Verände-
rung des Regimes bilden. Der Wandel eines gesamten 
Regimes lässt sich aber erst durch das Zusammenwir-
ken der drei Ebenen erfassen (siehe Abbildung 1); des-
wegen wird auch von der Multi-Level-Perspektive ge-
sprochen.
1. �Die Landschaft gibt den Rahmen der Entwicklung 

vor, 
2. �gewisse Nischenkonstellationen können sich «von 

unten» durchsetzen und
3. �dabei das Regime in der Mitte der Perspektive ver-

ändern.
Dieser Prozess wird nach wie vor evolutionär gedacht, 
es handelt sich um eine Dynamik von Anpassung und 
Weiterentwicklung.

Dieses Zusammenspiel läuft jedoch nicht immer 
nach dem gleichen Muster ab. Verschiedene techno-
logische Eigenschaften, Marktstrukturen oder Ent-
wicklungen auf der Landschaftsebene können die-
sen Prozess unterschiedlich beeinflussen. Um dieser 
zusätzlichen Komplexität gerecht zu werden, haben 
Frank Geels und Johan Schot (2007) eine Typologie 
von transition pathways, von modellhaften Dynamiken 
zwischen Nische, Regime und Landschaft entwickelt:
–	� Reproduktion: Ohne Druck von der Landschaftsebe-

ne bleiben Regime stabil (ebd.: 406).
–	� Transformation: Bei moderatem Druck von der Land-

schaftsebene und nicht ausreichend entwickelten 

Nischen-Innovationen «modifizieren» Regimeakteu-
re die Richtung der Entwicklungspfade und Innovati-
onen (ebd.: 406).

–	� «De-Alignment» und «Re-Alignment»: Bei plötzli-
chen Veränderungen auf der Landschaftsebene ver-
lieren Regimeakteure den Glauben an die Richtigkeit 
des Bestehenden, und das Regime erodiert. Wenn 
Nischen-Innovationen nicht ausreichend entwickelt 
sind, treten mehrere von diesen auf die Bildfläche 
und existieren vorerst nebeneinander. Möglicher-
weise setzt sich eine Innovation durch und wird Kern 
eines neuen Regimes (ebd.: 408).

–	� Technologische Substitution: Bei plötzlichen Verän-
derungen auf der Landschaftsebene in einem Mo-
ment, in dem eine Nischen-Innovation ausreichend 
entwickelt ist, wird diese den Durchbruch schaffen 
und das alte Regime ersetzen (ebd.: 409).

–	� Rekonfiguration: Innovationen, die in Nischen entwi-
ckelt wurden, werden in das Regime integriert, um 
«lokale» Probleme zu lösen (ebd.: 411).

–	� Sequenz: Hier folgt bei «disruptiven» Veränderungen 
in der Landschaft eine Reihe verschiedener transi
tion pathways: Transformation, dann Rekonfigura
tion, dann entweder Substitution oder Re-Alignment 
(ebd.: 413).

Diese verschiedenen Pfade unterstreichen ebenso 
wie die verwendeten zentralen Begriffe das Anliegen 
dieses Hauptstranges der Transitions-Forschung: mo-
dellhafte Beschreibungen für den Übergang zwischen 

Abbildung 1: «Multi-level perspective on transitions»  
(aus: Geels/Schot 2007: 401)
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verschiedenen sozio-technischen Konstellationen zu 
finden. Neben grundsätzlichen Kritikpunkten (s.u.) 
birgt dieses Vorgehen auch methodische Fallstricke. 
Erstens ist die Abgrenzung der verschiedenen Ebe-
nen voneinander schwierig. Die Operationalisierung ist 
damit «a question of bounding partitioning and orde-
ring the system under study. Any attempt at bounding, 
and analyzing complex, emergent socio-technical sys-
tems will necessarily be partial, situated and tempora-
ry» (Smith et al. 2010: 444). In der Praxis richtet sich 
die Zuordnung nach der Veränderung der Elemente. 
Statische Gegebenheiten werden der Landschaftsebe-
ne zugeschrieben, die als externer Kontext betrachtet 
wird. Eine Wechselwirkung der Veränderungen mit der 
Landschaftsebene, zum Beispiel über sich langsam 
verändernde Lebensstile, ist damit konzeptuell ausge-
schlossen. Wenn die Zuordnung der Elemente zu den 
Ebenen eine Frage der Operationalisierung ist, dann 
wird es auch schwierig, den unterschiedlichen Ebenen 
in essentialistischer Manier verschiedene Logiken zu-
zuordnen.

Der zweite Knackpunkt leitet sich aus der empiri-
schen Anwendung der Multi-Level-Perspektive ab. 
Bisher wurden technologische Veränderungen aus ei-
nem breiten Spektrum untersucht, das von der Durch-
setzung der Dampfschifffahrt (Geels 2002) bis hin zur 
Rock-’n’-Roll-Musik (Geels 2007) reicht. Die übliche 
Methodik ist dabei die dichte Beschreibung histori-
scher Prozesse beziehungsweise das Verfolgen des 
Zusammenwirkens der unterschiedlichen Elemente 
auf den verschiedenen Ebenen. So wird keine eigene 
Methodik, sondern ein «plot» (Geels 2011: 35) entwi-
ckelt, der in evolutionärer Manier Entwicklungen und 
Anpassungen beschreibt. Da Geels und Schot (2007) 
darauf beharren, dass in jedem größeren Modell das 
konkrete Handeln hinter den einzelnen Transitionen 
nicht sichtbar sei, gehören Fragen nach Macht und 
Handeln zu den frühesten Kritiken, die gegenüber der 
Multi-Level-Perspektive geäußert wurden. 

3.2 ZWISCHEN MACHT UND  
MANAGEMENT: POLITIKWISSEN
SCHAFTLICHE ERWEITERUNGEN  
DER TRANSITIONS-FORSCHUNG
Von Beginn an waren die Arbeiten der Transitions-
Schule auch auf die Beratung von politischen Entschei-
dungsträgern orientiert. Die Möglichkeit, aus plasti-
schen Heuristiken, wie der Multi-Level-Perspektive, 
griffige Programme zur Innovationsförderung abzu-
leiten, ist wahrscheinlich sogar ein zentraler Grund für 
den Erfolg des Transitions-Ansatzes innerhalb der Wis-
senschaft. Zentrale Begriffe hierfür sind strategic niche 
management und transition management, die für zwei 
Ansätze der Politikberatung und -gestaltung stehen, 
die Innovationen für eine nachhaltige(re) Gesellschaft 
begünstigen sollen.

Während der frühere Ansatz, das Strategic Niche 
Management (SNM), vor allem auf die Schaffung von 
Nischen zum Erproben neuer sozio-technischer Kons-

tellationen ausgerichtet war, beschäftigt sich Transition 
Management mit dem Zusammenwirken der verschie-
denen Ebenen, also wie eine Nische ein bestehendes 
Regime ersetzen kann. SNM umfasst daher «the crea-
tion, development and controlled phase-out of protec-
ted spaces for the development and use of promising 
technologies» (Kemp et al. 1998: 186). Die Idee gleicht 
einem Bausatz für ein sozio-technisches Experiment, 
beschreibt Variablen und Schritte wie die Technologie-
auswahl, das Kalibrieren und die Kontrolle der Bedin-
gungen, dessen Durchführung sowie Möglichkeiten 
der Übertragung. Der von ihnen entwickelte Maßnah-
menkatalog wurde dann zum Transition Management 
erweitert. 

In einer hitzigen Debatte zwischen Kritikern (Shove/
Walker 2007) und Verteidigern (Rotmans/Kemp 2008) 
definierten die Vertreter des Ansatzes Transition Ma-
nagement als «co-evolutionary management of trans-
formative change in societal systems through pro-
cesses of searching, learning, and experimenting» 
(ebd.: 1006). Der Umbau des niederländischen Elek-
trizitätssektors ist ein klassisches Beispiel für die An-
wendung dieser Strategie. Aus einer Analyse der his-
torischen Umstellung von Kohle auf Gas, zum Beispiel 
für Heizwerke und Straßenbeleuchtung, entwickel-
ten Rotmans et al. einen Fahrplan (2001), wie der zu-
künftige Umbau auf Erneuerbare in den Niederlanden 
funktionieren kann. In ihrem programmatisch betitel-
ten Aufsatz «More evolution than revolution: transition 
management in public policy» beschreiben sie einen 
Katalog von Schritten – von der Festlegung von Zielen 
und Visionen, der Evaluation und dem Ermöglichen 
von Lernprozessen bis hin zur «creation of public sup-
port» (ebd.: 23 f.). Tatsächlich wurden in den Niederlan-
den verschiedene Experimente umgesetzt, die von der 
Transitions-Forschung inspiriert waren. Diese umfass-
ten verschiedenste Sektoren von der Gasversorgung 
über Gebäude bis hin zu Elektrizität und Mobilität. Zu-
sätzlich wurde ein Steuerungskreis aus den wichtigs-
ten Akteuren gebildet. Die wissenschaftliche Analyse 
dieser Prozesse fiel jedoch überwiegend kritisch aus, 
da beispielsweise Repräsentanten des fossilen Ener-
gieregimes wie das Großunternehmen Shell an den 
Transitions-Prozessen beteiligt waren, während klei-
ne Initiativen «von unten» kaum Platz in den Entschei-
dungsstrukturen fanden (Kern/Smith 2008; Loorbach/
Rotmans 2010). So konnte das niederländische Pro-
gramm zwar einige quantitative Erfolge feiern, drohte 
jedoch immer, von den bisherigen Regimeakteuren ge-
kapert zu werden (ebd.).

Die empirische Erfahrung, dass von den beteiligten 
Akteuren, deren Motivationen und Strategien, der Er-
folg von Transitions-Prozessen abhängt, deckt sich 
auch mit der theoretischen Debatte, die um Macht, 
Handeln und Governance innerhalb der Transitions-
Forschung geführt wurde. Smith et al. (2005) mach-
ten den Anfang und warfen dem Konzept vor, es sei 
«too descriptive and structural, leaving room for gre-
ater analysis of agency as a means to more informed, 
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deliberate and effective processes of regime trans-
formation (ebd.: 1492). Als Antwort führten sie eine 
Governance-Perspektive ein, die Transition Manage-
ment unter Einbeziehung der Rolle von verschiede-
nen Akteuren ermöglichen soll. Sie argumentieren, 
dass die «adaptive capacity available for regime tran-
sition» eine Funktion aus zwei Faktoren ist: der Inten-
sität, mit der «the selection pressures bearing upon a 
regime is articulated» (articulation) und dem Vorhan-
densein notwendiger Ressourcen (availability). «The 
governance of regime transformation can be organi-
sed through intervention in these two realms» (ebd.: 
1494). Ob dies gelingt, hängt ihnen zufolge maßgeb-
lich davon ab, inwieweit es verschiedenen Akteuren in-
nerhalb eines Regimes möglich ist, ihre Antworten auf 
selection pressures von außen zu koordinieren. Macht 
wird damit zu einer Variable in Transitions-Prozessen. 
Sie selbst ist «a question of the representation of prob-
lems (and solutions) and competition over which repre-
sentations (discourses) constitute reality, or viable al-
ternative realities. […] Conflicts creep into the way that 
regime goals are defined, the way they are prioritised, 
and the changes needed to bring about a given transiti-
on» (ebd.: 1503). Ihre Kritik erweiterte damit die Transi-
tions-Debatte in zwei Richtungen: zum einen in Bezug 
auf Macht und zum anderen auf Governance-Prozesse, 
die verschiedene Akteure und deren unterschiedliche 
Ressourcen einbeziehen. Die Bezeichnungen adaptive 
capacity und selection pressure verweisen hingegen 
auf ein Fortbestehen evolutionärer Elemente in ihrem 
Ansatz.

Der Kritikpunkt der Machtblindheit in der Transitions-
Forschung hat seitdem eine intensive Debatte ange-
stoßen. Anfangs waren die Überlegungen zu Macht 
noch sehr auf die Multi-Level-Perspektive bezogen. 
Die Diskussion verschiebt sich dabei weg von den Pro-

zessen zwischen den einzelnen Ebenen der MLP hin 
zu Prozessen und Asymmetrien auf einer Ebene. Grin 
(2011) beispielsweise schreibt den einzelnen Ebenen 
unterschiedliche Formen von Macht zu. In den Ni-
schen sieht er vor allem relationale Machtformen am 
Werk, die in der (engen) Kooperation und Interaktion 
zwischen verschiedenen Nischen-Akteuren wirken, 
im Regime als mittlere Ebene wirke «dispositionelle», 
also Verfügungsmacht, die sich aus der Position der 
Akteure, den verfügbaren Ressourcen und den do-
minanten Zielen und Vorstellungen ableitet. Auf der 
Landschaftsebene hingegen wirke strukturelle Macht 
in Form von Bedeutungen (signification), Herrschaft 
(domination) und Legitimität (ebd.: 283). Einen Schritt 
weiter geht Flor Avelinos (2011) «multi-level power-in-
transition framework», das sie aus einem Vergleich ver-
schiedener Transitions-Projekte im niederländischen 
Verkehrssektor entwickelt hat. Ihr Ziel ist es, die dar-
unterliegenden Machtstrukturen auf den verschiede-
nen Ebenen der MLP zu verstehen. Dabei schließt sie 
bewusst physische Ressourcen wie Geld, aber auch 
rechtliche Eigenschaften wie Eigentum in ihre Analyse 
auf der Mikroebene ein (ebd.: 356). Sie differenziert auf 
den verschiedenen Ebenen Landschaft, Regime und 
Nische jeweils moderate und radikale Elemente (ebd.: 
339 ff.). Damit bestehen für den Transitions-Prozess re-
levante Widersprüche auf der jeweiligen Ebene. Wel-
che Position sich dort durchsetzt, wird dann zu einer 
Frage von Macht, die sich je nach Ebene unterschied-
lich artikuliert.

Die Debatte um Macht und Handeln in Transitionen 
wird weiterhin geführt. Dabei werden immer neue Be-
griffe und Gegenstände eingeführt, wie die Rolle von 
sozialen Bewegungen (Elzen et al. 2011), das Entste-
hen von Koalitionen (Hess 2014), die Rolle von politi-
schen Entrepreneurs (Brown et al. 2013; Timmermans 

Abbildung 2: «Multi-level power-in-transition framework» (aus: Avelino 2011: 341)
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et al. 2014) etc. Die Transitions-Debatte differenziert 
sich fortwährend aus, indem sie neue Perspektiven 
und Problemstellungen aufnimmt. Dabei wird zuneh-
mend über die Multi-Level-Perspektive hinausgegan-
gen und sich immer seltener direkt darauf bezogen. 
Als Zwischenfazit fassen wir die Fragen, die sich für 
eine Analyse der Energiewende aus Sicht der Transi-
tions-Forschung stellen, in der nachfolgenden Box zu-
sammen.

3.3 ELITÄR UND TECHNOLOGIEFIXIERT: 
GRUNDSÄTZLICHE KRITIKPUNKTE 
AN DEN TRANSITION STUDIES
Es scheint eine Besonderheit der Transitions-Debatte 
zu sein, dass sie viele Kritikpunkte aufnimmt und sich 
dadurch kontinuierlich erweitert. Neben der hier be-
handelten Diskussion um Macht trifft dies ebenso auf 
die Debatte um die weithin fehlende räumliche Dimen-
sion von Transitionen zu (Coenen et al. 2012; Lawhon/
Murphy 2012; Raven et al. 2012). Durch die fortwäh-
rende Erweiterung der Debatte wird es zunehmend 
schwieriger, ihren Kern auszumachen. Die Debatte ver-
breitert sich rasant, doch lassen viele neue Erweiterun-
gen grundsätzliche Einwände gegen die Transitions-
Perspektive unberücksichtigt.

Zuerst fällt ins Auge, dass die Transitions-Forschung 
hochgradig normativ ist, in der Regel ohne dass die-
se Normativität explizit thematisiert oder offengelegt 
wird. So wird die Transition zu Nachhaltigkeit einerseits 
als Notwendigkeit angenommen, andererseits wird 
Nachhaltigkeit weder definiert noch in Beziehung zu 

anderen Zielen gesetzt – seien es neoliberale Zielvor-
stellungen wie Wettbewerbsfähigkeit oder progressive 
Fragen nach sozialer (Un-)Gleichheit.

Trotz der politikwissenschaftlichen Erweiterun-
gen und der Ausdifferenzierung der Debatte wird die 
Transitions-Forschung weiterhin dafür kritisiert, tech-
nologischen Innovationen eine zu große Bedeutung 
beizumessen (Lawhon/Murphy 2012). Dabei werde 
nicht hinterfragt, wer diese Innovationen aus welchem 
Grund entwickelt und mit welchem Ziel sie eingesetzt 
werden. Vielmehr werde teilweise sogar angenom-
men, dass mächtige Akteure selbst ein Interesse an 
Veränderungen hätten, während der Druck, den sozia-
le Bewegungen aufbauen, um bestimmte Sachverhal-
te erst zu politisieren, nicht thematisiert werde. Law-
hon und Murphy kritisieren in diesem Zusammenhang 
den elite focus der Transitions-Forschung.

Durch den engen Fokus geraten auch nicht inten-
dierte Folgen außerhalb des sozio-technischen Sys-
tems, das betrachtet wird, aus dem Blick. Zu nennen 
sind hier sowohl mögliche Auswirkungen auf Beschäf-
tigung und soziale Ungleichheit als auch mögliche 
entstehende ökologische Kosten durch neue Techno-
logien. Zugespitzt formuliert lautet die Kritik, dass die 
Transitions-Forschung sich zu wenig den Gewinnern 
und Verlierern von Transitionen widmet (Shove/Walker 
2007).

Der gewünschte Wandel hin zu einer nachhaltige-
ren Gesellschaft wird weiterhin als Ergebnis der An-
passung an einen gegebenen Kontext verstanden. 
Diese evolutionäre Perspektive hat zwei Schwächen. 
Einerseits wird der «Kontext» externalisiert, das heißt, 
Aspekte wie Wirtschaftsordnung, gesellschaftliche 
Kräfteverhältnisse, ungleiche Entwicklung und ökolo-
gische Grenzen werden als extern für Transitionen an-
gesehen. Daher gibt es in den Transition Studies kaum 
einen Bezug, wie diese Faktoren die Tragweite und 
die Richtung von Transitionen bedingen. Andererseits 
bleibt nach wie vor das Verhältnis zwischen der evo-
lutionären Ontologie und dem Einfluss von Politik, tat-
sächlich etwas zu ändern, unklar.

Setzen wir die Transitions-Forschung in Beziehung 
zu den Diskussionen um Energiedemokratie und Ener-
giegerechtigkeit, die wir im vorherigen Kapitel darge-
stellt haben, lässt sich ein gänzlich verschiedener Fo-
kus feststellen. Fragen der Verteilung von Kosten und 
Nutzen der Energieproduktion sowie des Zugangs 
zu Energie oder anderen Technologien spielen in der 
Transitions-Forschung größtenteils keine Rolle. Ge-
sellschaftliche und ökologische Verhältnisse, die Aus-
gangspunkt der Debatten um Energiegerechtigkeit 
und Energiedemokratie bilden, werden als Kontext ex-
ternalisiert. Im Sinne einer kritischen Energieforschung 
plädieren wir daher für ein stärker sozial, ökonomisch 
und ökologisch sensibles Vorgehen, statt eine auf 
technologische Innovationen zielende, ökonomische 
Perspektive einzunehmen. Unser Ziel ist es, in den fol-
genden Kapiteln Theorieansätze vorzustellen, die in ei-
ne solche Richtung weisen.

LEITFRAGEN  
DER TRANSITIONS-FORSCHUNG

–	� Welche Ziele müssen formuliert werden, damit 
die Energiewende gelingen kann? Welche Ak-
teure müssen dafür einbezogen werden? Wer 
ist dafür, wie verhalten sich die bisherigen «Re-
gimeakteure»? Was sind wichtige Kontextein-
flüsse?

–	� Wie können neue Technologien und soziale In-
novationen in Experimenten praktisch auspro-
biert werden? Welche Bedingungen müssen 
dafür verändert werden, und wie kann man sol-
che Experimente vor gegebenen Markteinflüs-
sen und Verbraucherpräferenzen schützen?

–	� Wie können bewährte Nischenlösungen zum 
Mainstream werden? Welche Rahmenbedin-
gungen sind für den Ausbau von erneuerbaren 
Energien oder die Durchsetzung neuer Ener-
gietechnologien wichtig? Wie können erneu-
erbare Energien an die Funktionsweise des 
Energiesystems oder Energiemarkts ange-
passt werden?
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4 DIE NATUR POLITISIEREN, DIE WIRTSCHAFT 
DEMOKRATISIEREN: ANSATZPUNKTE 
FÜR EINE KRITISCHE ENERGIEFORSCHUNG

Im vorangegangenen Kapitel haben wir argumentiert, 
dass Fragen von Energiedemokratie in den Transitions-
Ansätzen bislang nicht ausreichend thematisiert wer-
den. Ziel dieses Kapitels ist es deshalb, alternative Kon-
zepte und Ansatzpunkte vorzustellen, mit denen die in 
Kapitel 2.3 aufgeworfenen Fragen einer kritischen Ener-
gieforschung bearbeitet werden können. Zwei Dinge 
sind uns hierbei wichtig: Zum einen ist es notwendig, 
das Instrumentarium für die Analyse von Energiethe-
men über die beschriebenen Mainstream-Ansätze hi-
naus zu erweitern. Zum anderen sollte eine kritische 
Energieforschung auch bestehende und mögliche Al-
ternativen zum Gegenstand ihrer Diskussion machen. 
Beide Punkte behandeln wir in diesem Kapitel.

In Kapitel 4.1 stellen wir Ansätze vor, die die komple-
xen Wechselbeziehungen zwischen Gesellschaft und 
Natur analysieren: Politische Ökologie2 (Political Ecolo-
gy), Urban Political Ecology und Soziale Ökologie. Dabei 
werden sowohl politökonomische wie auch diskursive 
Aspekte in den Blick genommen, ebenso die Einbin-
dung verschiedener gesellschaftlicher Gruppen in Ent-
scheidungsprozesse. Diese Ansätze eignen sich beson-
ders für die Untersuchung von Kosten und Nutzen im 
Zusammenhang mit der Energiewende und für die Fra-
ge nach dem Zugang zu Energie in einer Welt, die durch 
soziale und räumliche Ungleichheiten geprägt ist. 

In Kapitel 4.2 stellen wir drei Ansätze vor, die kon-
krete Alternativen zur bisherigen Struktur der Energie-
versorgung formulieren können: Commons, Solidari-
sche Ökonomie und Wirtschaftsdemokratie. Alle drei 
Ansätze skizzieren eine Wirtschaftsweise, die gemein-
wohlorientiert und demokratisch ist und die in ihrem 
Anspruch über marktwirtschaftliches Profitstreben hi-
nausgeht. Sie formulieren damit jeweils praktische An-
sätze für die Ausgestaltung alternativer Unternehmen 
und Wirtschaftsstrukturen.

Beide Unterkapitel gliedern sich nach demselben 
Muster: Nach einer kurzen Einführung werden die ein-
zelnen Ansätze mit ihren jeweiligen Ursprüngen genau-
er vorgestellt. Am Ende von Kapitel 4.1 und 4.2 fassen 
wir die Ergebnisse jeweils kurz zusammen und stellen 
dar, wie die einzelnen Ansätze bereits auf Energiefra-
gen angewandt werden. Außerdem formulieren wir 
mögliche Forschungsfragen, die sich aus den Ansät-
zen ergeben oder mit ihnen untersucht werden könn-
ten, und weisen auf Forschungslücken hin. Diese mög-
lichen Fragestellungen sind nochmals in einer Box am 
Ende der jeweiligen Unterkapitel zusammengefasst.

4.1 ANALYSEN: NATUR, STADT, 
GESELLSCHAFT 
Das Energiesystem befindet sich an der Schnittstelle 
zwischen Gesellschaft, Wirtschaft, Technologie und 
Natur. Energie, wie wir sie kennen, in Form von Wär-

me, Elektrizität und Brennstoffen, beruht, egal ob er-
neuerbar oder fossil, auf natürlichen Ressourcen, die 
entweder genutzt oder abgebaut werden. Sie wer-
den umgewandelt und verteilt durch entsprechende 
Technologien, Kraftwerke, Netze und Umspannwer-
ke, um dann bei kommerziellen Großverbrauchern 
oder Privathaushalten «aus der Steckdose» oder dem 
Heizkörper zu kommen. Die Energieversorgung ist al-
so gleichzeitig eingebettet in soziale Verhältnisse wie 
ökonomische Strukturen und grundlegend materiell. 
Eine kritische Energieforschung sollte damit den ge-
samten Zusammenhang der Energieversorgung in den 
Blick nehmen und nicht einzelne Teilbereiche heraus-
schneiden. Der Verbrauch ökologischer Ressourcen ist 
ebenso ein Thema für Energieforschung wie Aspekte 
gesellschaftlicher Machtverteilung und ungleicher Ent-
wicklung. Deswegen haben die in dieser Studie aus-
gewählten analytischen Zugänge das Verhältnis zwi-
schen Gesellschaft und Natur zum Ausgangspunkt.

Die Einsicht, dass Mensch und Umwelt, Gesellschaft 
und Natur keine strikt voneinander getrennten Sphä-
ren sind, sondern sich gegenseitig beeinflussen und in 
einer komplexen Wechselbeziehung zueinander ste-
hen, hat in den vergangenen Jahrzehnten eine Reihe 
neuer Theorieansätze an der Schnittstelle von Gesell-
schafts- und Naturwissenschaften entstehen lassen. 
In diesem Kapitel sollen drei Stränge davon näher be-
leuchtet werden: der aus den USA stammende Ansatz 
der Politischen Ökologie, dessen Erweiterungen auf 
städtische Räume sowie das in der deutschen Debat-
te verankerte Konzept der gesellschaftlichen Naturver-
hältnisse.

Auch wenn alle drei Debatten die Wechselbeziehun-
gen zwischen Mensch und Natur untersuchen, sind sie 
in unterschiedlichen historischen Kontexten entstan-
den. Während die englischsprachige Debatte der Po-
litischen Ökologie ihren Ursprung in entwicklungspo-
litischen Diskursen der 1970er und 1980er Jahre hat, 
entwickelten sich die Soziale Ökologie und die Debat-
te um gesellschaftliche Naturverhältnisse im deutsch-
sprachigen Raum erst Mitte der 1980er Jahre im Zuge 
der aufkommenden Nachhaltigkeitsdiskussion (Becker 
2003: 4). Obwohl teilweise ähnlich argumentiert wird, 
verlaufen die Debatten weitgehend getrennt voneinan-
der. Gemeinsamkeiten zwischen marxistischen Ansät-
zen im Bereich Politische Ökologie, Urban Political Eco-
logy und gesellschaftliche Naturverhältnisse bestehen 
darin, dass alle von einer materiellen Verankerung so-
zialökologischer Prozesse ausgehen, die Widersprüch-

2  Im Deutschen wird der Begriff Politische Ökologie nicht nur in Bezug auf die 
englischsprachige Debatte um Political Ecology verwendet, sondern auch in Ver-
bindung mit allgemeineren Diskussionen um Politik und Ökologie. In dieser Studie 
meinen wir mit dem Begriff Politische Ökologie ausschließlich die in diesem Kapitel 
skizzierte Debatte, die im englischen Sprachraum ihren Ursprung hat. 
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lichkeit des Kapitalismus hervorheben und versuchen, 
Alternativen aufzeigen. 

Mit seinem Anspruch, «to unravel the political forces 
at work in environmental access, management, and 
transformation» (Robbins 2012: 3), versteht sich das 
Forschungsfeld der Politischen Ökologie als Gegen-
entwurf zu Theorien im Bereich der «reinen» Ökologie, 
die gesellschaftliche Verhältnisse weitgehend ausblen-
den (ebd.: 19). Hervorgegangen ist der Ansatz aus ei-
ner Verknüpfung kulturanthropologischer Forschung 
mit politökonomischen Ansätzen in den 1970er und 
1980er Jahren. Während der Fokus zunächst auf der 
sogenannten Dritten Welt und dem ländlichen Raum 
lag, wurde das Konzept inzwischen auch auf Indus
trienationen und urbane Räume übertragen. Ein wich-
tiger Baustein in diesem Zusammenhang ist der in den 
1990er und 2000er Jahren entstandene Forschungs-
zweig der Urban Political Ecology, der in seinen Grund-
annahmen den Unterschied zwischen «Stadt» und 
«Natur» aufhebt. 

Das Konzept der Sozialen Ökologie erfuhr mit der 
staatlichen Förderung sozialökologischer Forschung 
in Deutschland seit der Jahrtausendwende einen enor-
men Aufschwung (Becker 2003: 7 f.). Im dafür maß-
geblichen Rahmenkonzept wird das Forschungsfeld 
folgendermaßen definiert: «Soziale Ökologie ist die 
Wissenschaft von den Beziehungen der Menschen 
zu ihrer jeweiligen natürlichen und gesellschaftlichen 
Umwelt. In der sozial-ökologischen Forschung werden 
die Formen und die Gestaltungsmöglichkeiten dieser 
Beziehungen in einer disziplinübergreifenden Perspek-
tive untersucht» (ebd.). Diese Beziehungen werden 
auch als «gesellschaftliche Naturverhältnisse» bezeich-
net. Im Folgenden soll vor allem die marxistische Vari-
ante dieses Ansatzes näher beleuchtet werden. 

Das Kapitel gliedert sich folgendermaßen: Der ers-
te Abschnitt widmet sich der Debatte um Politische 
Ökologie, in dem wir ihre Entstehung aus der neomar-
xistischen Dependenztheorie und die ab den 1990er 
Jahren formulierte feministische und poststrukturalis-
tische Kritik daran nachzeichnen. Außerdem erläutern 
wir James O’Connors (1996) These von der «second 
contradiction of capitalism». In einem zweiten Schritt 
stellen wir den Ansatz der Urban Political Ecology vor, 
der sich vorwiegend auf urbane Räume und ihre Ver-
knüpfungen untereinander und zum Umland bezieht. 
Im dritten Abschnitt beschäftigen wir uns mit dem 
Konzept der Sozialen Ökologie und der gesellschaft-
lichen Naturverhältnisse. Am Ende des Kapitels dis-
kutieren wir die Anwendbarkeit der hier vorgestellten 
Konzepte auf Energiethemen und zeigen mögliche For-
schungsfragen auf. 

4.1.1 Politische Ökologie: Die politische Natur 
Bei der Politischen Ökologie handelt es sich um einen 
Ansatz, der sich aus verschiedenen wissenschaftlichen 
Traditionen und Disziplinen speist und sich seit seiner 
Entstehung in den 1970er Jahren stetig weiterentwi-
ckelt und ausdifferenziert hat (Watts/Peet 2004: 9; 

Engels/Dietz 2011; Robbins 2012: 21). Eine einheitli-
che Definition existiert deshalb ebenso wenig wie ein 
kohärentes Theoriegebäude. Der Versuch einer Defini-
tion aus den Anfängen der Political Ecology lautet fol-
gendermaßen: «The phrase political ecology combines 
the concerns of ecology and a broadly defined political 
economy. Together this encompasses the constantly 
shifting dialectic between society and land-based re-
sources, and also within classes and groups within so-
ciety itself» (Blaikie/Brookfield 1987: 17). 

Wie der Name bereits nahelegt, handelte es sich 
bei der Political Ecology von Anfang an um einen ex-
plizit politischen Forschungsansatz. So werden Um-
weltwandel und der Zustand der Natur als Resultat 
politischer Prozesse begriffen (Robbins 2012: 14 ff.). 
Untersuchungsgegenstand der Political Ecology sind 
demnach die komplexen Wechselbeziehungen zwi-
schen Wirtschaft, Politik und Natur (ebd.: 13). Die Fra-
ge nach dem Zugang zu und der Kontrolle über natür-
liche Ressourcen ist hierbei von zentraler Bedeutung 
(Peet/Watts 2004: 4; Paulson et al. 2005: 17). Zudem 
werden Formen struktureller Diskriminierung entlang 
dem Dreiklang von class, race und gender erforscht 
(Paulson et al. 2005: 18). Auch räumliche Ungleichhei-
ten zwischen Zentrum und Peripherie im Weltsystem 
stellen einen zentralen Untersuchungsgegenstand dar 
(Bryant 2001).

Eine weitere Grundannahme besteht darin, dass die 
Beziehungen zwischen Gesellschaft und Natur einem 
kontinuierlichen Wandel unterliegen und dass Kosten 
und Nutzen, die aus diesen Veränderungen resultieren, 
ungleich verteilt sind: «[Political ecologistst] accept the 
idea that costs and benefits associated with environ-
mental change are for the most part distributed among 
actors unequally […] [which inevitably] reinforces or 
reduces existing social and economic inequalities […] 
[which holds] political implications in terms of the alte-
red power of actors in relation to other actors» (Bryant/
Bailey 1997: 28 f.). Der normative Anspruch der Poli-
tischen Ökologie äußert sich des Weiteren in der Par-
teinahme für marginalisierte soziale Gruppen und der 
Forderung nach sozialer Gerechtigkeit (Paulson et al. 
2005: 18). Für Paul Robbins besteht ein weiteres We-
sensmerkmal der Politischen Ökologie darin, dass sie 
nicht nur ein akademisches Feld, sondern auch eine 
soziale Praxis darstellt, die sich zwischen der Kritik an 
Bestehendem und dem Aufzeigen von Alternativen be-
wegt (2012: 5, 21). 

Third World Political Ecology  
und neomarxistische Grundlagen
Der Begriff political ecology wurde in den 1970er und 
1980er Jahren geprägt. Frühe Politische Ökologen ver-
suchten Antworten darauf zu formulieren, warum die 
Dritte Welt unverhältnismäßig stark von Umweltpro-
blemen geplagt war (Bryant 2001: 151). Während die 
damals dominanten Erklärungsmuster davon ausgin-
gen, dass die wesentliche Ursache im starken Bevöl-
kerungswachstum zu suchen sei, verwiesen Politische 



20

Die Natur politisieren, die Wirtschaft demokratisieren: Ansatzpunkte für eine kritische Energieforschung

Ökologen auf politische und ökonomische Ursachen 
(ebd.: 152; Robbins 2012). Sie bezogen sich dabei auf 
Thomas R. Malthus, der im späten 18. Jahrhundert die 
These aufstellte, dass die Begrenztheit natürlicher Res-
sourcen dem Bevölkerungswachstum eine absolute 
Grenze setze. Ein Überschreiten dieser Grenze führe 
notwendigerweise zu Hungersnöten oder Umweltzer-
störung. Angesichts neuer ökologischer und entwick-
lungspolitischer Herausforderungen lebte die Idee ab-
soluter natürlicher Grenzen in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts mit Paul Ehrlichs «Population Bomb» 
(1968) und den Warnungen des Club of Rome (Mea-
dows et al. 1972) wieder auf. Folgt man dieser Logik, 
erscheinen Umweltprobleme und Unterernährung im 
globalen Süden als eine logische Konsequenz aus stei-
genden Bevölkerungszahlen. 

Ausgehend von Dependenztheorie und Weltsystem-
theorie kritisierten VertreterInnen der Third World Poli-
tical Ecology in den 1980er Jahren dieses Erklärungs-
muster als unzulänglich und irreführend, da es von den 
wirklichen Ursachen für die Probleme im globalen Sü-
den ablenke. Diese lägen vielmehr in der ungleichen 
ökonomischen Entwicklung und den ungleichen Han-
delsbedingungen zwischen globalem Norden und glo-
balem Süden, die zu einer Ausbeutung der Peripherie 
durch die Staaten im Zentrum des Weltsystems und zu 
«development of underdevelopment» im globalen Sü-
den führten. Die Verknüpfung von anthropologischen 
Ansätzen, die den Blick auf lokale Veränderungen len-
ken, und neomarxistischen Ansätzen, die gesellschaft-
liche Verhältnisse jenseits lokaler Konstellationen ana-
lysieren, wird als Stärke der frühen Ansätze gesehen 
(Bryant 2001: 153).

Mit seiner These vom zweiten Widerspruch des Ka-
pitalismus entwickelte James O’Connor (1996) den 
Gedanken von der Widersprüchlichkeit des Kapita-
lismus weiter. Bereits Marx hatte darauf hingewie-
sen, dass die Zerstörung der Natur dem Kapitalismus 
ebenso inhärent und nicht weniger widersprüchlich 
ist als die Ausbeutung der Arbeiterklasse: «Die kapita-
listische Produktion entwickelt daher nur die Technik 
und Kombination des gesellschaftlichen Produktions-
prozesses, indem sie zugleich die Springquellen al-
les Reichtums untergräbt: die Erde und den Arbeiter» 
(Marx 1867: 530; vgl. auch Foster 2000). O’Connor 
zufolge ist eine Lösung der ökologischen Krise oder 
ein Ende sozialer Ausbeutung deshalb nur durch eine 
Überwindung des Kapitalismus möglich.3 Diese Kapi-
talismuskritik stellt bei aller Heterogenität der darge-
stellten Ansätze eine gemeinsame Orientierung der 
Politischen Ökologie dar.

Postmarxistische Kritik in den 1990 Jahren 
Während in den 1980er Jahren eine neomarxistische 
Kritik an malthusianischen und modernisierungstheo-
retischen Ansätzen den konzeptionellen Kern der Politi-
schen Ökologie ausmachte, kamen in den 1990er Jah-
ren feministische und poststrukturalistische Einflüsse 
hinzu. Deren VertreterInnen kritisierten den einseitigen 

Fokus des Ansatzes auf Klassenfragen als zentrale Un-
tersuchungskategorie (Bryant 2001: 154). Aus femi-
nistischer Perspektive wurde der Vorwurf formuliert, 
dass Geschlechterverhältnisse innerhalb marginalisier-
ter Gruppen nicht thematisiert wurden, obwohl diese 
für das Verständnis der Beziehungen von Mensch und 
Umwelt zentral seien.

Die poststrukturalistische Kritik legt hingegen na-
he, Diskurse und Sprache zum zentralen Untersu-
chungsgegenstand der Politischen Ökologie zu erhe-
ben. Arturo Escobar (1996) war für die Übertragung 
der Foucault’schen Diskurstheorie in die Politische 
Ökologie zentral. Er versteht Diskurse als «the pro-
cess through which social reality inevitably comes in-
to being» (Escobar, zit. nach: Bryant 2001: 162). Das 
gilt auch in Bezug auf die Natur, die Escobar als sozial 
konstruiert begreift. Vereinfacht gesprochen: Diskur-
se beeinflussen nicht nur die Wahrnehmung, sondern 
auch die Nutzung von Natur. Wenn Sprache die Rea-
lität auch jenseits des diskursiven Raumes zu prägen 
vermag, bedeutet Wissen Macht. Gleichzeitig kann, 
wer Macht hat, Wissen festlegen. Beide Faktoren be-
dingen sich somit wechselseitig. Damit rückt die De-
konstruktion dominanter Erzählungen oder hege-
monialer Diskurse in den Blick (ebd.: 162 ff.). Ähnlich 
argumentieren postkoloniale TheoretikerInnen aus-
gehend von Edward Said (Robbins 2012: 67 ff.). Auch 
die Actor-Network-Theory von Bruno Latour stellt Paul 
Robbins (ebd.: 77) zufolge eine Innovation für die Poli-
tische Ökologie dar, indem sie assemblages zwischen 
menschlichen und nicht menschlichen «Aktanten», 
also auch Dingen, thematisiert. Solche Akteursnetz-
werke entstehen durch das Zusammenwirken dieser 
einzelnen Elemente, sie sind eine «association of ma-
ny human and non-human things into a configuration 
that makes things happen» (ebd.). Auch Dingen oder 
natürlichen Elementen wird eine direkte Wirkung zu-
gesprochen und dadurch die Trennung zwischen ge-
sellschaftlichen Ursachen und natürlichen Prozessen 
aufgehoben.

Die aus feministischer, poststrukturalistischer und 
postkolonialer Perspektive erhobene Kritik führte da-
zu, dass das Feld der Politischen Ökologie sich ab den 
1990er Jahren stark ausdifferenzierte. In vielen Fällen 
bedeutete dies auch eine Abkehr von den neomarxis-
tischen Wurzeln und dem starken Fokus auf ökonomi-
sche Prozesse (Bryant 2001: 154). Paul Robbins (2012: 
54, 59) hingegen betont, dass einige Grundannahmen, 
die in neomarxistischen Ansätzen formuliert wurden, 
weiterhin zu den Grundfesten der Politischen Ökolo-
gie zählen. Dazu gehört die Annahme, dass soziale und 
kulturelle Systeme in materiellen Bedingungen veran-
kert sind, die einem stetigen Wandel unterliegen, und 
dass die kapitalistische Produktionsweise zu einer Aus-

3  Ähnlich argumentiert auch Elmar Altvater, siehe dazu Kapitel 4.1.3. Einen gu-
ten Überblick über ökomarxistische Zugänge zum Spannungsfeld zwischen na-
türlichen Grenzen und Kapitalismus gibt ein Artikel von Kristina Dietz und Mar-
kus Wissen (2009). 
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beutung von Mensch und Natur führt. Eine demgegen-
über kritische Politische Ökologie kann selbst Baustein 
einer Veränderung sein (Burke/Shear 2014).

4.1.2 Urban Political Ecology:  
Die Stadt als Teil der Natur
Während in den Anfängen der Politischen Ökologie in 
den 1980er Jahren der Fokus auf dem ländlichen Raum 
und dem globalen Süden lag, wurde das Konzept spä-
ter auch auf urbane Räume und den globalen Norden 
übertragen. Dies ging mit einem Aufbrechen der Di-
chotomie zwischen Stadt und Land einher. Wegwei-
send hierfür war die Weiterentwicklung der Vorstel-
lung eines urbanen Metabolismus, die wir in diesem 
Kapitel näher vorstellen.

Genau wie das Konzept der Umweltgerechtigkeit 
(siehe Kap. 2) fragt die Urban Political Ecology (UPE) 
nach der ungleichen Verteilung von ökologischen Privi-
legien und Risiken in Städten. Neben der aktuellen Ver-
teilung solcher Vor- und Nachteile betrachtet die UPE 
jedoch auch «die umkämpften gesellschaftlichen Dy-
namiken und Bedingungen der Produktion von Natur», 
die die heute existierenden Strukturen erst geschaffen 
haben (Köhler 2014: 60).

Untersuchungsgegenstand der UPE ist «das Verhält-
nis von Stadt, Urbanisierungsprozessen und Natur aus 
einer historisch-geographisch materialistischen Per-
spektive heraus» (ebd.: 58). Mit der Annahme, dass 
Städte nicht ausschließlich Orte des Sozialen sind, son-
dern gleichzeitig materielle Konfigurationen aus Ge-
bäuden und Infrastrukturen sowie Lebensraum und 
Ökosystem, bricht der Forschungszweig mit der strik-
ten Unterscheidung zwischen Stadt und Land. Diese 
Vorstellung zweier getrennter Sphären hatte im Zuge 
der Industrialisierung und zunehmenden Urbanisie-
rung im 19. Jahrhundert Einzug in die Wissenschaft 
gehalten (Wachsmuth 2012: 508; Köhler 2014). David 
Wachsmuth zufolge kommt der Kern der Dichotomie 
zwischen Natur und Gesellschaft in folgendem Satz 
zum Ausdruck: «The idea that nature is a realm exter-
nal to human society and in some sense even antithe-
tical to it» (2012: 508). Ort der Gesellschaft ist in dieser 
Denktradition die Stadt, während die Natur außerhalb 
der Stadt, auf dem Land verortet wird. 

Auch die Politische Ökologie beschäftigte sich bis in 
die 1990er Jahre hinein so gut wie ausschließlich mit 
«rural and wilderness areas» (ebd.: 516). Auf die Kurz-
sichtigkeit dieser fundamentalen Trennung zwischen 
Stadt und Natur weist David Harvey mit seiner viel zi-
tierten Aussage hin: «In a fundamental sense, there is 
nothing unnatural about New York City» (zit. nach: Köh-
ler 2014: 59). Erik Swyngedouw (1996) stützt Harveys 
Argument, indem er schreibt: «There is nothing ‹pu-
rely› social or natural about the city, even less a-soci-
al or a-natural, the city is both natural and social, real 
and fictional» (ebd.: 66). Der Dichotomie zwischen Ge-
sellschaft und Natur setzt er den Begriff «socio-nature» 
entgegen (zit. nach: Köhler 2014: 59). Dinge wie Men-
schen sind Swyngedouw zufolge Hybride oder «qua-

si-objects»: «Every body and thing is a cyborg, a medi-
ator, part social and part natural, but without discrete 
boundaries, continually internalizing the multiple con-
tradictory relations that re-define and re-work every 
body and thing» (ebd.: 70). Die «urbane Natur» wird 
demnach nicht als etwas Gegebenes aufgefasst, son-
dern als gesellschaftlich produziert. Das bedeutet, dass 
Städte als Ergebnis historischer und aktueller sozialer 
Verhältnisse und Kämpfe verstanden werden müssen. 
Die urbane Natur ist immer zugleich Ergebnis physisch-
materieller Prozesse (also beispielsweise der Bau einer 
Straße) und diskursiv-symbolischer Prozesse (zum Bei-
spiel bestimmter architektonischer Moden). Beides ist 
untrennbar miteinander verschmolzen. Das bedeutet 
in der Konsequenz, dass städtebauliche Maßnahmen, 
aber zum Beispiel auch Energieinfrastrukturen keine 
rein technologischen Projekte sind, sondern Ergebnis 
sozialer Aushandlungsprozesse (Köhler 2014).

Ausgangspunkt für Swyngedouws Vorstellung von 
der socio-nature sind die Überlegungen von Karl Marx 
zum Begriff des Metabolismus. Dieser entstand im 
mittleren 19. Jahrhundert und beschrieb ursprünglich 
chemische Prozesse im Inneren einer Zelle. Bereits we-
nig später wurde der Begriff auch auf den menschli-
chen Körper, ganze Ökosysteme und im frühen 20. 
Jahrhundert in die Stadtsoziologie übertragen. So be-
schreibt beispielsweise Ernest W. Burgess (1925), ein 
früher Vertreter der Human Ecology, die Stadt als ein 
«self-contained system, within which people and their 
social ties circulate, integrate, and disintegrate with no 
reference to the outside world except ongoing human 
immigration» (zit. nach: Wachsmuth 2012: 512). Bur-
gess charakterisiert die Stadt selbst als eigenständiges 
Ökosystem, das er gleichzeitig als abgekoppelt von der 
Umwelt versteht. In der aktuelleren Forschung wird je-
doch zunehmend das Verhältnis thematisiert zwischen 
den Prozessen in der Stadt und den Rohstoffen sowie 
Funktionen, die vom Hinterland bereitgestellt werden.

In Marx’ Verständnis sind auch urbanisierte Gesell-
schaften auf die Aneignung von Natur durch Arbeit 
angewiesen, um grundlegende Bedürfnisse zu befrie-
digen. Stadt und Land werden somit nicht als getrenn-
te Sphären begriffen, sondern als über den stofflichen 
Austausch eng miteinander verbunden (Köhler 2014: 
58). «Urban metabolism is a powerful metaphor for po-
litical ecology, which reminds us that cities are funda-
mentally natural, in that they are populated by human 
and non-human residents, formed from earth materi-
al, and supported by ecological processes» (Robbins 
2012: 74). In der Konsequenz erweitert sich das Unter-
suchungsfeld der Politischen Ökologie beträchtlich. 
Anders als beispielsweise stadtökologische Ansät-
ze, deren Untersuchungsgegenstand die Natur in der 
Stadt ist, begreift die Politische Ökologie den gesam-
ten städtischen Raum, also auch Gebäude, Verkehrs-, 
Energie- und Kommunikationsinfrastrukturen als Teil 
der Umwelt. Untersucht wird in der Folge eine große 
Bandbreite von Phänomenen an der Schnittstelle von 
Mensch, Technologie und «Natur»: von Kühlschrän-
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ken über die Verteilung von Parks in der Stadt bis hin 
zu urbaner Infrastruktur (Robbins 2012; Köhler 2014). 
Wachsmuth (2012) fasst die Entwicklung wie folgt zu-
sammen: «Nature begins as entirely absent from the 
city, proceeds to inhabit its outside, and ends up pro-
foundly implicated in its production and reproduction» 
(ebd.: 507). Das Grundverständnis vom gesellschaftli-
chen Charakter der Natur bestimmte nicht nur die, zu-
meist englischsprachigen, Debatten der Politischen 
Ökologie, sondern auch Arbeiten aus dem deutsch-
sprachigen Raum zu «gesellschaftlichen Naturverhält-
nissen». 

4.1.3 Soziale Ökologie: Die Wissenschaft  
von den gesellschaftlichen Naturverhältnissen
Anders als die Politische Ökologie ist der Ansatz der 
Sozialen Ökologie nicht aus entwicklungspolitischen 
Diskursen hervorgegangen, sondern entstand in den 
1980er Jahren als eine Kritik an der etablierten Um-
weltforschung in Deutschland. Die in Frankfurt am 
Main angesiedelte «Forschungsgruppe Soziale Ökolo-
gie», aus der 1989 das Institut für sozial-ökologische 
Forschung (ISOE) hervorging, warf der damals beste-
henden Umweltforschung eine Blindheit für die soziale 
Dimension ökologischer Probleme vor. Aus dieser Kri-
tik entwickelte sich die Soziale Ökologie als «transdis-
ziplinäre Wissenschaft von den gesellschaftlichen Na-
turverhältnissen» (Becker/Jahn 2006b: 4). Neben der 
am ISOE angesiedelten Variante der Sozialen Ökologie 
(Becker 2003; Becker/Jahn 2006a; Becker et al. 2011) 
hat sich auch eine marxistische Variante des Ansatzes 
herausgebildet (Görg 1999, 2003; Brand 2011; Wissen 
2011; Demirović 2012), die in der zweiten Hälfte des 
Kapitels näher vorgestellt werden soll. 

Unter gesellschaftlichen Naturverhältnissen wird 
von Egon Becker «das Geflecht der vermittelnden Be-
ziehungen und Verhaltensformen zwischen Individu-
en, Gesellschaft und Natur sowie die sich darin her-
ausbildenden Muster» verstanden (2003: 23). Diese 
Beziehungen haben immer zugleich eine stofflich-
materielle und eine kulturell-symbolische Dimension 
(Becker et al. 2011) und stehen in einem dialektischen 
Verhältnis zueinander. Mit dieser Annahme wehrt sich 
der Ansatz gegen den in weiten Teilen des 19. und 20. 
Jahrhunderts vorherrschenden Dualismus zwischen 
Natur und Gesellschaft sowie gegen die strikte Tren-
nung zwischen den jeweiligen Wissenschaftsdiszipli-
nen. Damit knüpft die Soziale Ökologie an die dialek-
tische Tradition von Hegel, Marx und der Kritischen 
Theorie der Frankfurter Schule an (Görg 1999; Becker 
et al. 2011). Trotzdem gehen Natur und Gesellschaft 
hier nicht in ein Ganzes auf, denn ein wichtiger Unter-
schied zur Urban Political Ecology ist die Annahme 
einer Nichtidentität zwischen Natur und Gesellschaft 
(Görg 1999). Statt eine verschmolzene Sozio-Natur 
anzunehmen, wird davon ausgegangen, dass beide 
Sphären in einem dialektischen Verhältnis stehen. Die 
Gesellschaft versucht, die Natur zu regulieren, diese 
hingegen entzieht sich durch ihre physisch-materielle 

Eigendynamik einer vollständigen Kontrolle (Wissen 
2011).

Eine weitere zentrale Annahme der Sozialen Ökolo-
gie besteht darin, dass die gesellschaftlichen Naturver-
hältnisse in ihrer heutigen Form krisenhaft sind. Auch 
in diesem Fall stellt die Frankfurter Schule einen wich-
tigen Referenzpunkt dar. Bereits Mitte des 20. Jahr-
hunderts, also zu einer Zeit, die auf beiden Seiten des 
Eisernen Vorhangs von einem ungebremsten Fort-
schrittsoptimismus geprägt war, wiesen Adorno und 
Horkheimer in der «Dialektik der Aufklärung» auf die 
Ambivalenz von Aufklärung und wissenschaftlich-
technischer Rationalität hin. Angesichts der in den 
1970er Jahren immer deutlicher zutage tretenden öko-
logischen Krise wurde offenbar, dass der wissenschaft-
lich-technische Fortschritt keinesfalls allein eine Ein-
dämmung natürlicher Kräfte bedeutet, sondern selbst 
zunehmend eine Quelle von Risiken darstellt (Becker/
Jahn 2006b: 4). Ulrich Beck (1986) brachte dieses Phä-
nomen im Jahr der Reaktorkatastrophe von Tscherno-
byl mit dem Begriff Risikogesellschaft auf den Punkt. 
Eine Kritik an der «Komplizenschaft von Wissenschaft 
und Industrie» und der daraus resultierenden «selbst-
zerstörerischen Dynamik des ungebremsten wissen-
schaftlich-technischen Fortschritts» (Becker/Jahn 
2006b: 13), gepaart mit Einflüssen aus der feministi-
schen Theorie und einer aktualisierten Version der Kriti-
schen Theorie, bildete denn auch die Grundlage für die 
Soziale Ökologie (ebd.).

Untersuchungsgegenstand der Sozialen Ökologie 
sind die krisenhaften Beziehungen zwischen Gesell-
schaft und Natur (ebd.: 5). Im Fokus steht dabei die 
historisch und kulturell kontingente Regulation dieser 
Beziehungen. Theoretische Basis ist hierfür die fran-
zösische Regulationstheorie (Aglietta 1979). Deren 
zentrale Untersuchungsfelder sind der Wandel von 
Akkumulationsregimen sowie deren Regulations-
weise und die damit einhergehenden institutionellen 
Formen (Wissen 2011: 18). Die Regulation der gesell-
schaftlichen Naturverhältnisse erfolgt auf verschiede-
nen Ebenen und über unterschiedliche Kanäle, so zum 
Beispiel durch Institutionen, Normen und Werte, aber 
auch durch Prozesse der Subjektivierung (Brand/Wis-
sen 2011a). Gesellschaftliche Naturverhältnisse sind 
nicht nur historisch kontingent, sondern unterschei-
den sich auch zwischen Räumen und sozialen Grup-
pen: «Es kommt zur Ausbildung einer Vielzahl von ge-
sellschaftlichen Naturverhältnissen. Es handelt sich 
nicht um ein globales Verhältnis der Gesellschaft zu 
der Natur. Vielmehr vollziehen verschiedene Produkti-
onsweisen, verschiedene sie tragende soziale Klassen 
oder Geschlechter oder soziale Gruppen unterschied-
liche Verhältnisse zur Natur» (Demirović 2012: 64). Da 
die derzeitige Art der Regulation als krisenhaft angese-
hen wird, verfolgt der Ansatz nicht nur das Ziel, die Be-
ziehungen zwischen Natur und Gesellschaft besser zu 
verstehen, sondern auch diese zu transformieren: «Es 
geht nicht allein um das bessere Verstehen sozial-öko-
logischer Probleme, sondern auch um das Erforschen 
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alternativer Handlungsoptionen, die Wege aus den als 
problematisch erachteten Zuständen und Prozessen 
eröffnen» (Becker et al. 2011: 85).

Multiple Krisen und 
postfordistische Naturverhältnisse 
Ulrich Brand (2011) zufolge muss die ökologische Krise 
erstens als Teil einer breiteren sozialökologischen, mul-
tiplen Krise verstanden werden, deren Ausgangspunkt 
in der fossilistisch-kapitalistischen Produktions- und 
Lebensweise zu suchen ist (ebd.: 24). Die politischen 
Verhältnisse, zweitens, die theoretisch diese Krise regu-
lieren sollten, lassen sich selbst als krisenhaft beschrei-
ben, wie sich beispielsweise im Umbau politischer Ins-
titutionen hin zum nationalen Wettbewerbsstaat zeige. 
Drittens offenbare sich die krisenhafte Form der Na-
turaneignung in einem auf Ressourcenausbeutung 
basierenden Weltmarkt, der reiche Länder strukturell 
begünstige (ebd.: 31). Zwar besteht an vielen Stellen 
Überfluss, doch der Reichtum ist ungleich verteilt.

Alex Demirović bringt das Problem in Rekurs auf 
Marx folgendermaßen auf den Punkt: «Der Kapitalis-
mus hat die gesellschaftlichen Produktivkräfte und den 
Reichtum derart und so einseitig entfaltet, dass sie un-
ter kapitalistischen Produktionsverhältnissen nicht be-
herrschbar sind» (2012: 62). Da bei den zu beobachten-
den Versuchen, die ökologische Krise zu bearbeiten, 
weder die Logik von Wachstum und Akkumulation 
(Demirović 2012) noch herrschende Formen von Na-
turaneignung oder Konsum (Brand 2011: 12) hinter-
fragt werden, ist eine tatsächliche Lösung der ökologi-
schen Krise nicht zu erwarten.

Dennoch ist der Kapitalismus in einem grundle-
genden Wandel begriffen, nämlich im Übergang 
vom Fordismus zum Postfordismus (Görg 2003: 14; 
Brand 2011: 12). Die Krise des Fordismus ist Görg und 
Brand zufolge auch eine Krise der gesellschaftlichen 
Naturverhältnisse. Während der Fordismus – seiner 
wirtschaftlichen Basis, der Massenproduktion, ent-
sprechend – durch ein Streben nach immer größe-
rer Naturbeherrschung gekennzeichnet war, zeichne 
sich der Postfordismus durch eine «reflexiv gebroche-
ne Strategie der Naturbeherrschung» (Görg, zit. nach: 
Wissen 2011: 230) aus. Diese Strategie versuche über 
das Streben nach immer größerer Naturbeherrschung 
hinaus auch die unerwünschten Nebenfolgen fordisti-
scher Naturbeherrschung in den Griff zu bekommen. 
Das postfordistische Akkumulationsregime beschreibt 
Markus Wissen folgendermaßen: «Nicht mehr nur die 
Natur selbst, sondern auch ihr Erhalt wird kapitalistisch 
in Wert gesetzt» (2011: 231). Während das fordistische 
Akkumulationsregime wesentlich auf der Inwertset-
zung und Verbrennung fossiler Rohstoffe basiert, die 
unter anderem den Klimawandel verursachen, füh-
ren beispielsweise die marktbasierten Mechanismen 
des Kyoto-Protokolls zu einer weiteren Inwertsetzung 
natürlicher Ressourcen, wie Wälder zum Schutz der 
Natur (vgl. Altvater/Brunnengräber 2008). Weitere 
Beispiele für neue Felder der postfordistischen Inwert-

setzung natürlicher Ressourcen sind Wissen (2011) zu-
folge Wasser und die biologische Vielfalt in Form von 
Genen. In beiden Fällen ist der Erhalt beziehungsweise 
Schutz der jeweiligen natürlichen Ressourcen Voraus-
setzung für deren kapitalistische Inwertsetzung.

Laut Markus Wissen ist die postfordistische Regu-
lationsweise durch eine zunehmende Internationalisie-
rung des Staates gekennzeichnet (ebd.). Drei Prozesse 
können hier unterschieden werden: die Transnationa-
lisierung der Zivilgesellschaft, die sich beispielsweise 
in der Herausbildung transnationaler Kapitalfraktionen 
zeigt, die Schaffung und Aufwertung internationaler 
Institutionen wie WTO oder EU sowie die dadurch be-
dingte Transformation nationaler Staaten (ebd.: 29). In 
Anlehnung an Nicos Poulantzas’ Definition des Staates 
als «materielle Verdichtung» gesellschaftlicher Kräf-
teverhältnisse beschreiben Ulrich Brand und Markus 
Wissen (2007) die Internationalisierung des Staates als 
Herausbildung von «Verdichtungen zweiter Ordnung». 
So werde beispielsweise der zur kapitalistischen In-
wertsetzung von genetischem Material notwendige 
Schutz geistiger Eigentumsrechte vermittelt über die 
Nationalstaaten des globalen Nordens in internationale 
Regelwerke eingeschrieben. 

Imperiale Lebensweise und Grüner Sozialismus 
Christoph Görg zufolge ist der Versuch einer gezielten 
Regulation gesellschaftlicher Naturverhältnisse zum 
Scheitern verurteilt, denn gesellschaftliche Transfor-
mationsprozesse wie «technologische Innovationen, 
politische Rahmenbedingungen und die Verschiebung 
gesellschaftlicher Interessenlagen und Machtverhält-
nisse auf Weltebene» (2003: 12) haben einen sehr viel 
größeren Einfluss auf Umweltprobleme als die eigentli-
che Umweltpolitik. Auch Brand und Wissen sind skep-
tisch gegenüber der Rolle des Staates bei der Bearbei-
tung der ökologischen Krise: «Unsere These lautet: Der 
bürgerlich-kapitalistische Staat und das internationale 
System – allgemeiner: die vielfältigen Formen von mul-
tiskalarer Governance – sind nicht nur relativ erfolglos 
bei der Bearbeitung der ökologischen Krise, sondern 
sie sind für die Krise und ihre Verschärfung mitverant-
wortlich» (2011a: 13 f.). Den Widerspruch zwischen 
den immer deutlicher werdenden, und auch immer 
deutlicher artikulierten, multiplen Krisenproblematiken 
und deren unzureichender Bearbeitung sehen Brand 
und Wissen (2011 b) auch in einem Phänomen begrün-
det, das sie als «imperiale Lebensweise» bezeichnen: 
«Bei dieser handelt es sich nicht einfach um einen von 
unterschiedlichen sozialen Milieus praktizierten Le-
bensstil, sondern um herrschaftliche Produktions-, 
Distributions- und Konsummuster, die tief in die All-
tagspraktiken der Ober- und Mittelklassen im globalen 
Norden und zunehmend auch in den Schwellenlän-
dern des globalen Südens eingelassen sind» (ebd.: 80). 
Nicht allein politische und ökonomische Eliten sind 
demnach für eine sich zuspitzende Krisendynamik ver-
antwortlich, sondern auch die individuellen Verhaltens-
muster (fast) aller BürgerInnen.
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Alex Demirović (2012) schlägt als Alternative eine De-
mokratisierung der gesellschaftlichen Naturverhält-
nisse im Rahmen eines «Grünen Sozialismus» vor. 
Darunter versteht er «die demokratisch regulierte 
Selbstkoordination der Individuen, also Formen, in de-
nen sie über den Bedarf, die Produkte, die diesen Be-
darf befriedigen könnten, ihre Menge, ihre Form, die 
Arbeitsbedingungen, unter denen sie erzeugt und ver-
teilt werden, gemeinsam entscheiden». Damit soll der 
Grüne Sozialismus eine Alternative jenseits von der 
«Gewalt des Marktes» und dem «Zwang des Staates» 
bieten (ebd.: 67). Elmar Altvater (2006: 97) wirbt dafür, 
den Übergang zu einer Solidarischen Ökonomie anzu-
streben (siehe dazu auch Kap. 4.2.2): «Aus der Energie- 
und Klimakrise kommen wir nur heraus, wenn auch 
die sozialen Verhältnisse und ökonomischen Formen 
von Produktion, Konsum, Transport geändert werden, 
wenn also über alternative, über Solidarische Ökono-
mie nachgedacht wird» (Altvater 2006: 97). Mit ihrer 
kapitalismuskritischen Perspektive schließen diese Ar-
beiten zu gesellschaftlichen Naturverhältnissen an die 
Debatten um Politische Ökologie beziehungsweise der 
Urban Political Ecology an.

4.1.4 Synthese: Die Politische Ökologie  
der Energieversorgung 
Die in diesem Kapitel vorgestellten Ansätze betonen 
das enge Wechselverhältnis von Gesellschaft und Na-
tur und analysieren politökonomische Zusammenhän-
ge sowie damit verbundene Ungerechtigkeiten. Dabei 
wird die Verteilung von Kosten und Nutzen in Verbin-
dung mit Umweltveränderungen entlang struktureller 
Machtverhältnisse und räumlicher Unterschiede in den 
Blick genommen. Viele der diskutierten Ansätze beru-
hen auf einer marxistischen Tradition und betonen die 
in der Ausbeutung von Mensch und Natur begründete 
Widersprüchlichkeit des Kapitalismus. Einige AutorIn-
nen sehen deshalb in der Überwindung des Kapitalis-
mus eine Voraussetzung für die Lösung der ökologi-
schen Krise. Darüber hinaus untersuchen viele Ansätze 
zunehmend auch die diskursive Dimension dieser Be-
ziehungen. Trotz dieser Gemeinsamkeiten haben die 
einzelnen Ansätze unterschiedliche Entstehungshin-
tergründe und betonen unterschiedliche Aspekte in der 
Beziehung zwischen Gesellschaft und Natur. In diesem 
Abschnitt versuchen wir, die bisherigen Überlegungen 
auf das System der Energieversorgung zu beziehen. 

Politische Ökologie 
Im Fokus der Politischen Ökologie steht der Zugang 
zu und die Nutzung von natürlichen Rohstoffen. Aus-
gehend von der Dependenztheorie stehen die loka-
len Auswirkungen struktureller Ungerechtigkeiten im 
Zentrum der Betrachtung. Ein wichtiges Argument ist 
hier der Zusammenhang zwischen fossilen Energien 
und einem globalen Kapitalismus, der fortwährend 
neue Ungleichheiten produziert (Altvater 2005; Hu-
ber 2009). Dass die natürlichen Grenzen überstrapa-
ziert sind, offenbare sich sowohl in der Übernutzung 

natürlicher Senken als auch in der Endlichkeit fossi-
ler Rohstoffe: «Diese Grenzen stehen im Gegensatz 
zur unbegrenzten (selbst-referentiellen) Akkumulati-
onsdynamik des globalen Kapitalismus, zu seiner so-
zialen Form» (Altvater 2005: 14). Ohne eine Nutzung 
fossiler Energie wäre eine kapitalistische Entwicklung, 
wie sie in den Industrienationen erfolgte, laut Altvater 
undenkbar gewesen, da es «heute und möglicherwei-
se in aller Zukunft unmöglich [ist], das Tempo der ka-
pitalistischen Akkumulation mit solarer Flussenergie 
zu halten» (ebd.: 81). Das Ende der fossilen Energien 
ist für Altvater deshalb zwangsweise gleichbedeutend 
mit dem Ende des Kapitalismus in seiner jetzigen Form. 
Ein Energiesystem, das die natürlichen Grenzen achtet 
und ohne soziale Ausbeutung auskommt, muss also 
notwendigerweise mit der kapitalistischen Akkumula-
tionsdynamik brechen. 

Während Autoren wie beispielsweise Hermann 
Scheer (2005; siehe Kap. 2) ihre Hoffnung auf eine 
solche Systemtransformation mit erneuerbaren Ener-
gien verknüpfen, werden diese selbst Gegenstand 
kritischer Forschung im Rahmen der Politischen Öko-
logie. Bisher wurden vor allem Konflikte um zwei na-
türliche Ressourcen thematisiert: Wasser und Land. 
Landnutzungskonflikte treten im Zusammenhang mit 
erneuerbaren Energien insbesondere durch den stei-
genden Flächenverbrauch für Energiepflanzen auf 
(Stichwort land grabbing, «Tank vs. Teller»). Zumeist 
liegt der Fokus hier auf Ländern des globalen Südens. 
Beispiele hierfür sind empirische Fallstudien zur Politi-
schen Ökologie von Biodiesel-Plantagen im indischen 
Bundesstaat Tamil Nadu (Ariza-Montobbio et al. 2010; 
Ariza-Montobbio/Lele 2010), zu Bioenergieprojekten 
in Sambia (Duvenage et al. 2012) oder in Kolumbien 
(Dietz 2013). Wie Franco et al. (2010) in ihrer Kritik an 
der EU-Politik zu Biokraftstoffen anhand empirischer 
Fallstudien aus Deutschland, Brasilien und Mosambik 
zeigen, greift eine Konzentration auf die Auswirkungen 
im globalen Süden allein jedoch zu kurz. 

Auch wenn es um Windräder oder Solarpanelen 
geht, treten zahlreiche Konflikte um die Nutzung von 
Land auf. Ästhetische Erwägungen und die viel zitier-
te NIMBY-Argumentation (not in my backyard) stehen 
besonders in Bezug auf Windparks häufig im Vorder-
grund der Diskussion. Dagegen argumentieren Zogra-
fos und Martínez-Alier (2009) am Beispiel von Konflik-
ten um Windfarmen im ländlichen Katalonien, dass 
hier vor allem eine Wiederkehr von bereits seit Lan-
gem existierenden Antagonismen zwischen Zentrum 
und Peripherie zu beobachten sei. Auch Olson (2013) 
argumentiert auf Grundlage von Fallstudien in Wyo-
ming (USA), dass die NIMBY-Argumentation zu kurz 
greift: Der Grund für Widerstand gegen Windkraftpro-
jekte liege vor allem in einer mangelnden Einbindung 
lokaler Gemeinschaften, die die Anlagen folglich als 
einen von außen auferlegten Zwang sähen. Bezüglich 
der Nutzung von Wasser als erneuerbarer Energiequel-
le sind vor allem große Staudammprojekte umstritten. 
Am Beispiel des Sardar-Sarovar-Projekts in Indien zeigt 
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Mehta (2007, 2010), wie Diskurse um Wasserknapp-
heit gezielt konstruiert wurden, um den umstrittenen 
Damm zu legitimieren. Smits und Bush (2010) setzen 
ähnlichen Argumentationen in Laos mit ihrer Studie zu 
kleinen Wasserkraftwerken eine alternative Erzählung 
entgegen. 

Mit einer Analyse der Verteilungsauswirkungen im 
Zusammenhang mit Produktion und Konsum erneuer-
barer Energien am Beispiel von Südafrika gehen Kru-
pa und Burch (2011) über einzelne Fallstudien hinaus. 
Das Gleiche gilt für Vallejo (2010), die auf Grundlage 
der Dependenztheorie Materialflüsse (material flows) 
von und nach Ecuador analysiert. Den globalen Bedarf 
verschiedener Rohstoffe, die für Technologien erneu-
erbarer Energien benötigt werden, prognostizieren das 
Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsfor-
schung (ISI) und das Institut für Zukunftsstudien und 
Technologiebewertung (IZT) (2009) in der im Auftrag 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technolo-
gie erstellten Studie «Rohstoffe für Zukunftstechnolo-
gien». Ein neuer Wettlauf um seltene Rohstoffe hat be-
reits begonnen, auch unter Beteiligung der Branchen 
der erneuerbaren Energien, wie eine Studie der zivilge-
sellschaftlichen Organisationen PowerShift und Forum 
Umwelt & Entwicklung zeigt. Denn auch vermeintlich 
grüne Technologien wie Wind, Sonne und Elektro-
mobilität sind weiterhin auf den Input von Rohstoffen 
angewiesen, von denen viele aus dem außereuropäi-
schen Ausland importiert werden müssen – inklusive 
der damit verbundenen entwicklungspolitischen und 
sozialen Probleme (Blume et al. 2011). Die Perspektive 
der Politischen Ökologie motiviert hier, über den Teller-
rand zu blicken. Sie stellt das Instrumentarium bereit, 
genau zu schauen, wo und unter welchen Bedingun-
gen der Strom aus der Steckdose produziert wurde – 
wer davon profitiert und wer die Verlierer sind –, so-
wohl in Bezug auf Menschen als auch mit Blick auf 
Umweltveränderungen.

Urban Political Ecology
Städte sind verdichtete Zentren, in denen sich die Wi-
dersprüche der gesellschaftlichen Verhältnisse auf en-
gem Raum zeigen. Gleichzeitig wird ein Großteil der 
produzierten Energie in Städten verbraucht. Hier setzt 
die Urban Political Ecology an, die urbane Räume in ih-
ren Begriff von Umwelt beziehungsweise Ökologie ein-
schließt. Der Ansatz selbst wurde aus einer Beschäfti-
gung mit urbanen Infrastrukturen, vor allem in Bezug 
auf Wasser, entwickelt (Swyngedouw 1996) und dar-
aufhin in verschiedene Richtungen erweitert. Die Urban 
Political Ecology mit ihrem Verständnis von verwobe-
nen sozialen, ökonomischen, technischen und ökolo-
gischen Prozessen und Machtverhältnissen ist daher 
sehr anschlussfähig an eine Analyse von städtischen 
Energiesystemen und den damit verbundenen Konflik-
ten und Ungleichheiten (Rutherford/Coutard 2014; vgl. 
auch Monstadt 2009). Verschiedene Arbeiten, die teil-
weise noch im Entstehen sind, beschäftigen sich mit 
den Auswirkungen ungleicher räumlicher Strukturen 

und einer Transformation des städtischen Energiesys-
tems, zum Beispiel in Kapstadt und Accra (Silver 2013). 
Ein weiteres Beispiel hierfür stammt aus den USA: 
Cidell (2009) untersucht, wie die «Leadership in Ener-
gy and Environmental Design»-Standards in den USA 
eine bestimmte Art von gebauter Umwelt hervorbrin-
gen. Während Privatisierungen von Infrastrukturen in 
der Diskussion um «splintering urbanism» (Graham/
Marvin 2001) eine große Rolle gespielt haben, eignet 
sich der Ansatz der UPE in Deutschland beispielswei-
se auch, um die verschiedenen Bestrebungen, Energie-
systeme zu rekommunalisieren, in ihrem städtischen 
Kontext zu analysieren. Weitere potenzielle Anwen-
dungsgebiete wären die Untersuchung von Energiever-
sorgungsstrukturen wie Kraftwerke und Stromleitun-
gen, Energieeffizienzmaßnahmen wie die energetische 
Sanierung von Gebäuden oder auch die Einführung so-
genannter Smart Meters (als «smart» werden die Ge-
räte bezeichnet, da mit ihrer Hilfe beispielsweise der 
Stromverbrauch elektronischer Haushaltsgeräte oder 
Batterien von Elektroautos an das aktuelle Angebot 
angepasst werden kann). Die Urban Political Ecology 
zeigt, welche Konflikte und Widersprüche innerhalb 
von Städten bei der Energieversorgung bestehen. Die 
Aufhebung der Trennung zwischen Natur und Stadt be-
tont dabei einerseits, dass auch in Städten materielle, 
«natürliche» Prozesse wirken. Andererseits bedeutet 
dies auch, dass der Blick über die einzelne Stadt hinaus 
gelenkt wird auf die verschiedenen Verknüpfungen und 
Ressourcenflüsse, die für eine Energieversorgung der 
Metropolen notwendig sind. In all diesen Fällen stellt 
sich die Frage, welche Machtverhältnisse jeweils zum 
Ausdruck kommen und wie sie sich in räumlichen und 
gebauten Strukturen widerspiegeln.

Soziale Ökologie und 
gesellschaftliche Naturverhältnisse
Das Hauptinteresse der Sozialen Ökologie gilt der Re-
gulation gesellschaftlicher Naturverhältnisse und de-
ren Veränderungen an verschiedenen Orten und zu un-
terschiedlichen historischen Zeitpunkten. Obwohl die 
Energieversorgung «zu den Kernbreichen einer Sozia-
len Ökologie» zählt, wird zu diesem Thema nicht am 
ISOE geforscht (Becker/Jahn 2006a: 342). In dem Buch 
«Soziale Ökologie. Grundzüge einer Wissenschaft von 
den gesellschaftlichen Naturverhältnissen», heraus-
gegeben von Egon Becker und Thomas Jahn (2006a), 
werden jedoch Forschungszugänge zu zahlreichen 
Bereichen vorgestellt, die im Zuge der Energiewende 
von Relevanz sind: Wasser, Konsum, Mobilität, Bauen 
und Wohnen sowie Versorgungssysteme. Mit seinem 
Zugang zur krisenhaften Regulation von gesellschaft-
lichen Naturverhältnissen eignet sich die Soziale Öko-
logie, um Fragen der Regelung der Energieversorgung 
im weiteren Kontext gesellschaftlicher Naturverhältnis-
se zu klären.

Eine mögliche Perspektive wäre, die Energiewende 
als einen Versuch der Bearbeitung der Klimakrise zu 
interpretieren. Eine andere Möglichkeit innerhalb die-
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ses Rahmens ist es, die Entstehung von Energiepolitik 
und -regulation als Verdichtung von gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnissen zu fassen. Tobias Haas und Hen-
drik Sander (2013) beispielsweise zeigen in ihrer Stu-
die «Grüne Basis» am Beispiel des Energiesektors in 
Deutschland, Spanien und Großbritannien, wie sich in 
Europa eine neue grüne Kapitalfraktion als Interessen-
gemeinschaft aus grünen Unternehmern, Stroman-
bietern und Bürgerprojekten herausbildet, die den be-
stehenden grauen Kapitalfraktionen, also der fossilen 
Energiewirtschaft, zunehmend Paroli bietet und so die 
im Staat verdichteten Kräfteverhältnisse verschiebt. 
Wie die imperiale Lebensweise wiederum mit staatli-
cher Rohstoffpolitik zusammenhängt, illustriert Peter 
Fuchs (2012) in einem Beitrag in der Zeitschrift Politi-
sche Ökologie. Eine weitere mögliche Forschungsper-
spektive in diesem Feld wäre eine Erhebung, inwieweit 
der Energiesektor einer Finanzialisierung unterworfen 
ist und inwiefern das Auswirkungen auf das Energie-
system zeitigt.

Aus den in Kapitel 4.1 vorgestellten Ansätzen er-
geben sich zusammenfassend verschiedene For-
schungsfragen für eine kritische Energieforschung, die 
in der nachstehenden Box zusammengefasst sind.

4.2 ALTERNATIVEN: GEMEINSAM, 
SOLIDARISCH, DEMOKRATISCH
Technischer Fortschritt und Ausbeutung, Steigerung 
des Lebensstandards und Umweltzerstörung: Seit sei-
nem Entstehen ist der Kapitalismus von zahlreichen 
Widersprüchen geprägt. Während Karl Marx auf die 
Überwindung dieser Widersprüche durch revolutionä-
re Umbrüche gehofft hatte, blieben diese in der Realität 
vielerorts aus. Dennoch gibt es auch heute Versuche, 
Wirtschaft und Wirtschaften anders zu gestalten. Das 

Energiesystem selbst ist einerseits eingebettet in das 
Verhältnis zwischen gesellschaftlicher Produktion und 
natürlichen Ressourcen. Andererseits wird es dadurch 
gestaltbar. In diesem Kapitel möchten wir drei Ansät-
ze vorstellen, die Alternativen auch für den Energiebe-
reich formulieren: Commons, Solidarische Ökonomie 
und Wirtschaftsdemokratie. Unser Ziel ist es, durch die 
theorieorientierte Darstellung von Hintergründen und 
Entwicklungen Diskussionen anzuregen, nicht jedoch 
konkrete Vorschläge für eine zukünftige Gestaltung 
des Energiesystems zu entwickeln.

Im folgenden Abschnitt stellen wir zunächst die De-
batte um die Commons vor. Anschließend wollen wir 
die Solidarische Ökonomie näher beleuchten. In einem 
dritten Schritt beschäftigen wir uns mit der histori-
schen und aktuellen Bedeutung der Wirtschaftsdemo-
kratie. Auch hier wollen wir am Ende des Kapitels der 
Frage nachgehen, wie und wo die Ansätze bereits auf 
Energiethemen angewandt werden beziehungsweise 
angewandt werden könnten. 

4.2.1 Commons: Kooperation statt Tragödie
Der Privatisierungstrend, der den Energiesektor in den 
1990er Jahren erfasst hat, rückte vor allem eine Pers-

pektive auf die Energieversorgung in den Vordergrund: 
die Gestaltung der Energieversorgung nach Marktprin-
zipien – und ein Verständnis von Energie als Ware, die 
produziert und eingekauft wird. Auch wenn es in der 
neoliberalen Logik als natürlich und alternativlos er-
scheint, so über Energie als Gut nachzudenken, gibt 
es auch andere Möglichkeiten, Ressourcen und de-
ren Nutzung zu erfassen. Ein derzeit international sehr 
populäres Konzept ist das der Commons, dessen Ent-
wicklung wir in diesem Kapitel nachzeichnen.

LEITFRAGEN EINER POLITISCHEN ÖKOLOGIE DER ENERGIEVERSORGUNG

–	� Wie lässt sich die Politische Ökologie der Energie-
wende beschreiben? Welche stofflich-materiellen 
Veränderungen (Verbrauch, CO2-Emissionen, In
frastrukturen etc.) gibt es? 

–	� Wie bilden sich bestehende Machtverhältnisse 
in Energieinfrastrukturen ab? Wer trifft die sie be-
treffenden Entscheidungen, welche Akteure und 
Gruppen bleiben ausgegrenzt? Welche Kapital-
fraktionen können sich bei politischen Entschei-
dungen durchsetzen? 

–	� Welche gesellschaftlichen Gruppen, welche 
Stadtteile und Regionen profitieren von der Trans-
formation der Energieversorgung? Welche tragen 
die Kosten? Inwiefern verschieben sich räumliche 
Ungleichheiten und Verknüpfungen zwischen 
Städten und Regionen von der regionalen bis zur 
globalen Ebene?

–	� Wie verändert sich mit der Transformation von 
Energiesystemen die Regulation gesellschaftli-
cher Naturverhältnisse? Kann die Energiewende 
zu einer Demokratisierung der gesellschaftlichen 
Naturverhältnisse beitragen? 

–	� Was sind die prägenden Diskurse bei der Trans-
formation von Energiesystemen? Welche Erzäh-
lungen und Argumente sind dominant, welche 
marginal? Welche gesellschaftlichen Gruppen 
haben die Deutungsmacht?

–	� Woher kommen die Rohstoffe, aus denen er-
neuerbare Energietechnologien gebaut werden? 
Unter welchen sozialen und ökologischen Be-
dingungen werden sie gewonnen? Welche Ver-
änderungen bewirkt die Umstellung auf erneuer-
bare Energien in globalen, regionalen und lokalen 
Wertschöpfungsketten?



27

Die Natur politisieren, die Wirtschaft demokratisieren: Ansatzpunkte für eine kritische Energieforschung

Um die Geschichte der Commons (Gemeinschafts-
güter) in Europa zu ergründen, müssen wir bis in die 
vorindustrielle Zeit zurückgehen. Subsistenzwirtschaft 
und öffentlich zugängliches, gemeinschaftlich bewirt-
schaftetes Land waren damals die Norm. In England 
führten die sogenannten Enclosure Acts vom 17. bis 
19. Jahrhundert dazu, dass ein großer Teil dieser All-
mendeflächen in Privateigentum überging und ein-
gehegt wurde. In der Folge waren große Bevölke-
rungsteile von ihrer bisherigen Lebensgrundlage 
abgeschnitten. Obwohl verschiedene Gruppierungen 
versuchten, sich gegen die Entwicklung zu wehren, 
indem sie Zäune und Hecken niederrissen, blieb den 
meisten schlussendlich keine andere Wahl, als ihre Ar-
beitskraft als Ware auf dem Markt zu verkaufen. Damit 
stellte die Zerstörung der Commons an vielen Orten ei-
ne wichtige Voraussetzung für den Siegeszug des Ka-
pitalismus dar (Harvey 2011: 58). Die Debatte um die 
Commons erfuhr Ende des 20. Jahrhunderts eine Re-
naissance und wurde auf zahlreiche Anwendungsge-
biete übertragen: Die Internetgemeinschaft und die in 
diesem Umfeld entstandene Bewegung für die soge-
nannten Creative Commons spielten dabei eine zent-
rale Rolle. Gleichzeitig ist die Einhegung von Land und 
die damit oftmals verbundene Vertreibung lokaler Ge-
meinschaften von traditionell genutzten Flächen wei-
terhin in vielen Ländern des globalen Südens aktuell 
(Linebaugh 2012). In der wissenschaftlichen Debatte 
widerlegte Elinor Ostrom die viel zitierte «Tragedy of 
the Commons» (siehe unten) und erhielt dafür im Jahr 
2009 den Nobelpreis – dennoch wird die angebliche 
Tragödie der Gemeingüter auch heute noch an vielen 
Stellen als Argument für die Privatisierung von Res-
sourcen ins Feld geführt.

David Bollier definiert Commons als ein «self-orga-
nized system by which communities manage resour-
ces (both depletable and replenishable) with minimal 
or no reliance on the Market or State» (Bollier 2014). 
Die Commons zeichnen sich dadurch aus, dass sie von 
einer Nutzergemeinschaft selbstbestimmt verwaltet 
werden – nicht die Art der Ressource, sondern die sozi-
ale Organisationsform ist damit entscheidendes Merk-
mal der Commons. Viele verschiedene Ressourcen 
können somit zu Commons werden. 

«Commons sind nicht. Sie werden gemacht», 
schreibt Silke Helfrich (2012: 52). Dieser Prozess wird in 
der Literatur als «Commoning» bezeichnet. David Bol-
lier (2014) versteht darunter «the social practices and 
norms for managing a resource for collective benefit». 
Wie diese Praktiken und Normen konkret aussehen, un-
terscheidet sich von Ressource zu Ressource und von 
Gemeinschaft zu Gemeinschaft (Helfrich 2012; Bollier 
2014). Ein Patentrezept für erfolgreiches Commoning 
gibt es daher nicht. Mit ihren acht Designprinzipien gibt 
Elinor Ostrom (1990) jedoch Anregungen für die Vor-
aussetzungen für erfolgreiches Commoning. 

Der wissenschaftliche Diskurs zu Commons kann 
Moss et al. (2013: 5; 2014) zufolge in drei große Grup-
pen unterteilt werden: die Arbeiten neoklassischer 

Ökonomen und deren These von der Tragödie der Ge-
meingüter, Elinor Ostroms Widerlegung dieser These 
sowie marxistische und postmarxistische Arbeiten, 
die Commons auch als Alternative zu kapitalistischen 
Formen von Eigentum und Produktion sehen. Diese 
drei Debattenstränge wollen wir in den folgenden Ab-
schnitten näher vorstellen.

The Tragedy of the Commons 
Der zu Berühmtheit gelangte Aufsatz über die Tragö-
die der Allmende («The Tragedy of the Commons») von 
Garrett Hardin aus dem Jahr 1968 ist eigentlich eine 
Auseinandersetzung mit Malthus’ These von den Gren-
zen des Wachstums (siehe Kap. 4.1). Dies illustriert 
er am Beispiel eines Weideplatzes: «Picture a pasture 
open to all. It is to be expected that each herdsman will 
try to keep as many cattle as possible on the commons» 
(Hardin 1968: 1244). Hardin argumentiert, dass dieses 
in früheren Zeiten weitverbreitete Modell spätestens 
dann an seine Grenzen stoße, wenn ein Zustand sozia-
ler Stabilität erreicht ist, da sich die Zahl von Menschen 
und Tieren dann nicht mehr automatisch durch Kriege, 
Krankheiten und Hungersnöte dezimiere. 

Der von Hardin vorgestellte Hirte entspricht dem 
Idealbild des rationalen Nutzenmaximierers, der fol-
gende Rechnung macht: Aus Sicht jedes einzelnen 
Hirten ist es sinnvoll, seine eigene Herde zu vergrö-
ßern, auch wenn dadurch das gemeinsame Weide-
land auf Dauer übernutzt und somit ruiniert wird. Denn 
während die Kosten (Übernutzung der Weideflächen) 
von der gesamten Gemeinschaft getragen werden, 
kommt der Nutzen eines jeden weiteren Tieres dem 
einzelnen Hirten zugute. Hardin schlussfolgert daher: 
«Each man is locked into a system that compels him to 
increase his herd without limit – in a world that is limi-
ted», und: «Freedom in a commons brings ruin to all» 
(ebd.: 1244). Demgegenüber haben wir im vorherigen 
Absatz Commons als Ressourcen definiert, die von ei-
ner bestimmten Gemeinschaft und nach klaren Regeln 
genutzt und verwaltet werden. Commons sind damit 
nicht notwendigerweise Niemandsland, in dem ego-
istische Individuen ihren eigenen Nutzen maximieren. 
An genau diesem Punkt setzt auch Elinor Ostroms Kri-
tik an Hardins These an.

Elinor Ostrom und die common-pool resources
Die Mitte des 20. Jahrhunderts vorherrschende wirt-
schaftswissenschaftliche Theorie war Elinor Ostrom 
(2010) zufolge von drei vereinfachten und damit fal-
schen Grundannahmen geprägt. Erstens von der An-
nahme, dass nur zwei optimale Organisationsformen, 
nämlich Markt und Staat, für die Verteilung aller Gü-
ter verantwortlich sind, was Ostrom zufolge die «wide 
diversity of institutional arrangements that humans 
craft to govern, provide, and manage public goods and 
common-pool resources» (ebd.: 2) außer Acht lässt. 
Dieser Dichotomie entspreche die ebenfalls falsche 
Annahme, dass es sich bei allen Gütern entweder um 
private Güter handele, die durch Ausschließbarkeit und 
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Rivalität gekennzeichnet sind, oder um öffentliche Gü-
ter, deren Nutzung nicht ausschließlich und nicht von 
Rivalität geprägt ist. Die dritte Annahme, gegen die 
sich Ostrom wehrt, ist die Vorstellung vom Menschen 
als einem rationalen Nutzenmaximierer. 

Vincent und Elinor Ostrom (1977) führten common-
pool resources als eine weitere Form von Gütern in die 
Debatte ein. Zugleich schlugen sie vor, das Merkmal 
der Rivalität durch «subtractability of use» zu ersetzen. 
Sie kritisierten die Unterteilung in private und öffentli-
che Güter dahingehend, dass die beiden Unterschei-
dungsmerkmale (subtractability und Ausschließbarkeit) 
in der Realität keine Dichotomie, sondern vielmehr ein 
Kontinuum darstellten. Common-pool resources zeich-
nen sich dadurch aus, dass sie «subtractable» und «dif-
ficult to exclude» sind. Als Beispiel hierfür führt Ostrom 
(2010) Wälder, Wassersysteme und Fischbestände 
an. Mit den «Klubgütern», die zwar nicht von Rivalität, 
aber von Ausschließbarkeit geprägt sind, hatte James 
Buchanan bereits im Jahr 1965 eine weitere Form von 
Gemeinschaftsgütern eingeführt (Buchanan 1965).

Gegen Hardins Argument, dass common-pool re
sources aufgrund ihrer Nichtausschließbarkeit und 
Endlichkeit bei einer wachsenden Bevölkerung 
zwangsläufig ruiniert würden, wendet Ostrom ein, 
dass Menschen in der Realität nicht immer wie in Har-
dins spieltheoretischem Beispiel tatenlos zusehen wür-
den, wie die gemeinsamen Ressourcen langsam rui-
niert werden. Im Gegenteil hätten sie die Möglichkeit, 
die Rahmenbedingungen zu beeinflussen und zum 
Beispiel durch Kooperation zu einem anderen Ergeb-
nis zu kommen. Als Beleg führt sie zahlreiche Beispie-
le für eine erfolgreiche lokale Selbstverwaltung von 
common-pool resources an. Damit geht Ostrom über 
die Dichotomie zwischen Markt und Staat hinaus: «A 
common-pool resource can be owned and managed 
as government property, private property, community 
property, or owned by no one» (Ostrom 2010: 10). 

Lokale Selbstverwaltung durch eine Gemeinschaft 
kann Ostrom zufolge eine nachhaltige Form der Orga-
nisation und Verwaltung von common-pool resources 
sein. Dies ist jedoch nicht zwangsläufig der Fall. Auf-
grund der Vielfalt der Beispiele ist es Ostrom zufolge 
unmöglich, feste Regeln für gelingendes Commoning 
aufzustellen. Stattdessen schlägt sie acht Designprin-
zipien vor (Ostrom 1990, 2005). Dazu gehören eine kla-
re Festlegung von legitimen NutzerInnen, die klare Ab-
grenzung der common-pool resources von größeren 
sozio-ökologischen Systemen, genau wie die Einbe-
ziehung möglichst aller NutzerInnen in Entscheidungs-
prozesse, feste Überwachungs-, Sanktions- und Kon-
fliktlösungsmechanismen (Ostrom 2010: 13; 1990). 

Mit ihren Arbeiten zu common-pool resources hat 
Ostrom wichtige Kritikpunkte an der dominanten 
Wirtschaftstheorie formuliert und dafür im Jahr 2009 
als erste Frau den Wirtschaftsnobelpreis erhalten. In 
den vergangenen Jahren hat sich die Debatte um die 
Commons ausgehend von Ostroms Überlegungen je-
doch stark ausdifferenziert. Viele AutorInnen sehen die 

Commons auch als eine Möglichkeit, den Kapitalismus 
zu reformieren oder zu überwinden. Diesen neo- und 
postmarxistischen Debattenstrang wollen wir uns im 
nächsten Abschnitt näher ansehen. 

Commons als Weg aus dem Kapitalismus? 
Ein zentrales Merkmal der Commons ist, dass sie ei-
ner Organisationslogik jenseits von Markt und Staat 
folgen. Das ist ein Grund dafür, dass sie in sozialen Be-
wegungen und in der kritischen Wissenschaft als Al-
ternative zu Privatisierung und Einhegung diskutiert 
werden. David Bollier versteht unter Einhegung (enclo-
sure) Folgendes: «Enclosure is about dispossession. It 
privatizes and commodifies resources that belong to 
a community or to everyone, and dismantles a com-
mons-based culture (egalitarian co-production and co-
governance) with a market order (money-based produ-
cer/consumer relationships and hierarchies). Markets 
tend to have thin commitments to localities, cultures 
and ways of life; for any commons, however, these are 
indispensable» (Bollier 2014). 

David Harvey unterscheidet vier Phasen der Einhe-
gung, die er auch als «Akkumulation durch Enteig-
nung» bezeichnet (Harvey 2011: 58, 249). Die erste 
Phase systematischer Einhegungen fand in der Folge 
der sogenannten Enclosure Acts vom ausgehenden 
16. bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts in Großbri-
tannien statt. Wie bereits zu Anfang des Kapitels be-
schrieben, handelte es sich hierbei um die Einhegung 
von Land und die damit einhergehende Vertreibung 
vieler Menschen. Die zweite Phase der enclosures 
geht mit dem europäischen Imperialismus und Ein-
hegungen auf anderen Kontinenten einher. So führte 
beispielsweise die britische East India Company in In-
dien private Eigentumsrechte ein. In der zweiten Hälf-
te des 20. Jahrhunderts schritten die Einhegungen 
auf beiden Seiten des Eisernen Vorhangs im Namen 
der Entwicklung voran: Die von den USA angeführte 
«Green Revolution», bei der traditionelles Saatgut vie-
lerorts mit Hybridsaatgut ersetzt wurde, führte genau 
wie die Verstaatlichungen in der Einflusssphäre der 
Sowjetunion zur Enteignung von Millionen von Klein-
bauern und Kleinbäuerinnen. Die vierte Phase syste-
matischer Einhegungen fällt Harvey zufolge mit dem 
Aufstieg des Neoliberalismus zusammen und gipfelte 
in der Einführung der WTO im Jahr 1995. Mit der Ab-
sicherung und Sanktionierung umfassender geistiger 
Eigentumsrechte können nun auch Wissen oder gene-
tische Codes auf globaler Ebene eingehegt werden. In 
diesem Zusammenhang verwendet Harvey auch den 
Begriff «new enclosures». Gleichzeitig bleibt die Einhe-
gung von Land vor allem im globalen Süden weiterhin 
aktuell (Harvey, zit. nach: Dawson 2010: 13 f.). 

Trotz einer klaren Sympathie für die Idee der Com-
mons betont David Harvey, dass sowohl Einhegungen 
als auch Commons aus linker Perspektive ambivalen-
te Themen darstellen. So seien Einhegungen zum Bei-
spiel im Falle von Naturschutzmaßnahmen auch eine 
Art Schutzwall vor der Aneignung durch das globale 
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Kapital und ermöglichten so lokale Autonomie aller-
erst: «In fact a common demand on the left for ‹local 
autonomy› is actually a demand or some kind of en-
closure» (Harvey 2012: 71). Gleichzeitig weist Harvey 
darauf hin, dass die in linken Zusammenhängen oft ge-
äußerte Forderung nach lokaler Autonomie, Dezentra-
lisierung und Selbstorganisation dem Neoliberalismus 
quasi in die Hände spiele: «Neoliberal politics actually 
favors both administrative decentralization and the 
maximization of local autonomy» (ebd.: 82). Caffent-
zis und das Midnight Notes Collective warnen gar vor 
einer feindlichen Übernahme der Idee der Commons 
durch den Kapitalismus. Sie plädieren deshalb für ei-
ne Unterscheidung von kapitalistischen und antikapi-
talistischen Commons (Federici/Caffentzis 2013). Ein 
Kriterium für linke Commons-Projekte muss Harvey 
(2012: 71) zufolge deren Inklusivität sein. 

Selbstverwaltung und Dezentralität gelten als We-
sensmerkmal der Commons. Auch Elinor Ostrom be-
zieht sich David Harvey zufolge in ihrer Arbeit aus-
schließlich auf kleine dezentrale Projekte. David Harvey 
(2012) und David Bollier (2014) argumentieren unab-
hängig voneinander, dass dieser Maßstab in der heuti-
gen Zeit nicht ausreiche, wenn mit dem Commons-An-
satz auch globale Herausforderungen wie der Schutz 
der Atmosphäre oder der Ozeane gelingen soll. Die lo-
kale Selbstverwaltung stoße hier an ihre Grenzen. Har-
vey (2012: 69) schreibt: «This implies that nested, and 
therefore in some sense ‹hierarchical› forms of orga-
nization are needed to address large-scale problems 
such as global warming». Ähnlich argumentiert Bollier 
(2014), indem er die Mitwirkung staatlicher Strukturen 
an der Verwirklichung globaler Commons für unerläss-
lich hält. 

Hardt und Negri sehen in den Commons weit mehr 
als eine gemeinsame Nutzung und Verwaltung von 
Ressourcen. In ihrem Buch «Common Wealth» (2010) 
betonen sie, dass Commons Ausdruck des kollektiv 
produzierten Reichtums seien. So begreifen sie bei-
spielsweise Metropolen als ein Produkt kollektiver Ar-
beit. In dieser Auffassung gründet Harvey zufolge auch 
die Forderung nach dem Recht auf Stadt. In Anlehnung 
an Marx’ These, dass der Kapitalismus durch die Zer-
störung von Natur und Arbeiterschaft ständig die Quel-
len seines eigenen Reichtums untergrabe, postuliert 
Harvey, dass der Kapitalismus durch Aneignung und 
Vermarktung des gesellschaftlich produzierten Reich-
tums die urbanen Commons zerstöre: «Capitalist urba-
nization perpetually tends to destroy the city as a social, 
political and livable commons» (Harvey 2012: 88). Auch 
der Ansatz der Solidarischen Ökonomie bewegt sich im 
Spannungsfeld von Widerstand gegen den Kapitalis-
mus und Verbesserung des bestehenden Systems. 

4.2.2 Solidarische Ökonomie:  
Emanzipation durch Selbsthilfe
Die Ursprünge dessen, was wir in diesem Kapitel als 
Solidarische Ökonomie bezeichnen, liegen in vielen 
unterschiedlichen indigenen und traditionellen Wirt-

schaftsformen weltweit, aber auch in der Genossen-
schaftsbewegung des 19. Jahrhunderts in Europa. 
In Europa wird der Ansatz heute vor allem im Umfeld 
sozialer Bewegungen wie dem Netzwerk Attac pro-
pagiert (vgl. Altvater/Sekler 2006; Giegold/Embshoff 
2008). Anders in lateinamerikanischen Ländern: Dort 
ist die Förderung der Solidarischen Ökonomie teilwei-
se fester Bestandteil der Regierungspolitik. In Brasili-
en beispielsweise unterhält das Ministerium für Arbeit 
und Beschäftigung ein Nationales Sekretariat Solidari-
scher Ökonomie (SENAES) (Singer 2008). Selbstorga-
nisation mit dem Ziel der Befriedigung von Grundbe-
dürfnissen und eine solidarische Wirtschaftsweise sind 
die Wesensmerkmale der Solidarischen Ökonomie.

In einem Sammelband von Attac, der aus einem 
Kongress zum Thema «Wie wollen wir wirtschaften? 
Solidarische Ökonomie im globalisierten Kapitalismus» 
im Jahr 2006 hervorging (Embshoff/Giegold 2008), 
wird der Begriff folgendermaßen definiert: «Solidari-
sche Ökonomie bezeichnet Formen des Wirtschaftens, 
die menschliche Bedürfnisse auf der Basis freiwilliger 
Kooperation, Selbstorganisation und gegenseitiger 
Hilfe befriedigen […]. Das Prinzip der Solidarität steht 
dabei im Gegensatz zur Orientierung an Konkurrenz, 
zynischer Eigenverantwortung und Gewinnmaximie-
rung in kapitalistischen Marktwirtschaften» (ebd.: 12). 
Selbstorganisation ist ein wichtiges Wesensmerkmal 
der Solidarischen Ökonomie, diese erschöpft sich aller-
dings nicht darin. Ein ebenso wichtiger Anspruch des 
Ansatzes besteht darin, eine emanzipatorische und so-
lidarische Alternative zu kapitalistischen Leitprinzipien 
wie Konkurrenz, Profitgier und Eigennutz aufzuzeigen 
und zu leben (Elsen 2007: 145 f.; Embshoff/Giegold 
2008: 12). 

Da es sich bei der Solidarischen Ökonomie nicht um 
ein einheitliches Konzept handelt, kursiert eine Vielzahl 
an Begriffen, die zwar Ähnliches meinen, aber doch in 
unterschiedlichen Kontexten geprägt wurden und ver-
wendet werden. Alternative Ökonomie, Community 
Economy, Dritter Sektor, Gemeinwesenökonomie, lo-
kale Ökonomie oder soziale Ökonomie sind nur einige 
davon (Embshoff/Giegold 2008: 12). Auch die Com-
mons können als Teil der Solidarischen Ökonomie ver-
standen werden. Am gebräuchlichsten ist jedoch der 
Begriff Solidarische Ökonomie oder auch Soziale und 
Solidarische Ökonomie (Embshoff/Giegold 2008; Au-
inger 2009). Dieser wird auch im Englischen und in 
vielen romanischen Sprachen in der entsprechenden 
Übersetzung verwandt. Geprägt hat den Begriff Soli-
darische Ökonomie Luis Razeto in den 1980er Jahren 
(vgl. Embshoff 2014: 11). 

Die Vorstellungen darüber, wie eine Solidarische 
Ökonomie letztlich aussehen sollte, reichen von ei-
ner Reform des Kapitalismus bis zu dessen Überwin-
dung (Schlosser/Zeuner 2006: 33; Embshoff/Giegold 
2008: 13). So versteht sich beispielsweise die 2010 in 
Österreich entstandene Bewegung für eine Gemein-
wohl-Ökonomie (GWÖ) als «Veränderungshebel auf 
wirtschaftlicher, politischer und gesellschaftlicher Ebe-
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ne – eine Brücke von Altem zu Neuem» (GWÖ 2014). 
Eine ganz konkrete Forderung besteht darin, das Brut-
toinlandsprodukt durch ein «Gemeinwohl-Produkt» 
zu ersetzen. Ziel ist eine nachhaltige, faire, demokra-
tische und kooperative Marktwirtschaft, die in Kont-
rast zum derzeitigen Wirtschaftssystem steht, in dem 
Geld, Gewinn und Kapital Selbstzweck sind (ebd.). Eu-
clides Mance, brasilianischer Philosoph und Mitarbei-
ter des dortigen Netzwerks für Solidarökonomie (Rede 
Brasileira de Socioeconomia Solidária), formuliert den 
Aufbau einer «postkapitalistischen Produktionsweise» 
oder eines «demokratischen Sozialismus» als Ziel der 
Bewegung. Dazu müssten Produktionsketten nach 
und nach komplett von solidarwirtschaftlichen Unter-
nehmen bedient werden. Eine der größten Herausfor-
derungen sieht er darin, den Erfolg der Solidarischen 
Ökonomie vor einer Vereinnahmung durch kapitalisti-
sche Unternehmen zu bewahren (Mance 2009).

Die Genossenschaft ist bis heute die Rechtsform, die 
am häufigsten mit der Idee einer Solidarischen Ökono-
mie in Verbindung gebracht wird. Neben der demokra-
tischen Organisation von Genossenschaften – «one 
person, one vote», vgl. GenG § 43 (3) –, ist die Nutzen-
orientierung das wohl wichtigste Unterscheidungs-
merkmal zu anderen Unternehmensformen (Herbert 
2006: 23; Voß 2008: 63). Nach § 1(1) des deutschen 
Genossenschaftsgesetzes (GenG) besteht der Zweck 
der Genossenschaft darin, «den Erwerb oder die Wirt-
schaft ihrer Mitglieder oder deren soziale oder kultu-
relle Belange durch gemeinschaftlichen Geschäftsbe-
trieb zu fördern». Das eröffnet die Möglichkeit eines 
anderen Wirtschaftens; die Beschränkung der Soli-
darität auf die Mitglieder stellt im Sinne einer Solida-
rischen Ökonomie aber auch eine Herausforderung 
dar, da bestimmte Personengruppen aufgrund struk-
tureller Ungleichheiten vom gemeinschaftlichen Nut-
zen ausgeschlossen sein können oder zumindest einen 
erschwerten Zugang dazu haben. Die demokratische 
Organisation innerhalb der Gemeinschaft sagt des-
halb noch nichts darüber aus, wie inklusiv ein gemein-
wirtschaftliches Projekt tatsächlich ist. Susanne Elsen 
sieht in diesem Punkt eine zentrale Aufgabe für soziale 
Bewegungen und andere zivilgesellschaftliche Akteu-
re (Elsen 2011: 96; vgl. auch Elsen 2007). Eine weitere 
Gefahr, die wir bereits im vorangegangenen Kapitel in 
Bezug auf die Commons diskutiert haben, liegt darin, 
dass durch den Ausbau lokaler, selbstverwalteter Initi-
ativen im Rahmen einer neoliberalen Agenda der Rück-
zug des Sozialstaates gerechtfertigt werden könnte 
(Embshoff/Giegold 2008: 20; Giegold 2012: 267). 

Obwohl genossenschaftliche Rechtsform und So-
lidarische Ökonomie viele Überschneidungen auf-
weisen, sind sie nicht deckungsgleich. Nicht jede 
Genossenschaft ist deshalb automatisch Teil der Soli-
darischen Ökonomie. Gleichzeitig können Unterneh-
men, die unter einer anderen Rechtsform operieren, 
unter den Begriff Solidarische Ökonomie fallen (Flieger 
2006: 47; Embshoff/Giegold 2008: 14). Entscheidend 
ist hierfür vor allem das Selbstverständnis als Teil einer 

politischen Bewegung mit einem «zumindest sozial-re-
formerischem Anspruch» (Schlosser/Zeuner 2006: 33). 
Die Bewegung für Solidarische Ökonomie setzt sich in 
Deutschland aus zwei großen Akteursgruppen zusam-
men: dem im ausgehenden 19. und beginnenden 20. 
Jahrhundert entstandenen traditionellen genossen-
schaftlichen Sektor sowie Unternehmen, die im Um-
feld der neuen sozialen Bewegungen seit den 1970er 
Jahren entstanden sind. Auch wenn Genossenschaf-
ten gerade im Zuge der Energiewende einen Boom er-
leben, ist das Wachstum der Solidarischen Ökonomie 
in Deutschland im Vergleich mit anderen Ländern eher 
verhalten. Als Gründe hierfür werden unter anderem 
die Diskriminierung der Genossenschaft als Rechts-
form (Embshoff/Giegold 2008: 18) und ein fehlendes 
Rahmengesetz für eine Solidarische Ökonomie ange-
führt (Schick 2008: 205). 

Historische Wurzeln: Genossenschaftsbewegung 
und Munizipalsozialismus
Zwei Erklärungsmuster werden in der Literatur für das 
Entstehen der Genossenschaften im 19. Jahrhundert 
herangezogen. Zum einen werden sie als «Kinder der 
Not» charakterisiert, die ganz einfach deshalb entstan-
den seien, weil weder Markt noch Staat bestimmte 
Güter bereitstellten (Voß 2008: 62). Gleichzeitig wur-
de die «Vergenossenschaftlichung» des Wirtschafts-
lebens von Anfang an auch als Strategie begriffen, 
eine solidarischere und demokratischere Wirtschafts-
ordnung jenseits von Markt und Staat herbeizuführen 
(Hettlage 1990: 128; Flieger 2006). In der klassischen 
Genossenschaftstheorie wurde der Solidarismus als 
gesellschaftliches Ordnungsprinzip zwischen eigen-
nutzorientierter Koordination über den Markt (Kapi-
talismus) und hierarchischer Koordination durch den 
Staat (Kollektivismus) angestrebt (Hettlage 1990: 
128 f.). Teilweise wurden Genossenschaften aber auch 
als möglicher Weg in einen selbstorganisierten Sozia-
lismus begriffen. Politischer Anspruch und politische 
Ausrichtung der Genossenschaftsbewegung sowie 
deren Verhältnis zur Arbeiterbewegung haben sich im 
Laufe der Zeit stark gewandelt. 

Klaus Novy (zit. nach: Schlosser/Zeuner 2006: 36 f.) 
unterscheidet fünf Phasen in diesem Verhältnis: Vor 
der Gründerkrise 1873 handelte es sich bei den meis-
ten Genossenschaften um Produktivgenossenschaf-
ten. Bei dieser Form der Genossenschaft sind im Ide-
alfall alle Beschäftigten gleichzeitig Genossen und 
alle Genossen auch Beschäftigte (Flieger 2006: 53). 
Als dritte Kraft zwischen Arbeit und Kapital (Hettla-
ge 1990: 130) war diese ursprüngliche Form der Ge-
nossenschaft ein originäres Produkt der Arbeiterbe-
wegung. Ferdinand Lassalle sah in der Gründung von 
Genossenschaften im Gegensatz zu Marx, der auf ei-
nen revolutionären Umsturz hoffte, sogar einen mög-
lichen Hebel für den Übergang zu einer anderen Ge-
sellschaftsordnung (vgl. Schlosser/Zeuner 2006: 36; 
Maruda 2012: 3 f.). Das Hauptanliegen der Konsum-
genossenschaften, die von 1871 bis 1918 einen Auf-
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schwung erlebten, war es, die Not der Arbeiterschaft 
zu lindern, indem sie den Zugang zu Konsumgütern er-
leichterten (Hettlage 1990: 130; Flieger 2006: 49). Mit 
ihrem klaren Bekenntnis zur Arbeiterbewegung grenz-
ten sich diese gemeinwirtschaftlichen Betriebe von 
den bürgerlich-mittelständischen Genossenschaften 
klar ab (Schlosser/Zeuner 2006: 36 f.). 

In die Zeit der Jahrhundertwende fiel auch die Grün-
dung zahlreicher Stadtwerke, die gewissermaßen 
Selbsthilfe auf kommunaler Ebene leisteten. Denn 
die Versorgung mit Wasser, Strom und Gas sowie 
die Bereitstellung öffentlicher Transportmittel war da-
mals alles andere als eine Selbstverständlichkeit und 
bedeutete aus diesem Grund einen entscheidenden 
Standortvorteil. Viele dieser frühen Stadtwerke wähl-
ten die Rechtsform der Genossenschaft, und einige 
bestehen bis heute. Auch wenn Liberale mit dem Auf- 
und Ausbau der Gemeindebetriebe (der «Munizipali-
sierung») eine Einführung des Sozialismus durch die 
Hintertür fürchteten, war die Gründung von Stadtwer-
ken in den meisten Fällen nicht politisch motiviert, son-
dern erfolgte aus pragmatischen Gründen (Kühl 2001a: 
16; vgl. auch Kühl 2001b). Dennoch machte der Begriff 
Munizipalsozialismus die Runde – zunächst wurde er 
abwertend von Liberalen gebraucht, später durch die 
britische Fabian Society, einer sozialistischen Intellek-
tuellenbewegung, positiv gewendet. Diese sah in der 
Entscheidung über Kommunalisierung oder Privatisie-
rung öffentlicher Dienstleistungen die «Schicksalsfra-
ge im Kampf zwischen ‹Kollektivismus› und ‹Individua-
lismus›» (Kühl 2011a: 16).

In der Zeit der Weimarer Republik erlebte das Ge-
nossenschaftswesen mit dem Aufschwung der Woh-
nungsbaugenossenschaften und Bauhütten sowie der 
gemeinwirtschaftlichen Kredit- und Versicherungs-
unternehmen einen weiteren Aufschwung. Während 
der Nazi-Zeit bestanden viele Genossenschaften zwar 
weiter, wurden jedoch durch «Zentralisierung und 
Gleichschaltung» ihres ursprünglichen Geistes beraubt 
(Schlosser/Zeuner 2006: 36 f.). Nach Ende des Zweiten 
Weltkrieges wurden in Westdeutschland zahlreiche 
Genossenschaften in den Bereichen Lebensmittel und 
Einzelhandel, Wohnungsbau, Versicherung und Ban-
kenwesen in vorwiegend marktorientierte Unterneh-
men umgewandelt, die teilweise bis heute bestehen. 
Eine Wiederbelebung des Genossenschaftsgedan-
kens, also der Idee von Selbsthilfe und bedürfnisorien-
tiertem Wirtschaften, erfolgte jedoch vorerst nicht.

Erst mit der wirtschaftlichen Stagnation ab den 
1970er Jahren wurde sie im Umfeld der neuen sozialen 
Bewegungen wiederbelebt (Azam 2003). Doch auch 
wenn in der zunehmenden Deregulierung des Kapita-
lismus eine Parallele zu den Anfängen der Genossen-
schaftsbewegung liegen mag, unterscheiden sich heu-
tige Probleme und Ziele von den damaligen erheblich. 
Zum einen stellt der Sozialismus kein verbindendes Ziel 
mehr dar. Gleichzeitig sind mit Globalisierung und öko-
logischer Krise weitere Problemfelder zur klassischen 
sozialen Frage hinzugekommen. In der Folge muss ei-

ne solidarische Wirtschaftsweise heute auch räumlich 
weit entfernte Menschen und zukünftige Generationen 
sowie die Umwelt in den Blick nehmen. Auch die Idee 
der Wirtschaftsdemokratie, die wir im Folgenden vor-
stellen, muss sich heute neuen Problemen und Her-
ausforderungen stellen. 

4.2.3 Wirtschaftsdemokratie:  
Mehr Demokratie durch Mitbestimmung
Die Geschichte der Wirtschaftsdemokratie begann mit 
einer Enttäuschung: der enttäuschten Hoffnung da-
rauf, dass die politische Befreiung der Arbeiterklasse 
auch eine wirtschaftliche Befreiung mit sich bringen 
würde. So war Demokratie für Marx gleichbedeutend 
mit der Herrschaft des Proletariats, und Fritz Naphtali, 
ein früher Vertreter der Idee der Wirtschaftsdemokra-
tie, schreibt: «Für die Begründer der modernen sozia-
listischen Arbeiterbewegung war in der Erkämpfung 
der Demokratie sowohl die politische wie auch die 
wirtschaftliche Befreiung mit einbegriffen» (1928: 8). 
Die politische Gleichberechtigung wurde verwirklicht, 
doch die wirtschaftlichen Ungleichheiten blieben be-
stehen (ebd.: 9). Mit dem Konzept der Wirtschaftsde-
mokratie formulierte Fritz Naphtali im Auftrag des All-
gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes in den 
1920er Jahren einen alternativen Weg zum Sozialis-
mus aus.

Erstmals wurde der Begriff industrial democracy (das 
englische Pendant zum Begriff Wirtschaftsdemokra-
tie) Ende des 19. Jahrhunderts im gleichnamigen Buch 
von Sidney und Beatrice Webb in England verwendet 
(vgl. Naphtali 1928: 7). An Relevanz gewann das Kon-
zept jedoch erst nach Ende des Ersten Weltkrieges, 
zunächst in England und in den 1920er Jahren dann 
auch in Deutschland, vor allem im gewerkschaftlichen 
Umfeld. Nach dem Ende der Nazi-Diktatur war Wirt-
schaftsdemokratie erneut ein wichtiger Referenzpunkt 
für die inhaltliche Ausrichtung der Gewerkschaften, 
bis diese sich in den 1980er Jahren von der Forderung 
nach einer Demokratisierung der Wirtschaft abwand-
ten. So wurde das Konzept zwar weiter theoretisch 
ausgearbeitet, verlor jedoch gleichzeitig an politischer 
Relevanz (Vilmar/Sattler 1978; Vilmar 2008). 

Auch wenn die Begründung für eine Demokratisie-
rung der Wirtschaft zu verschiedenen historischen 
Zeitpunkten von unterschiedlichen Erfahrungen ge-
prägt war – Ausbleiben der Revolution in den 1920er 
Jahren, Eindruck der NS-Herrschaft in den 1950er Jah-
ren, Neoliberalisierung und Globalisierung des Kapita-
lismus seit den 1970er Jahren –, hat sich die Grund-
idee im Laufe der Zeit wenig verändert. So definierte 
Fritz Naphtali den Begriff 1928 folgendermaßen: «Die 
Demokratisierung der Wirtschaft bedeutet die Besei-
tigung jeder Herrschaft und die Umwandlung der lei-
tenden Organe der Wirtschaft aus Organen der kapi-
talistischen Interessen in solche der Allgemeinheit» 
(1928: 15). Achtzig Jahre später schreibt Fritz Vilmar 
(2008): «Wirtschaftsdemokratie ist der Inbegriff aller 
ökonomischen Strukturen und Verfahren, durch die an 
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die Stelle autokratischer Entscheidungen demokrati-
sche treten, die durch die Partizipation der ökonomisch 
Betroffenen und/oder des demokratischen Staates le-
gitimiert sind».

Was sich jedoch im Laufe der Zeit verändert hat, ist 
die Vorstellung über die Voraussetzungen einer Demo-
kratisierung der Wirtschaft und damit auch der politi-
schen Ziele. Während die Demokratisierung der Wirt-
schaft für Naphtali lediglich ein Zwischenschritt auf 
dem Weg zum Sozialismus war und die Kontrolle un-
ternehmerischer Macht für die Gewerkschaften noch 
bis in die 1960er Jahre gleichbedeutend war mit der 
Vergesellschaftung von Schlüsselindustrien, ist eine 
solche Forderung von gewerkschaftlicher Seite heute 
kaum zu erwarten, und der Sozialismus taucht in kaum 
einer aktuellen Veröffentlichung zu dem Thema als er-
klärtes Ziel mehr auf. 

Dennoch, oder gerade deshalb, bietet das Konzept 
der Wirtschaftsdemokratie wichtige Ansatzpunkte für 
eine radikaldemokratische Agenda auf betrieblicher, 
sektoraler und gesamtwirtschaftlicher beziehungswei-
se nationalstaatlicher Ebene. Im Folgenden sollen die 
historische Entwicklung des Konzepts und seine heuti-
ge Relevanz näher beleuchtet werden.

Historische Wurzeln und Entwicklung der Idee
Zwei Entwicklungen waren Fritz Naphtali zufolge Vor-
aussetzung für das Entstehen der Idee einer Demokra-
tisierung der Wirtschaft: zum einen die Einführung der 
politischen Demokratie, zum anderen der Übergang 
des individualistischen Kapitalismus zum organisier-
ten Kapitalismus mit einem Vormarsch der öffentlichen 
Wirtschaft. Während die erste Entwicklung verdeut-
lichte, dass liberale politische Demokratie nicht auto-
matisch mit wirtschaftlicher Demokratie einhergeht, 
machten die Veränderungen in der Wirtschaft deut-
lich, dass der Kapitalismus selbst wandelbar ist. Gleich-
zeitig hatten Kämpfe der organisierten Arbeiterschaft 
gezeigt, dass der kapitalistischen Willkür auf diesem 
Wege zumindest Schranken gesetzt werden können 
(Naphtali 1928: 9 ff.). Dies mündete in der Einsicht, 
«dass der Kapitalismus, bevor er gebrochen wird, auch 
gebogen werden kann» (ebd.: 12). Während sich das 
Konzept der Wirtschaftsdemokratie Naphtali zufolge 
in den USA zur sozialdemokratischen Ersatzideologie 
für den Sozialismus entwickelte, war dies nicht die Ab-
sicht der deutschen Gewerkschaften: «Wenn die deut-
schen Gewerkschaften die Forderung der Wirtschafts-
demokratie aufstellen, so bedeutet das für sie keinen 
Verzicht auf das sozialistische Ziel und keinen Ersatz für 
den Sozialismus, sondern es bedeutet eine Ergänzung 
der sozialistischen Idee in der Richtung der Klärung des 
Weges zur Verwirklichung» (ebd.: 10). 

Wirtschaftliche Autokratie ist Naphtali zufolge das 
Gegenteil von Wirtschaftsdemokratie. Erstere ist 
gleichbedeutend mit Despotie im Betrieb, Beherr-
schung der Märkte durch kapitalistische Unternehmen 
und Beherrschung des Staates durch die besitzende 
Klasse. Wirtschaftsdemokratie zeichne sich hingegen 

durch Mitbestimmung im Betrieb, Beschränkung der 
unternehmerischen Freiheit durch einheitliche Arbeits-
bedingungen in Aushandlung mit der organisierten Ar-
beiterschaft für einzelne Wirtschaftssektoren und die 
Organisation der Wirtschaft durch den Staat «auf der 
Grundlage des Sozialismus an Stelle der privatkapita-
listischen Gewinnsucht» aus (ebd.: 17). Im Sinne einer 
solchen Regierung des Gemeinwohls fordert Naphtali 
die Übernahme lebenswichtiger Betriebe durch die öf-
fentliche Hand, den Ausbau des öffentlichen Sektors, 
die Einführung einer planwirtschaftlichen Regelung 
sowie die Umwandlung des Eigentumsrechtes und die 
Abschaffung von Privatbesitz (ebd.: 16 f.). 

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges knüpften 
die Gewerkschaften an die Überlegungen Naphtalis 
und seine Forderung nach Wirtschaftsdemokratie an. 
So charakterisierte Hans Böckler, erster Vorsitzender 
des 1949 gegründeten Deutschen Gewerkschafts-
bundes (DGB), den Antrieb und Anspruch der Gewerk-
schaften folgendermaßen: «Nicht der Wille zur Macht 
hat die Gewerkschaften bestimmt, sondern vor allem 
die Erkenntnis, dass der politischen Demokratie die 
wirtschaftliche Demokratie zur Seite gestellt werden 
muss» (zit. nach: Sommer 2009). Das Grundsatzpro-
gramm des DGB von 1949 war stark von Not und den 
Entbehrungen der Kriegsjahre gekennzeichnet. So for-
derte der DGB eine zentrale volkswirtschaftliche Pla-
nung unter Beteiligung der Gewerkschaften als Mittel 
zu der «für die Mehrzahl der Menschen wichtigsten 
Freiheit, [der] von Not und der Furcht vor Not» (DGB 
1949). Diese stehe sowohl im Gegensatz zur «Zwangs-
wirtschaft» unter dem Faschismus als auch im Gegen-
satz zu einer «chaotischen Marktwirtschaft», also ei-
nem unregulierten Kapitalismus.

Die Vergesellschaftung von Schlüsselindustrien, wie 
Bergbau, Eisen- und Stahlindustrie, der Kreditinstitute, 
aber auch der Energiewirtschaft stellte eine weitere der 
vier damaligen Grundsatzforderungen des DGB dar, 
wobei damit nicht notwendigerweise eine Verstaat-
lichung gemeint war: «Die Überführung in Gemeinei-
gentum soll nur in Ausnahmefällen, in denen dies be-
sonders zweckmäßig erscheint, durch Verstaatlichung 
erfolgen. Im Allgemeinen sind besondere Körper-
schaften der wirtschaftlichen Selbstverwaltung zu bil-
den» (ebd.). Des Weiteren forderte der DGB in seinem 
Grundsatzprogramm umfassende Mitbestimmungs-
rechte der organisierten Arbeiterschaft «in allen perso-
nellen, wirtschaftlichen und sozialen Fragen der Wirt-
schaftsführung und Wirtschaftsgestaltung» sowie die 
Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit (ebd.). 

Ab den 1960er Jahren kamen mit der immer deut-
licher zutage tretenden ökologischen Krise und der 
zunehmenden Massenarbeitslosigkeit neue Problem-
felder hinzu. Bereits 1960 formulierte Otto Brenner, da-
maliger Vorsitzender der IG Metall, dagegen das Ziel 
einer «vollbeschäftigten Kreislaufwirtschaft» (zit. nach: 
Vilmar 2008). Die Grundwertekommission der SPD de-
finierte diese Zielvorstellung 1984 folgendermaßen: 
«Wir müssen langfristig eine Wirtschaft anstreben, in 
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der nicht mehr an Energie und Ressourcen verausgabt 
wird, als durch Regeneration und ökologisch verant-
wortbare Innovation wiederhergestellt werden kann. 
Zur Wiederherstellung von Vollbeschäftigung ist es 
zugleich notwendig, […] die Arbeitszeit systematisch 
zu reduzieren» (zit. nach: ebd.). Ergänzt werden sollte 
dieses Ziel Brenner zufolge durch die demokratische 
Kontrolle von und Beteiligung an unternehmerischen 
Entscheidungen und Unternehmenspolitik sowie die 
partizipative Gestaltung des Arbeitsprozesses. 

In punkto Arbeitsorganisation konnten die Gewerk-
schaften in den 1990er Jahren mit dem Übergang von 
der Fließband- zur Gruppenarbeit Fortschritte erzielen 
(ebd.). Abgesehen davon gerieten aber gewerkschaft-
liche Errungenschaften wie die betriebliche Mitbe-
stimmung immer stärker unter Beschuss. In der wirt-
schaftlichen Stagnation ab den 1970er Jahren und 
durch die daraus resultierende Massenarbeitslosigkeit 
verloren sie zunehmend Mitglieder und gerieten in die 
Defensive. Unter diesem Druck verdrängte das Kern-
geschäft der betrieblichen Mitbestimmung und Or-
ganisation die Losung der Wirtschaftsdemokratie aus 
der gewerkschaftlichen und damit auch der breiteren 
Öffentlichkeit.

Wirtschaftsdemokratie heute 
Der neoliberale Umbau der Wirtschaft im Zeichen von 
Liberalisierung, Deregulierung und Privatisierung seit 
den 1970er Jahren ging mit einer wachsenden Ent-
demokratisierung der Wirtschaft einher, also mit der 
Rückverlagerung von Entscheidungsmacht auf die Ka-
pitalseite (Bontrup 2006: 305). Gleichzeitig gewannen 
die Finanzmärkte gegenüber der Realwirtschaft seither 
an Bedeutung (ebd.; vgl. auch Harvey 2011). Der ent-
standene Finanz- oder Shareholder-Kapitalismus ver-
langt Bontrup zufolge vor allem eines: «den Respekt 
vor dem Privateigentum des Kapitals» (2006: 206). Das 
steht in krassem Gegensatz zu den Prinzipien der Wirt-
schaftsdemokratie, deren Idee zahlreiche AutorInnen 
wiederbeleben wollen (Plener 2001; Bontrup 2006; 
Demirović 2007; Vilmar 2008; Cumbers 2012).

Aus volkswirtschaftlicher Sicht stellt die Eindäm-
mung des entfesselten Finanzkapitalismus für Bon-
trup eine zentrale Voraussetzung für die demokratische 
Ausgestaltung der Wirtschaft dar: «Dazu darf der Staat 
nicht weiter, gemäß neoliberaler Diktion, zu einem An-
nex der Wirtschaft verkümmern, sondern der Staat 
hat die Wirtschaft auszusteuern und zu kontrollieren» 
(2006: 307). Bontrup fordert auf nationalstaatlicher 
und auf EU-Ebene eine keynesianische Steuerung mit 
dem Ziel der Vollbeschäftigung, der sozialen Sicher-
heit, der ökologischen Nachhaltigkeit und der sozialen 
Gerechtigkeit (ebd.: 307 f.). Einen ähnlichen Vorschlag 
macht Fritz Vilmar (2008), indem er die Ausarbeitung 
der Wirtschaftsdemokratie als einem «Dritten Weg» 
zwischen Markt- und Planwirtschaft vorschlägt. Seine 
Agenda für einen solchen Umbau beinhaltet die Aus-
weitung der Mitbestimmungsrechte, die Ökologisie-
rung der Wirtschaft, «eine volkswirtschaftliche Rah-

menplanung, eine Politik indirekter und/oder direkter 
Investitionslenkung und eine planvolle Arbeitsmarkt- 
und Arbeitszeitpolitik». Vilmars Zielvorstellung ist eine 
«mixed economy», die die positiven Eigenschaften der 
Marktwirtschaft mit planerischen Elementen im Sinne 
einer gemeinwohlorientierten Steuerung verbindet: 
«Wirtschaftsdemokratie, das heißt: primär gemein-
wohl- statt profitorientierter Gestaltung der Wirtschaft» 
(Vilmar 2008). Alex Demirović geht über die Vorstel-
lung einer «mixed economy» hinaus. Für ihn verkör-
pern alternative Unternehmen als «demokratische In-
stitutionen […] die auf Dauer gestellte Revolution», die 
ohne Weiteres «nicht mehr rückgängig gemacht wer-
den kann» (Demirović 2005: 10). 

In Bezug auf die Eigentumsform von Unternehmen 
ist die Vergesellschaftung Bontrup zufolge nach wie 
vor elementarer Bestandteil einer demokratischen 
Wirtschaftsordnung. Er versteht darunter «die Nut-
zung von Produktionsmitteln für gesellschaftliche Zie-
le und Zwecke, die dem Gemeinwohl dienen» (2006: 
309). Fritz Vilmar betont auch heute, dass Vergesell-
schaftung nicht notwendigerweise mit Verstaatlichung 
gleichzusetzen ist: «Diese sollte durchaus pluralistisch, 
in verschiedenen staatsunabhängigen Organisations-
formen realisiert werden statt durch zentralgesteuer-
te staatsbürokratische Lenkung. Außerdem muss sich 
Vergesellschaftung leiten lassen von dem Grundsatz 
der Beteiligung aller Betroffenen an Kontrolle und Lei-
tung der Unternehmen» (Vilmar 2008). Christian Zeller 
(2010) hingegen kritisiert, dass ein solches Verständnis 
von Vergesellschaftung die Frage des Eigentums «ver-
nebelt» (ebd.: 15). Er schlägt stattdessen den Begriff 
Aneignung vor. Im Sinne von Marx meint er damit die 
tatsächliche kollektive Appropriation der Produktions-
mittel durch eine «neue plurale Bewegung der Lohn-
abhängigen» (ebd.: 24). Während sich die Ansätze der 
Vergesellschaftung und der Aneignung bezüglich der 
Eigentumsfrage und der entsprechenden Terminologie 
unterscheiden, finden sie jeweils in der Nennung von 
partizipativen, mitarbeitergeführten oder öffentlichen 
Unternehmen sowie Genossenschaften als Orte der 
Umsetzung von Wirtschaftsdemokratie zusammen.

Andrew Cumbers (2012) sieht öffentliche Unter-
nehmen besser geeignet, Gemeinwohlziele umzuset-
zen. Er entwickelt eine Typologie, in der er verschie-
dene Formen staatlicher und genossenschaftlicher 
Unternehmen auf ihre Gemeinwohlorientierung hin 
vergleicht. Unter Gemeinwohl versteht Cumbers Fak-
toren wie die wirtschaftliche und lokale Kontrolle, Ver-
teilungsgerechtigkeit, ökologische Nachhaltigkeit so-
wie Umwelt- und Klassengerechtigkeit (class justice im 
Sinne der Mitbestimmung von ArbeitnehmerInnnen). 
Er kommt zu dem Schluss, dass Genossenschaften 
und Betriebe, die den MitarbeiterInnen gehören, vor 
allem Vorteile hinsichtlich der Mitbestimmung aufwei-
sen. Staatliche oder teilweise staatliche Unternehmen 
schneiden hingegen in Bezug auf politische Kontrolle, 
Verteilungsgerechtigkeit und ökologische Nachhal-
tigkeit besser ab. Cumbers vertritt die Annahme, dass 
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mitarbeitergeführte Firmen und Genossenschaften vor 
allem Eigeninteressen ihrer Mitglieder verfolgen, wäh-
rend staatliche Unternehmen besser auf die Verfol-
gung gesellschaftlicher Ziele verpflichtet werden kön-
nen. Diese Analyse bezieht sich jedoch vor allem auf 
die interne Logik der Unternehmen und lässt die äuße-
ren Bedingungen, unter denen sie notwendigerweise 
operieren, außen vor. 

So kommen Lederer und Naumann (2010) aufgrund 
einer Analyse des kommunalen Sektors in Deutschland 
zu einer etwas anderen Einschätzung: «Die Gemein-
wohlorientierung öffentlicher Unternehmen ist kein 
Selbstläufer, sondern das Produkt von Aushandlungs-
prozessen der verschiedenen Akteure und Interessen-
gruppen im politischen Raum. […] Die Bestimmung 
des konkreten Gemeinwohlbezugs ist […] ein hochpo-
litischer Diskurs, der in die Öffentlichkeit gehört» (ebd.: 
114). Zu einer ähnlichen Einschätzung gelangen ver-
schiedene AutorInnen des Municipal Services Projects 
(MSP), das es sich zur Aufgabe gemacht hat, Alterna-
tiven zu Privatisierung und Kommerzialisierung im Be-
reich der öffentlichen Daseinsvorsorge aufzuzeigen 
(MSP 2014). Verschiedene AutorInnen weisen darauf 
hin, dass Unternehmen in staatlichem Besitz oder un-
ter staatlicher Kontrolle sehr unterschiedliche Formen 
annehmen können. Hilary Wainwright (2012) etwa 
warnt vor einer «corporatisation», bei der ein Unterneh-
men zwar in staatlichem oder öffentlichem Besitz ist, 
aber genau wie jedes andere Marktunternehmen ge-
führt wird: «Corporatisation effectively means organi-
sing a public utility as a separate financial entity and 
managing it as a market-oriented private enterprise. It 
confronts workers and service users with a common 
problem of an organisation that is structurally oriented 
to reducing and recovering costs on a commercial mo-
del» (ebd.: 77). David A. McDonald und Greg Ruiters 
(2012) warnen deshalb: «Calls for bringing the state 
back in must therefore be conditional and clearly spe-
cified» (ebd.: 158). Dass Gewerkschaften hierbei eine 
zentrale Rolle spielen können, illustriert Wainwright an 
Beispielen im Bereich der Wasserversorgung aus Bra-
silien, Uruguay und Südafrika. 

Welche Implikationen sich aus den in diesem Kapi-
tel vorgestellten Konzepten und Ideen für eine kritische 
Energieforschung ergeben, wollen wir im anschließen-
den Abschnitt zusammenfassend darstellen. 

4.2.4 Synthese:  
Für eine alternative Energieversorgung 
Mit Commons, Solidarischer Ökonomie und Wirt-
schaftsdemokratie haben wir in diesem Kapitel drei 
Ansätze vorgestellt, die alternative Wirtschaftsmodelle 
zu einem ungezügelten, finanzmarktbasierten Kapita-
lismus propagieren. Die Zielvorstellungen hierbei rei-
chen von einer mixed economy und dem Prinzip des 
«Solidarismus» als drittem Weg zwischen kapitalis-
tischer Marktwirtschaft und sozialistischer Planwirt-
schaft bis hin zu lokaler Selbstverwaltung und einem 
Übergang zum Sozialismus durch ein langsames Hin-

einwachsen alternativer Wirtschaftsstrukturen in das 
bestehende System. Zur klassischen Forderung nach 
sozialer Gerechtigkeit sind in den vergangenen Jahr-
zehnten durch die Globalisierung und Neoliberalisie-
rung der Weltwirtschaft, die Digitalisierung sowie die 
ökologische Krise neue Probleme und Themenfelder 
hinzugekommen. Trotz mancher Gemeinsamkeiten 
unterscheiden sich die drei Ansätze in ihren Entste-
hungsgeschichten und Ansatzpunkten sowie hinsicht-
lich der Akteursgruppen, die sie vertreten.

Wirtschaftsdemokratie und Solidarische Ökonomie 
setzen in erster Linie an der internen Struktur von Un-
ternehmen an. Demokratische Mitbestimmung und 
Gemeinwohlorientierung werden als zentrale Zielvor-
stellungen erhoben, woraus auch die Forderung nach 
gemeinschaftlichen Eigentumsformen erwächst. Da-
gegen nimmt der Commons-Ansatz seinen Ausgangs-
punkt in der Organisationsweise von natürlichen und 
gesellschaftlichen Ressourcen. Genau wie die Solida-
rische Ökonomie formuliert die Commons-Bewegung 
die Organisation über Selbstverwaltung und Netzwer-
ke als Ideal. Der Staat spielt in beiden Modellen – wenn 
überhaupt – nur eine nebensächliche Rolle, was die 
Frage nach der Skalierbarkeit dieser Modelle aufwirft. 
An dieser Stelle greift der Ansatz der Wirtschaftsdemo-
kratie, indem er in erster Linie Veränderungen durch 
staatliches und kollektives Eigentum anstrebt. In die-
sem Sinne stellen die hier vorgestellten Ansätze in un-
seren Augen keine Gegensätze dar, sondern können 
sich auch in Bezug auf den Energiesektor sinnvoll er-
gänzen. Das sollen die nächsten Absätze zeigen, in de-
nen Ansätze für Analysen, aber auch konkrete Alterna-
tivvorschläge für die Organisation des Energiesektors 
diskutiert werden.

Commons 
Commons bedeutet, das Gefangensein im Denken 
über Energieversorgung als Ware zu beenden. Tat-
sächlich sind aus ökonomischer Sicht verschiedenste 
Güterformen im Energiesystem vertreten: Wind und 
Sonne werden als öffentliche Güter klassifiziert, da 
von ihrer Nutzung nur schwer jemand ausgeschlossen 
werden kann (Vermeylen 2010), Leitungssysteme hin-
gegen müssen erst durch rechtliche Regelungen und 
mögliche kooperative Nutzungsmodelle zu Commons 
gemacht werden (Thiel 2010; Moss et al. 2013: 4 f.). 
So gibt es inzwischen vermehrt Überlegungen, Ener-
gie als Commons zu charakterisieren und eine ent-
sprechende Organisationsform einzufordern – unter 
anderem von Ostrom selbst (Jenny et al. 2007; Löhr 
2007; Vermeylen 2010; Ostrom/Helfrich 2011; Wolsink 
2012). Julio Lambing (2012) schlägt in Anlehnung an 
Ostroms Designprinzipien eine Stromallmende vor: 
«Die bisher übliche, binäre Nutzungsstruktur von Käu-
fer/Verkäufer (oder bei staatlicher Organisation: Be-
hörde/Stromabnehmer) würde durch eine Nutzerge-
meinschaft ersetzt, deren Mitglieder sich sowohl als 
Stromverbraucher wie als Stromerzeuger begreifen» 
(ebd.: 481). Energiegenossenschaften, Bioenergiedör-
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fer, Stadtteilkraftwerke und Rekommunalisierungen 
begreift Lambing dabei als bereits existierende Annä-
herungen an seine Idee der Stromallmende. Zur Lö-
sung des Problems der Skalierung, das insbesondere 
bei den Verteilnetzen auftritt, die sinnvollerweise über-
regional geregelt werden, schlägt er «ein Verbundnetz 
in öffentlicher Trägerschaft» vor, «das durch politische 
Gremien gesteuert wird» (ebd.: 485).

Während Lambing vor allem die gemeinschaftliche 
Koordination des Energiesektors in einem begrenz-
ten Raum im Blick hat, diskutieren Wolsink (2012) 
und Löhr (2007) die Schaffung von Gemeinschafts-
eigentum im Energiesektor. Wolsink bezieht dies auf 
kleinteilige Netzinfrastrukturen (microgrids), die in Be-
sitz und Verwaltung durch eine Nutzergemeinschaft 
geführt werden. Löhr hingegen denkt an die Einrich-
tung einer Treuhandinstitution, die Nutzungsrechte 
an Energie- und Umweltressourcen an Dritte verleiht. 
Auch bei Byrne et al. (2009: 88) und ihren Vorstellun-
gen von einem «energy commons regime» steht die 
gemeinschaftliche Regelung von Energie im Mittel-
punkt. In diesem Regime wäre eine sustainable energy 
utility die zentrale Organisationseinheit, die das Ziel 
verfolgt, die Energieversorgung der Bürger sicherzu-
stellen und die Abhängigkeit von den Energieversor-
gern zu minimieren. 

Auffällig an diesen Ansätzen ist, dass in ihnen nicht 
nur ein gemeinschaftlicher, demokratischer Prozess 
im Vordergrund steht. Es geht primär darum, Strom zu 
sparen, erneuerbare Energien einzusetzen, Strom und 
Wärme umweltschonend zu produzieren etc. Com-
mons können in diesem Sinne auch weitere Ziele als 
die Nutzung einer Ressource oder eine reine Versor-
gung mit Energien umfassen – das Wie steht dabei im 
Vordergrund. Fragen alternativer Wirtschaftsformen 
wirft auch der Ansatz der Solidarischen Ökonomie für 
den Energiesektor auf.

Solidarische Ökonomie
Die Solidarische Ökonomie ist ein Konzept, das für ei-
ne kritische Energieforschung insbesondere in Bezug 
auf Genossenschaften und andere lokale Initiativen in-
teressant ist, indem es Ansatzpunkte für eine kritische 
Selbstreflexion bietet. Bei Energiegenossenschaften, 
Bioenergiedörfern und Stadtwerken ist seit einigen Jah-
ren eine sehr dynamische Entwicklung zu beobachten. 
Mit dem Boom der Energiegenossenschaften ist in den 
vergangenen Jahren auch eine steigende Zahl an Veröf-
fentlichungen zu dem Thema zu verzeichnen (z. B. Volz 
2010, 2011; Flieger 2011; Maruda 2012; Viardot 2013; 
DGRV 2014; Mertens/Huybrechts 2014), die diese Ent-
wicklung meist sehr wohlwollend begleiten. 

Energiegenossenschaften und vergleichbare Un-
ternehmensformen werben oftmals damit, sich in 
Bürgerhand zu befinden. Gleichzeitig handelt es sich 
bei diesen Unternehmen meistens auch um lukrative 
Geldanlagen. Holstenkamp und Degenhart (zit. nach: 
Yildiz et al. 2014: 3) unterscheiden Modelle, in denen 
das bürgerschaftliche Engagement im Vordergrund 

steht, von solchen, bei denen die finanzielle Beteili-
gung das wichtigere Moment ist. Diese Typologie ist 
insofern interessant, als hier eine wichtige Trennlinie 
verläuft: Genossenschaften, die in den Augen der Mit-
glieder in erster Linie eine Geldanlage darstellen, kön-
nen kaum als Teil einer Solidarischen Ökonomie gel-
ten. Genossenschaften, die in einer Produktions- und 
Konsumgenossenschaft die Versorgung der Mitglieder 
als ihren Zweck aufnehmen, hingegen schon (für eine 
ausführlichere Diskussion vgl. Kunze/Becker 2014). 
Eine weitere interessante Fragestellung im Sinne der 
Solidarischen Ökonomie ist die nach der Mitgliederzu-
sammensetzung in Genossenschaften, Bürgerbetei-
ligungsgesellschaften und ähnlichen Vereinigungen. 
Diese wird nicht systematisch erfasst, eine Erhebung 
aus dem Jahr 2012 legt jedoch nahe, dass Männer 
(80 % der Mitglieder) und AkademikerInnen (51 % der 
Mitglieder) in gemeinschaftlichen Energieprojekten 
überdurchschnittlich repräsentiert sind (zit. nach: Yildiz 
et al. 2014: 12). 

Neben der konkreten Organisationsform ergeben 
sich aus dem Ansatz der Solidarischen Ökonomie wei-
tere Fragestellungen nach den größeren Zusammen-
hängen. Euclides Mance (2009) weist darauf hin, dass 
nach Möglichkeit der gesamte Produktionsprozess von 
solidarwirtschaftlichen Unternehmen abgedeckt sein 
sollte. Solche Modelle zu entwickeln und vom Abbau 
der Rohstoffe für Technologien bis zum Endvertrieb so-
lidarische Wertschöpfungsketten aufzubauen ist eine 
große konzeptionelle Aufgabe und eine Möglichkeit für 
einen Dialog zwischen sozialen Bewegungen, Politik 
und Wissenschaft. Im Hinblick auf die Existenzbedin-
gungen einzelner kleiner solidarisch wirtschaftender 
Unternehmen ist auch die Frage nach den politischen 
Rahmenbedingungen zentral. Ebenfalls wird zu beob-
achten sein, inwieweit die Novelle des EEG den Trend 
hin zu einer Dezentralisierung bremst. 

Wirtschaftsdemokratie
Der Ansatz der Wirtschaftsdemokratie hat die Demo-
kratisierung der Wirtschaft auf drei Ebenen zum Ziel: 
Auf individueller Ebene wird eine Humanisierung 
der Arbeitsprozesse gefordert, auf betrieblicher Ebe-
ne wird die Einbeziehung von ArbeiterInnen und An-
gestellten in Unternehmensentscheidungen ange-
strebt, und auf nationalstaatlicher beziehungsweise 
EU-Ebene besteht das Ziel in einer gemeinwohlorien-
tierten Steuerung der Wirtschaft gemäß einem volks-
wirtschaftlichen Rahmenplan. Die Vergesellschaftung 
von Unternehmen ist dabei ein wichtiger Schritt, um 
diese Ziele zu verwirklichen. Davon ist das bestehen-
de Eigentum unmittelbar betroffen. Damit ist der An-
satz in Bezug auf den Energiesektor insbesondere im 
Hinblick auf die Umwandlung privater Unternehmen 
in öffentliches beziehungsweise gemeinschaftliches 
Eigentum interessant. Anwendungsbeispiele sind die 
Rekommunalisierung von Netzinfrastruktur und die 
Gründung von Stadtwerken, die auch in der Literatur 
zunehmend thematisiert werden (Bauer 2012; Libbe 
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2013; Matecki/Schulten 2013). Die in diesem Kapitel 
vorgestellten Ansätze gehen davon aus, dass öffent-
liche, gemeinwirtschaftliche oder genossenschaftli-
che Unternehmen gemeinwohlorientierter wirtschaf-
ten als privatwirtschaftlich organisierte Unternehmen. 
Während Cumbers (2012) diese Annahme am Beispiel 
des staatlichen norwegischen Ölkonzerns Statoil und 
anhand von dänischen Energiegenossenschaften kri-
tisch hinterfragt, wird das Argument auch häufig zur 
Begründung von Rekommunalisierungen in Deutsch-
land angeführt. 

Doch auch die über Eigentumsfragen hinausgehen-
den Ideen der Wirtschaftsdemokratie können für die 
Energiewende interessant sein. Die Vision einer «voll-
beschäftigten Kreislaufwirtschaft» bietet einen konkre-
ten Ansatzpunkt für die Bearbeitung des Spannungs-
feldes, das sich aus einem möglichen Verlust von 
Arbeitsplätzen im Zuge der Energiewende ergibt. Neue 
Arbeitszeitregime und sozial wie ökologisch nachhal-

tige Produktionsabläufe könnten in diesem Zusam-
menhang auch für Gewerkschaften eine attraktive For-
derung sein, die bisher ein gespaltenes Verhältnis zur 
Energiewende haben. Ein weiteres Handlungsfeld sind 
die schlechten Arbeitsbedingungen im Sektor der er-
neuerbaren Energien. Die IG Metall etwa beklagt feh-
lende Tarifverträge, eine hohe Arbeitsbelastung der 
Beschäftigten, niedrige Löhne und Überstunden in der 
Windkraftbranche (Rhode 2010; IG Metall 2011, 2013). 
Sind die erneuerbaren Energien «ökologisch hui – so-
zial pfui», wie Rhode (2010) schreibt? Die Forderung 
nach demokratischen und fairen Strukturen im Ener-
giebereich wäre sicherlich ein originäres Handlungs-
feld für fortschrittliche Gewerkschaftsarbeit.

Aus den in diesem Kapitel diskutierten Ansätzen der 
Commons, der Solidarischen Ökonomie und der Wirt-
schaftsdemokratie ergeben sich verschiedene Fragen 
für eine kritische Energieforschung, die in der folgen-
den Box dargestellt werden. 

LEITFRAGEN FÜR EINE ALTERNATIVE ENERGIEVERSORGUNG

–	� Wie sind Eigentums- und Mitbestimmungsrechte 
im Energiesektor geregelt? Wer profitiert von die-
sen Strukturen? 

–	� Welche Möglichkeiten für eine alternative Organi-
sation von Anlagen, Verteilnetzen und Bereitstel-
lung von Energie gibt es? Gibt es Beispiele für so-
lidarische, gemeinschaftliche und demokratische 
Geschäftsmodelle? Gibt es bereits Commons-
basierte Energieprojekte? Weisen diese über den 
Kapitalismus hinaus, oder sehen sie sich als Er-
gänzung?

–	� Sind Energiegenossenschaften, kommunale 
Stadtwerke oder Bioenergiedörfer eher als die 
herkömmlichen Akteure im Energiesektor in der 
Lage, Gemeinwohlziele im Energiesektor zu re-
alisieren? Welche Rolle spielen solidarische, ge-
meinschaftliche und demokratische Ansätze im 
Selbstverständnis der verschiedenen Akteure?

–	� Welche Organisations- und Eigentumsformen 
sind in welchen Bereichen (Stromerzeugung, 
Verteilnetze, Rohstoffe) und auf welchen Ebenen 

(lokal, regional, national, international) sinnvoll? 
Welche Grenzen bestehen im Hinblick auf die 
Größe selbstorganisierter und dezentraler Ener-
gieprojekte? Inwieweit sind mehr Dezentralisie-
rung und Autonomie sogar im Sinne einer neoli-
beralen Politik? 

–	� Wie gestaltet sich die Mitgliederstruktur von 
Genossenschaften? Welche gesellschaftlichen 
Gruppen sind hier vertreten/nicht vertreten? Und 
warum? Wie können Genossenschaften offener 
gestaltet werden?

–	� Wie gestalten sich die Arbeitsbedingungen in 
neu gegründeten kommunalen Stadtwerken 
oder bei Herstellern von Solar- und Windkraftan-
lagen? Wie werden dort wirtschaftsdemokrati-
sche Ziele von Mitbestimmung und Beteiligung 
praktiziert?

–	� Wie lässt sich ein Zugang für alle Menschen zu 
Energie sicherstellen? Sollte es ein Grundrecht 
auf Energie geben? Ist die Einführung von Sozial-
tarifen sinnvoll? Gibt es hierfür Beispiele?
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5 FAZIT: FÜR EINE KRITISCHE ENERGIEFORSCHUNG! 

Die Begriffe Energiedemokratie und Energiegerechtig-
keit, wie sie in sozialen Bewegungen diskutiert werden, 
können Wegweiser für eine kritische Energieforschung 
sein, da sie zentrale gesellschaftliche Auseinanderset-
zungen um Energie benennen. Aus den in Kapitel 2 
vorgestellten Beispielen für Energiekämpfe in unter-
schiedlichen Kontexten können die folgenden Forde-
rungen für eine demokratische und gerechte Energie-
versorgung abgeleitet werden: 
–	� Erstens sollten Kosten und Nutzen im Zusammen-

hang mit der Produktion von Strom und Wärme 
räumlich und sozial fair verteilt sein (distributive Ge-
rechtigkeit).

–	� Zweitens sollten alle gesellschaftlichen Gruppen an-
gemessen in politische und unternehmerische Ent-
scheidungsprozesse eingebunden sein (prozessura-
le Gerechtigkeit). 

–	� Drittens ist ein ausreichender und bezahlbarer Zu-
gang zu Energiedienstleistungen zu schaffen und 
Energiearmut entgegenzuwirken (Zugang zu Ener-
gie). 

–	� Viertens sind Energieinfrastrukturen und -versor-
gungsunternehmen so zu organisieren, dass sie Zie-
len des Gemeinwohls verpflichtet sind (gesellschaft-
liche Aneignung).

–	� Fünftens sind Energiesysteme an ihren gesellschaft-
lichen, politischen und ökonomischen Kontext ge-
bunden, der ebenfalls verändert werden sollte 
(sozialökologische Transformation).

Diese Forderungen, so haben wir in Kapitel 3 argumen-
tiert, werden in den in der Energieforschung derzeit 
sehr prominenten Transitions-Ansätzen nicht oder zu-
mindest nicht ausreichend berücksichtigt.

Als Grundlage für eine kritische Energieforschung 
schlagen wir deshalb stattdessen einen Zugang vor, 
der sich explizit an Fragen von Energiedemokratie ori-
entiert. Für die konzeptionelle Unterfütterung einer 
kritischen Energieforschung haben wir verschiedene 
Ansätze diskutiert, die dazu Anregungen liefern. Die in 
Kapitel 4.1 vorgestellten Ansätze der Politischen und 
Sozialen Ökologie analysieren Veränderungen in den 
Beziehungen zwischen Gesellschaft und Natur sowie 
der darin verankerten Machtverhältnisse. Dabei neh-
men sie sowohl historisch-materialistische als auch 
diskursiv-symbolische Aspekte in den Blick. Im Gegen-
satz dazu liegt der Fokus von Commons, Solidarischer 
Ökonomie und Wirtschaftsdemokratie darauf, konkre-
te Vorschläge für die Aus- und Umgestaltung von Wirt-
schaft und Unternehmen zu machen; es geht hier also 
weniger um das Entstehen struktureller Ungerechtig-
keiten, sondern um das Aufzeigen von Alternativen. 
Zusammen bieten die Ansätze eine Operationalisie-
rung von Energiedemokratie sowohl für eine kritische 
Forschung über gesellschaftliche Ungleichheiten in 
der Energiewende als auch für konkrete politische und 
organisatorische Alternativen.

Alle hier vorgestellten Ansätze bearbeiten einzelne Di-
mensionen von Energiedemokratie. Dennoch schei-
nen manche Ansätze für bestimmte Aspekte oder 
Themengebiete besonders geeignet. So legen Wirt-
schaftsdemokratie und Solidarische Ökonomie den 
Fokus auf eine Demokratisierung und Gemeinwohlo-
rientierung der Wirtschaft. Genau wie der Commons-
Ansatz bieten sie Ansatzpunkte für die Analyse der 
Vor- und Nachteile verschiedener Eigentums- und Or-
ganisationsformen im Energiesektor. Dagegen schei-
nen die Konzepte der Politischen und Sozialen Öko-
logie besonders geeignet, um räumliche und soziale 
Ungerechtigkeiten bei der Energieversorgung zu un-
tersuchen. Obwohl sämtliche vorgestellten Ansätze 
bereits mit Energiethemen in Verbindung gebracht 
werden, gibt es noch zahlreiche weitere potenzielle 
Anwendungsgebiete und Forschungslücken. 

Mit dem Ansatz der Politischen Ökologie werden 
beispielsweise bereits Konflikte um Landnutzung im 
Zusammenhang mit Bioenergie und Windkraft sowie 
Konflikte um die Wassernutzung bei Staudammpro-
jekten untersucht, ebenso wie globale Verteilungs-
wirkungen und Materialflüsse im Zusammenhang mit 
Technologien der Erneuerbaren. Auswirkungen im glo-
balen Süden stehen hier oftmals im Vordergrund. Eine 
interessante Fragestellung wäre, inwieweit die erneu-
erbaren Energien beziehungsweise ihre Technologien 
strukturelle Ungleichheiten im Weltsystem reprodu-
zieren und ob sich alternative Unternehmen in dieser 
Hinsicht von großen Energiekonzernen unterscheiden. 
Das Konzept der imperialen Lebensweise scheint für 
diese Fragestellung gut geeignet.

Während die klassische Politische Ökologie vor al-
lem Erzeugung, Zugang und Nutzung von Rohstoffen 
betrachtet, bietet sich der Ansatz der Urban Political 
Ecology für eine Anwendung auf neue Technologi-
en und Veränderungen der gebauten Umwelt an, wie 
Städte und deren Infrastruktursysteme. Obwohl hier 
zahlreiche Veränderungen im Zusammenhang mit der 
Energiewende zu konstatieren sind (z. B. in Bezug auf 
die Netzinfrastruktur oder die Einführung von «Smart 
Meters»), wird die Urban Political Ecology bisher kaum 
mit diesem Themenfeld in Verbindung gebracht. 

Der Ansatz der Sozialen Ökologie dient bereits zur 
Untersuchung, wie sich neue Kapitalfraktionen heraus-
bilden und welchen Einfluss sie auf politische Entschei-
dungen haben. Energiearmut wird in der vorhandenen 
Literatur bereits mit dem Ansatz der Umweltgerechtig-
keit bearbeitet. Dagegen gibt es bislang kaum Unter-
suchungen, die sich den aktuellen Diskursen um die 
Energiewende – deren dominante Argumentationen 
und blinde Flecken – widmen. Auch hinsichtlich der 
politischen Rahmenbedingungen, also der Regulation 
gesellschaftlicher Naturverhältnisse bezogen auf die 
spezifischen Bedingungen im Energiesektor, besteht 
Forschungsbedarf. 
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Commons, Solidarische Ökonomie und Wirtschaftsde-
mokratie setzen sich mit alternativen Unternehmens- 
und Organisationsformen auseinander, wobei der Fo-
kus zumeist auf Genossenschaften und öffentlichen 
Unternehmen liegt. Zu beiden Themen gibt es zahlrei-
che Veröffentlichungen, die bislang jedoch kaum mit 
den vorgestellten Ansätzen zu Commons, Solidari-
scher Ökonomie und Wirtschaftsdemokratie in Verbin-
dung gebracht werden. Die Konzepte von Commons 
und Solidarischer Ökonomie könnten hier einen wert-
vollen Beitrag zur kritischen Selbstreflexion leisten, et-
wa hinsichtlich der Mitgliederzusammensetzung oder 
der Wertschöpfungsketten solcher Unternehmen. In 
diesem Zusammenhang stellt sich schnell die Frage 
nach der Skalierbarkeit und den Potenzialen verschie-
dener Unternehmensformen: Welche Eigentums- und 
Organisationsformen eignen sich im Sinne einer ge-
meinwohlorientierten und demokratischen Energie-
versorgung besonders gut für welche Aufgaben? An 
welchem Punkt stoßen Selbstorganisation und Dezen-

tralisierung an ihre Grenzen? Wo Commons und So-
lidarische Ökonomie mit ihrer Fokussierung auf loka-
le und dezentrale Projekte zu kurz greifen, bietet das 
Konzept der Wirtschaftsdemokratie im Hinblick auf 
gesamtwirtschaftliche Steuerung und Vergesellschaf-
tung interessante Ansatzpunkte. Außerdem ist es ein 
guter Rahmen für die Untersuchung von Arbeitsbedin-
gungen und Mitbestimmungsrechten in Betrieben. 

In Tabelle 1 haben wir die verschiedenen Anschlüsse 
für eine kritische Energieforschung noch einmal über-
blicksartig zusammengestellt.

Eine kritische Energieforschung steht in enger Be-
ziehung zu energiepolitischen Kämpfen und Bewe-
gungen. Es muss ihr Ziel sein, AktivistInnen konzep-
tionelle Anregungen und empirisch fundiertes Wissen 
zu liefern, wie auch von den Erfahrungen energiepoli-
tischer Bewegungen zu lernen. In diesem Sinne bleibt 
kritische Energieforschung kein akademisches Projekt, 
sondern ein gemeinsamer Prozess von Wissenschaft-
lerInnen und AktivistInnen.
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Tabelle 1: Dimensionen, Elemente und Fragen einer kritischen Energieforschung

Dimensionen von Energie­
demokratie (Kap. 2)

Wichtige Elemente  
einer kritischen Energieforschung (Kap. 4) 

Mögliche Forschungsfragen  
für eine kritische Energieforschung (Kap. 4) 

Distributive Gerechtigkeit (1) �Analyse der Verteilung von Kosten und Nutzen in 
Transformationsprozessen zwischen verschiede-
nen gesellschaftlichen Gruppen (class, race, 
gender) und geographischen Raumeinheiten (lokal/
national/global); 

(2) Aufzeigen von Alternativen für eine faire Verteilung. 

(1) �Welche gesellschaftlichen Gruppen, welche Stadt-
teile und Regionen profitieren von der Transforma
tion der Energieversorgung? Welche tragen die 
Kosten? Unter welchen sozialen und ökologischen 
Bedingungen werden die Rohstoffe für EE-Techno-
logien gewonnen?

(2) �Wie lässt sich ein faires Verteilungssystem für die 
Kosten und Nutzen der Energiewirtschaft gestalten? 
Welche Möglichkeiten gibt es, die von negativen 
Konsequenzen Betroffenen an Gewinnen partizipie-
ren zu lassen?

Prozessuale Gerechtigkeit (1) �Analyse von Entscheidungsstrukturen im Hinblick 
auf die Einbindung verschiedener gesellschaftli-
cher Gruppen (class, race, gender) und geographi-
scher Räume (lokal/national/global) in politische 
und unternehmerische Entscheidungsprozesse; 

(2) �Untersuchung von (neuen) partizipativen Organisa-
tionsformen und Prozessen, Aufzeigen von Alter-
nativen für demokratische Entscheidungsstruktu-
ren. 

(1) �Wer trifft Entscheidungen in Bezug auf die Energie-
wende, welche Akteure und Gruppen bleiben aus-
gegrenzt? Welche Kapitalfraktionen können sich bei 
politischen Entscheidungen durchsetzen? 

(2) �Wie gestaltet sich die Mitgliederstruktur von Genos-
senschaften? Welche gesellschaftlichen Gruppen 
sind hier vertreten/nicht vertreten? Und warum? 
Wie können Genossenschaften offener gestaltet 
werden?

Zugang zu Energie (1) �Analyse des Zugangs zu Energie, Konsumgewohn-
heiten verschiedener gesellschaftlicher Gruppen 
und in unterschiedlichen Räumen; 

(2) �Aufzeigen von Alternativen für die Befriedigung 
von Grundbedürfnissen und nachhaltigen Konsum-
stilen. 

(1) �Wie lässt sich ein Zugang für alle Menschen zu 
Energie sicherstellen? 

(2) �Ist die Einführung von Sozialtarifen sinnvoll? Gibt es 
hierfür Beispiele? 

Gesellschaftliche 
Aneignung von 
Energieinfrastrukturen

(1) �Analyse von Eigentumsstrukturen und wirtschaftli-
chen Interessen; 

(2) �Aufzeigen von Alternativen für neue Eigentums- 
und Organisationsformen.

(1) �Wie sind Eigentums- und Mitbestimmungsrechte 
im Energiebereich geregelt? Wer profitiert von die-
sen Strukturen? Welche Grenzen bestehen im Hin-
blick auf die Größe selbstorganisierter und dezentra-
ler Energieprojekte? 

(2) �Welche Möglichkeiten für eine alternative 
Organisation von Erzeugungsanlagen, Verteilnetzen 
und Bereitstellung von Energie gibt es? Gibt es 
Beispiele für solidarische, gemeinschaftliche und 
demokratische Geschäftsmodelle? Sind Energiege-
nossenschaften, kommunale Stadtwerke oder Bio-
energiedörfer eher als die herkömmlichen Akteure 
im Energiesektor in der Lage, Gemeinwohlziele zu 
realisieren? Welche Rolle spielen solidarische, ge-
meinschaftliche und demokratische Ansätze im 
Selbstverständnis der verschiedenen Akteure? Wel-
che Organisations- und Eigentumsformen sind in 
welchen Bereichen (Stromerzeugung, Verteilnetze, 
Rohstoffe) und auf welchen Ebenen (lokal, regional, 
national, international) sinnvoll? 

Sozialökologische 
Transformation

(1) �Analyse der allgemeinen politökonomischen und 
ökologischen Rahmenbedingungen der Energie-
versorgung (stofflich-materielle Flüsse, Regulation 
von Arbeit und Naturverhältnissen, globale Wert-
schöpfungsketten); Analyse von Diskursen und 
Akteurskonstellationen im Energiebereich; 

(2) �Aufzeigen von Alternativen zur Transformation 
gesellschaftlicher Naturverhältnisse.

(1) �Wie lässt sich die Politische Ökologie der Energie-
wende beschreiben? Welche stofflich-materiellen 
Veränderungen (Verbrauch, CO2-Emissionen, Infra-
strukturen etc.) gibt es? Welche Veränderungen be-
wirkt die Umstellung auf erneuerbare Energien in 
globalen, regionalen und lokalen Wertschöpfungs-
ketten? Wie bilden sich bestehende Machtverhält-
nisse in Energieinfrastrukturen ab? Wie gestalten 
sich die Arbeitsbedingungen in neu gegründeten 
kommunalen Stadtwerken oder bei Herstellern von 
Solar- und Windkraftanlagen? (Wie) Werden dort 
wirtschaftsdemokratische Ziele von Mitbestim-
mung und Beteiligung praktiziert? Was sind die prä-
genden Diskurse bei der Transformation von Ener-
giesystemen? Welche Erzählungen und Argumente 
sind dominant, welche marginal? Welche gesell-
schaftlichen Gruppen haben die Deutungsmacht?

(2) �Wie verändert sich mit der Transformation von Ener-
giesystemen die Regulation gesellschaftlicher Na-
turverhältnisse? Kann die Energiewende zu einer 
Demokratisierung der gesellschaftlichen Naturver-
hältnisse beitragen? 
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